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Bundesrat: Ausschussempfehlungen zum ATADUmsG und KöMoG 

Die Fachausschüsse des Bundesrats haben ihre Beschlussempfehlungen zum 

Regierungsentwurf des ATAD-Umsetzungsgesetzes (ATADUmsG) und zum Re-

gierungsentwurf des Körperschaftsteuermodernisierungsgesetzes (KöMoG) ab-

gegeben. Die Stellungnahmen des Bundesrats zu den jeweiligen Gesetzesvorla-

gen sind Gegenstand der Plenarsitzung am 07.05.2021.  

Den Beschlussempfehlungen vom 26.04.2021 zum ATADUmsG sind insbeson-

dere folgende Punkte zu entnehmen: 

 Von der Verschärfung der der sog. Wegzugsbesteuerung sollte Abstand ge-

nommen werden. Es fehle insoweit eine europarechtliche Vorgabe. Die Ände-

rung begründe insbesondere im Mittelstand eine unmittelbare Liquiditätsbe-

lastung (Ziffer 11a). 

 Eine Absenkung der Niedrigbesteuerungsgrenze von derzeit 25 % auf ein Ni-

veau von 15 % sei unverzichtbar. Angesichts einer in vielen Staaten unter 

dieser Schwelle liegenden Steuerbelastung würden nunmehr vielfach auch 

Aktivitäten an klassischen ausländischen Industriestandorten betroffen, die 

regelmäßig aus nicht steuergestalterischen Gründen dort seit vielen Jahren 

aktiv sind. Hinzu komme die systematische Höherbesteuerung durch die feh-

lende Anrechenbarkeit der ausländischen Steuer auf die inländische Gewer-

besteuer. Dies gelte, wenn die ausländische Steuer weniger als 25 %, aber 

mehr als 15 % betrage (Ziffer 11b). 

 Zudem soll der Bundesrat seine Forderungen zum Abzugsteuerentlastungs-

modernisierungsgesetz im Hinblick auf Verrechnungspreisregelungen (Zif-

fer 9) wiederholen (vgl. bereits TAX WEEKLY # 9/2021), nachdem diese zu-

mindest nach den Beschlussempfehlungen des Bundestagsfinanzausschus-

ses nicht in dieses Gesetz Eingang finden werden (vgl. TAX WEEKLY 

# 15/2021). 

 Die Anwendungsvorschriften im Gesetzentwurf sollen auf Vollständigkeit ge-

prüft werden und dabei insbesondere der Gleichlauf der einkommensteuerli-

chen und körperschaftsteuerlichen Entstrickungsvorschriften sichergestellt 

werden (Ziffer 3). 

 Geprüft werden soll auch, ob das Wahlrecht zur Aufdeckung stiller Reserven 

in Fällen einer Stärkung deutscher Besteuerungsrechte auch für die körper-

schaftsteuerliche Entstrickungsbesteuerung übernommen werden kann, um 

einen Gleichlauf der einkommensteuerlichen und körperschaftsteuerlichen 

Entstrickungsvorschriften sicherzustellen (Ziffer 5).  

 Ebenso soll geprüft werden, ob die im Gesetzentwurf vorgesehenen Vor-

schriften zur Verhinderung hybrider Gestaltungen um Regelungen für umge-

kehrt hybride Rechtsträger ergänzt werden sollten, um die europarechtlichen 

Vorgaben vollständig und in einem Schritt umzusetzen (Ziffer 4). 
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Den Beschlussempfehlungen vom 26.04.2021 zum KöMoG sind insbesondere 

folgende Punkte zu entnehmen: 

 Zunächst soll der Bundesrat sein Bedauern zum Ausdruck bringen, dass die 

Bundesregierung einen Gesetzentwurf für das sog. Optionsmodell und eine 

Globalisierung des Umwandlungssteuerrechts vorgelegt hat, ohne die Länder 

in den Entscheidungsprozess einzubeziehen. Die Beteiligung der Länder hät-

te bei einem derart komplexen Vorhaben dazu beitragen können, bereits 

frühzeitig Zweifels- und Anwendungsfragen zu klären (Ziffer 1a). In der vorge-

legten Form sei das Optionsmodell für die Praxis allenfalls eingeschränkt 

tauglich, da es in wesentlichen Teilen nur rudimentär und nicht hinreichend 

rechtssicher ausgestaltet und daher mit erheblicher Mehrarbeit für die Fi-

nanzbehörden verbunden ist. Die vorgesehene Optionsregelung für Perso-

nenhandels- oder Partnerschaftsgesellschaften zur Körperschaftsbesteue-

rung müsse fachlich und organisatorisch noch eingehender geprüft und vor-

bereitet werden (Ziffer 1b).  

 Insoweit soll auch eine Verschiebung des erstmaligen Anwendungszeitpunkts 

der Option zur Körperschaftsteuer um mindestens ein Jahr gefordert werden 

(Ziffer 19). Unternehmen, Berater und Steuerverwaltung müsse der erforderli-

che Vorlauf gewährt werden.  

 Ganz zentral soll geprüft werden, ob im Hinblick auf die Einbeziehung funkti-

onal wesentlicher Betriebsgrundlagen im Sonderbetriebsvermögen der Ge-

sellschafter in den fiktiven Formwechsel des § 1a Abs. 2 KStG-E gegebenen-

falls ergänzt werden sollte, oder eine eindeutige Aussage hierzu in die weite-

ren Gesetzesmaterialien aufzunehmen ist. Das Erfordernis der Einbringung 

sollte klarstellend geregelt werden. Alternativ sollte eindeutig zum Ausdruck 

gebracht werden, dass mit den in der Gesetzesbegründung angesprochenen 

Nebenvereinbarungen die Übertragung funktional wesentlicher Betriebs-

grundlagen aus dem Sonderbetriebsvermögen in das Gesamthandsvermö-

gen gemeint ist (Ziffer 5). 

 Adressiert werden sollen zudem drohende ungerechtfertigte Besteuerungs-

nachteile oder auch gänzlich unbesteuerte Einkünfte in Fällen mit ausländi-

schen Gesellschaftern oder Auslandsvermögen, die es zu vermeiden gilt (Zif-

fer 11). Gleiches gilt für mögliche Gewinnverlagerungen ins Ausland (Ziffer 

15) sowie - soweit die Mitunternehmer in einem EU-/EWR Staat ansässig 

sind - für einen möglichen Verlust des Besteuerungsrechts auf im Inland ge-

bildete stille Reserven, die künftig in den Anteilen an der optierten Gesell-

schaft liegen (Ziffer 16). 

 Geprüft werden soll auch der Umgang mit Ergänzungsbilanzen für den Fall 

der Rückoption (Ziffer 9). 

 Insbesondere folgende weitere Nachbesserungen sollen gefordert werden: 

Vorschreiben einer gesetzlichen Form und Frist (Ausschlussfrist) für die An-

tragstellung zur Ausübung der Option aus Gründen der Rechtssicherheit (Zif-

fer 2 und 3). Für Option und Rückoption soll jeweils eine siebenjährige zeitli-

che Bindung vorgeschrieben werden (Ziffer 4). 



 

 
Seite 3 von 7 

 

# 16 
30.04.2021 

.04.2020 

 

 
28.03.2014 

 Internationalisierung des Umwandlungssteuergesetzes (Ziffer 17 und 18): Die 

Ausweitung des Umwandlungssteuergesetzes auf alle Umwandlungen von 

Körperschaften in Drittländern soll auf diejenigen Fälle in Drittstaaten be-

grenzt werden, mit denen die Bundesrepublik Deutschland in den bestehen-

den Doppelbesteuerungsabkommen eine sog. große Auskunftsklausel ver-

einbart hat. Denn bei der Überprüfung dieser Auslandssachverhalte ergäben 

sich Informationsdefizite der Finanzbehörden, da die nationalen Ermittlungs-

möglichkeiten im Regelfall aufgrund des Territorialitätsprinzips an der Staats-

grenze endeten. Der Bundesrat soll fordern, dass im weiteren Gesetzge-

bungsverfahren die weltweite Öffnung des Umwandlungssteuergesetzes vor-

erst zurückgestellt wird, bis abschließend steuerfachlich geklärt sei, welche 

konkreten Folgen sich durch die Öffnung des Umwandlungssteuergesetzes in 

Drittstaatsfällen für die öffentlichen Haushalte und für die Steuerverwaltungen 

der Länder ergeben. 

 

BFH: Erste Tätigkeitstätte bei Auslandsentsendung mit lokalem Arbeitsver-

trag 

Im Urteil vom 17.01.2020 (VI R 21/18) entschied der BFH, dass bei einer grenz-

überschreitenden Arbeitnehmerentsendung die ortsfeste betriebliche Einrichtung 

des aufnehmenden Unternehmens, erste Tätigkeitsstätte ist, wenn der Mitarbeiter 

dieser im Rahmen eines eigenständigen Arbeitsvertrags mit dem aufnehmenden 

Unternehmen für die Dauer der Entsendung zugeordnet ist. Damit bestätigt der 

BFH die Auffassung der Finanzverwaltung im BMF-Schreiben vom 25.11.2020 

(dort Rz. 23). 

Im Urteilsfall war der Mitarbeiter für die Dauer von drei Jahren in die USA ent-

sendet. Nach dem Entsendevertrag wurde der Arbeitsvertrag mit der deutschen 

Arbeitgebergesellschaft für die Zeit der Entsendung ruhend gestellt und der Mit-

arbeiter sollte mit der Gastgesellschaft einen lokalen Arbeitsvertrag schließen, 

der u.a. Einzelheiten zu Aufgabengebiet, Befugnissen und Verantwortlichkeiten 

des Klägers regeln sollte. In diesem Vertrag wurde u.a. als Arbeitsort („place of 

employment“) ein Standort der Gastgesellschaft vereinbart. 

Da die Wohnung in Deutschland beibehalten wurde und der Mitarbeiter weiterhin 

unbeschränkt einkommensteuerpflichtig war, erklärte er in seiner deutschen Ein-

kommensteuererklärung den in den USA bezogenen Arbeitslohn als dem Pro-

gressionsvorbehalt unterliegende Einnahmen und zog hiervon die Wohnungskos-

ten in den USA und die Kosten für Heimflüge nach Deutschland als Werbungs-

kosten ab. Der BFH versagte den Werbungskostenabzug, da der Mitarbeiter bei 

seiner Auslandstätigkeit nicht auswärts, sondern an seiner ersten Tätigkeitsstätte 

tätig wurde. 

Erste Tätigkeitsstätte ist nach § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG die ortsfeste betriebliche 

Einrichtung des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens (§ 15 AktG)  

oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten, der der Arbeitnehmer dauerhaft 

zugeordnet ist. Die Zuordnung wird gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG durch die 

dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die diese ausfüllenden Ab-
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sprachen und Weisungen bestimmt. Einer gesonderten Zuordnung für einkom-

mensteuerliche Zwecke bedarf es nicht. Nach der Rechtsprechung des BFH ent-

spricht es regelmäßig der Lebenswirklichkeit, dass der Mitarbeiter der betriebli-

chen Einrichtung des Arbeitgebers zugeordnet ist, in der er tatsächlich tätig ist 

oder werden soll. Die Zuordnung ist dauerhaft, wenn der Mitarbeiter unbefristet, 

für die Dauer des Dienstverhältnisses oder über einen Zeitraum von 48 Monaten 

hinaus an der jeweiligen Tätigkeitsstätte tätig werden soll (§ 9 Abs. 4 Satz 3 

EStG). Eine Zuordnung für die Dauer des Dienstverhältnisses liegt vor, wenn sie 

aus der maßgeblichen Sicht ex ante für die gesamte Dauer des Arbeits- oder 

Dienstverhältnisses Bestand haben soll.  

Dies war im Urteilsfall gegeben. Der Mitarbeiter sollte während seiner Entsen-

dung seine Arbeit in einem bestimmten Werk in den USA erbringen. Hiervon ab-

weichende Festlegungen lagen nicht vor. Diese konnten sich auch nicht aus dem 

ruhenden (deutschen) Arbeitsverhältnis ergeben, da der Mitarbeiter aufgrund des 

ruhenden Arbeitsverhältnisses der deutschen Gesellschaft gegenüber keine Ar-

beitsleistungen mehr zu erbringen hatte. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 26.04.2021 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

C-80/20 22.04.2021 

Vorabentscheidungsersuchen – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG 
– Art. 167 und 178 Buchst. a – Entstehung des Rechts auf Vorsteuerabzug – Entste-
hungszeitraum – Besitz einer Rechnung als materielle Voraussetzung – Abgrenzung zu 
den formellen Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs – Erstattungsrichtlinie (Richtlinie 
2008/9/EG) – Art. 14 Abs. 1 Buchst. a und Art. 15 – Bestandskraft einer nicht angefoch-
tenen ablehnenden Entscheidung – Rechtsfolgen der Stornierung (Annullierung) einer 
Rechnung und deren Neuausstellung 

 

Alle am 29.04.2021 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

VI R 50/18 11.02.2021 
Kein Ansatz von pauschalen Kilometersätzen bei Benutzung von regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmitteln i.S. des BRKG 

IV R 35/19 10.02.2021 
Bindungswirkung von sog. Von-bis-Werten in einer Zulassungsbescheinigung; 
Zulässigkeit der Entscheidung aufgrund Beratung im Rahmen einer Videokonfe-
renz 

V R 41/19 17.12.2020 Steuerbefreite Krankenbeförderung bei ärztlicher Verordnung 

IV R 40/19 17.12.2020 KraftStG: Keine Steuerbefreiung für Beförderung zu Tagespflege 

VI R 21/18 17.12.2020 
Erste Tätigkeitsstätte bei grenzüberschreitender Arbeitnehmerentsendung nach 
neuem Reisekostenrecht 

III R 73/18 09.12.2020 
Anrechnung von nicht im EU-Ausland beantragten Familienleistungen auf Kin-
dergeld nach deutschem Recht 

VII R 34/18 18.08.2020 
Übertragung von Prüfungsbefugnissen nach dem MiLoG auf die Zollverwaltung - 
Anwendbarkeit des MiLoG auf ausländische Transportunternehmen 

 

 

Alle am 29.04.2021 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

X E 5/20 06.04.2021 Gerichtskosten für eine Wiederaufnahmeklage 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=240245&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4798997
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110063/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110065/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110066/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110062/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110068/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150068/
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Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IV R 37/19 17.12.2020 
Inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 17.12.2020 IV R 41/19 - Steuerbefreite Kran-
kenbeförderung bei ärztlicher Verordnung 

IV R 14/20 
(IV R 42/16) 

17.12.2020 Teilwert gemäß § 5a Abs. 6 EStG als neue AfA-Bemessungsgrundlage 

VI R 22/18 17.12.2020 
Inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 17.12.2020 VI R 21/18: Erste Tätigkeitsstätte 
bei grenzüberschreitender Arbeitnehmerentsendung nach neuem Reisekosten-
recht 

VI R 23/18 17.12.2020 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 17.12.2020 VI R 21/18: Erste 
Tätigkeitsstätte bei grenzüberschreitender Arbeitnehmerentsendung nach neuem 
Reisekostenrecht 

VII R 36/18 15.12.2020 
Betreibenlassen einer Stromerzeugungsanlage gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b 
StromStG 

III R 43/18 09.12.2020 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 09.12.2020 III R 73/18 - An-
rechnung von nicht im EU-Ausland beantragten Familienleistungen auf Kinder-
geld nach deutschem Recht 

III R 31/18 09.12.2020 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 09.12.2020 III R 73/18 - Anrechnung 
von nicht im EU-Ausland beantragten Familienleistungen auf Kindergeld nach 
deutschem Recht 

VII R 12/19 18.08.2020 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 18.08.2020 VII R 34/18 - Übertragung 
von Prüfungsbefugnissen nach dem MiLoG auf die Zollverwaltung - Anwendbar-
keit des MiLoG auf ausländische Transportunternehmen 

VII R 35/18 18.08.2020 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 18.08.2020 VII R 34/18 - Über-
tragung von Prüfungsbefugnissen nach dem MiLoG auf die Zollverwaltung - An-
wendbarkeit des MiLoG auf ausländische Transportunternehmen 

 

Alle bis zum 30.04.2021 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV C 1 - S 1980-
1/19/10008 :017 

29.04.2021 
Anwendungsfragen zum InvStG in der ab 1. Januar 2018 geltenden Fas-

sung 

III C 2 - S 
7210/19/10002 :005 

22.04.2021 Mitbenutzungsrecht an Verzehrvorrichtungen Dritter 

 

 

 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150063/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150058/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150058/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150065/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150069/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150062/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150061/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150066/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2021-04-29-anwendungsfragen-zum-InvStG-in-der-ab-1-januar-2018-geltenden-fassung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2021-04-29-anwendungsfragen-zum-InvStG-in-der-ab-1-januar-2018-geltenden-fassung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-04-22-mitbenutzungsrecht-an-verzehrvorrichtungen-dritter.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-04-22-mitbenutzungsrecht-an-verzehrvorrichtungen-dritter.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse


Fz - In - Wi


zu Punkt … der 1004. Sitzung des Bundesrates am 7. Mai 2021


Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Anti-
Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD-Umsetzungsgesetz -
ATADUmsG)


A 


Der federführende Finanzausschuss und 


der Wirtschaftsausschuss


empfehlen dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 


Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:


1. Zu Artikel 1 Nummer 6 (§ 4k Absatz 5 EStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob der in 


§ 4k Absatz 5 EStG zur Verhinderung sogenannter Imported Mismatches 


vorgesehene hypothetische Vergleich, inwieweit der Abzug eingeschränkt 


gewesen wäre, wenn „der Gläubiger, der weitere Gläubiger oder die andere 


Person einer inländischen unbeschränkten Steuerpflicht unterlegen hätte“, in 


technischer Hinsicht vervollständigt werden muss.


Begründung: 


Betroffen ist insbesondere der Fall, dass eine im Ausland bestehende 
Rechtsbeziehung nach dem Recht des einen Staates anders behandelt wird als 
nach dem deutschen Steuerrecht, aber nach dem Recht eines dem 
erstgenannten Staat aus deutscher Sicht nachgeschalteten Staates so gesehen 
wird wie in Deutschland.


Fz
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Bei der nach § 4k Absatz 5 Satz 1 EStG anzuwendenden hypothetischen 
Prüfung bei inländischer unbeschränkter Steuerpflicht, stellt sich das Problem, 
dass der Abzug in diesem Fall nicht nach § 4k Absätze 1 bis 4 EStG, sondern 
nach allgemeinen Grundsätzen infolge der Qualifikation als Eigenkapital nicht 
abzugsfähig gewesen wäre. Das heißt bei einer Auslegung nach dem Wortlaut 
des hypothetischen Vergleichs mit „einer inländischen unbeschränkten 
Steuerpflicht“ drohen die Tatbestandsvoraussetzungen ins Leere zu laufen.


2. Zu Artikel 1 Nummer 11 Buchstabe f - neu - (§ 52 Absatz 35d - neu - EStG) 


Artikel 3 Nummer 4 Buchstabe c - neu - (§ 36 Absatz 5b - neu - GewStG) 


Artikel 5a - neu - (Artikel 97 § 36 Absatz 1, 2 EGAO) 


a) In Artikel 1 ist der Nummer 11 folgender Buchstabe f anzufügen: 


„f) Nach Absatz 35c wird folgender Absatz 35d eingefügt: 


„(35d) § 37 Absatz 3 Satz 3 EStG ist in Fällen des § 149 Absatz 3 der 


Abgabenordnung auf Antrag des Steuerpflichtigen mit der Maßgabe 


anzuwenden, dass für den Veranlagungszeitraum 2019 an die Stelle des 


15. Kalendermonats der 21. Kalendermonat und an die Stelle des 


23. Kalendermonats der 28. Kalendermonat tritt sowie dass für den 


Veranlagungszeitraum 2020 an die Stelle des 15. Kalendermonats der 


18. Kalendermonat tritt.““ 


b) In Artikel 3 ist der Nummer 4 folgender Buchstabe c anzufügen: 


„c) Nach Absatz 5a wird folgender Absatz 5b eingefügt: 


„(5b) § 19 Absatz 3 Satz 2 und 3 GewStG ist in Fällen des § 149 


Absatz 3 der Abgabenordnung auf Antrag des Steuerpflichtigen mit der 


Maßgabe anzuwenden, dass für den Erhebungszeitraum 2019 an die 


Stelle des 15. Kalendermonats der 21. Kalendermonat tritt sowie dass 


für den Erhebungszeitraum 2020 an die Stelle des 15. Kalendermonats 


der 18. Kalendermonat tritt.““


Fz 
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c) Nach Artikel 5 ist folgender Artikel 5a einzufügen: 


„Artikel 5a 


Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


In Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 


14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch 


Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Februar 2021 (BGBl. I S. 237) geändert 


worden ist, wird § 36 wie folgt geändert: 


1. Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


„(1) § 149 Absatz 3 der Abgabenordnung in der am … [einsetzen: 


Tag nach der Verkündung des vorliegenden Gesetzes] geltenden 


Fassung ist für den Besteuerungszeitraum 2019 mit der Maßgabe 


anzuwenden, dass an die Stelle des letzten Tags des Monats 


Februar 2021 der 31. August 2021 und an die Stelle des 31. Juli 2021 


der 31. Dezember 2021 tritt. § 149 Absatz 3 der Abgabenordnung in der 


am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung des vorliegenden 


Gesetzes] geltenden Fassung ist für den Besteuerungszeitraum 2020 mit 


der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle des letzten Tags des 


Monats Februar 2022 der 31. Mai 2022 tritt. § 149 Absatz 4 Satz 1 der 


Abgabenordnung in der am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung 


des vorliegenden Gesetzes] geltenden Fassung ist für den 


Besteuerungszeitraum 2020 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die 


Stelle des letzten Tags des Monats Februar 2022 der 31. Mai 2022 tritt. 


Im Übrigen bleibt § 149 Absatz 4 der Abgabenordnung jeweils 


unberührt.“


2. Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Abweichend von § 233a Absatz 2 Satz 1 der Abgabenordnung in der 


am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung des vorliegenden 


Gesetzes] geltenden Fassung beginnt der Zinslauf für den 


Besteuerungszeitraum 2020 am 1. Juli 2022.““


Folgeänderung: 


In der Inhaltsübersicht ist nach der Angabe zu Artikel 5 folgende Angabe 


einzufügen: 


„Artikel 5a Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung“
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Begründung: 


Zu Buchstabe a: 


Es handelt sich bei dieser Änderung um eine Folgeänderung zur 
Fristverlängerung der Steuererklärungsfristen nach § 149 Absatz 3 
Abgabenordnung (AO). 


Zeichnet sich bei der Erstellung der Steuererklärung eine größere 
Steuernachzahlung ab, empfehlen Steuerberater ihren Mandanten, die 
Festsetzung einer nachträglichen Vorauszahlung zu beantragen. Damit soll 
vermieden werden, dass die Nachzahlung in die Verzinsung nach § 233a AO 
fällt. Im Normalfall ist hierfür durch die Steuererklärungsfrist bis 28. Februar 
des Zweitfolgejahres und den Ablauf der 15-Monats-Frist am 31. März des 
Zweitfolgejahres ausreichend Zeit.  


Aufgrund der durch das Gesetz zur Verlängerung der Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht und des Anfechtungsschutzes für pandemiebedingte 
Stundungen sowie zur Verlängerung der Steuererklärungsfrist in beratenen 
Fällen und der zinsfreien Karenzzeit für den Veranlagungszeitraum 2019 vom 
15. Februar 2021 (BGBl. I S. 237) für den Veranlagungszeitraum 2019 und der 
durch dieses Gesetz für den Veranlagungszeitraum 2020 verlängerten 
Steuererklärungsfristen sind auch die Fristen des § 37 Absatz 3 Satz 3 EStG 
entsprechend anzupassen. 


Mit der Änderung soll ein Gleichklang der Fristen gewahrt bleiben. Die 
Steuerpflichtigen haben dadurch auf Antrag weiterhin die Möglichkeit, 
frühzeitig Steuerzahlungen zu leisten und Nachzahlungszinsen zu vermeiden, 
für die Verwaltung ergeben sich Verfahrenserleichterungen. 


Zu Buchstabe b: 


Diese Regelung ist erforderlich, um einen Gleichklang der Fristläufe bei 
nachträglichen Vorauszahlungen im Einkommen- und Körperschaftsteuerrecht 
sowie bei der Gewerbesteuer zu erzielen. Auf die Begründung zu Buchstabe a 
wird verwiesen.


Zu Buchstabe c: 


Mit dem Gesetz zur Verlängerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht 
und des Anfechtungsschutzes für pandemiebedingte Stundungen sowie zur 
Verlängerung der Steuererklärungsfrist in beratenen Fällen und der zinsfreien 
Karenzzeit für den Veranlagungszeitraum 2019 vom 15. Februar 2021 (BGBl. I 
S. 237) wurde die regulär mit Ablauf des Monats Februar 2021 endende 
Steuererklärungsfrist nach § 149 Absatz 3 AO für den Besteuerungszeitraum 
2019 um sechs Monate verlängert. Gleichzeitig wurde die – regulär 
fünfzehnmonatige – zinsfreie Karenzzeit des § 233a Absatz 2 Satz 1 AO für 
den Besteuerungszeitraum 2019 um sechs Monate verlängert. Grund für die 
gesetzliche Maßnahme war die Corona-Pandemie, die die steuerberatenden 
Berufe in besonderer Weise vor zusätzlichen Anforderungen stellt. Die 
Einhaltung der gesetzlichen Steuererklärungsfrist für den 
Besteuerungszeitraum 2019 ist dadurch in vielen Fällen möglich. Den 
Angehörigen der steuerberatenden Berufen wurde somit antraglos eine längere 
Bearbeitungszeit ohne Verspätungsfolgen in Gestalt von 
Verspätungszuschlägen und Zinsen eingeräumt. 
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Der Gesetzgeber hat damit der außergewöhnlichen Situation und zugleich den 
besonderen Herausforderungen der Angehörigen der steuerberatenden Berufe 
Rechnung getragen, die nicht nur Unternehmen bei der Erfüllung ihrer 
steuerlichen Pflichten unterstützen, sondern auch bei der Beantragung des 
Kurzarbeitergeldes und von Corona-Hilfeleistungen des Bundes und der 
Länder als sogenannte prüfende Dritte im öffentlichen Interesse liegende 
wichtige Aufgaben übernehmen. Sie sind unmittelbar in die Abwicklung der 
staatlichen Förderprogramme eingebunden und leisten damit einen großen 
Beitrag für den Erhalt einer breiten Zahl an wirtschaftlich massiv von der Krise 
betroffenen Unternehmen.  


Die Corona-Pandemie stellt die Angehörigen der steuerberatenden Berufe nicht 
nur gegenwärtig in besonderer Weise vor zusätzliche Belastungen und 
Anforderungen. Es ist bereits heute absehbar, dass die Corona-Krise trotz 
fortschreitender Impferfolge auch im nächsten Jahr noch tiefgreifende Spuren 
und Verwerfungen in der Wirtschaft hinterlassen wird, die zu verstärkten 
betriebswirtschaftlichen Beratungen durch die steuerberatenden Berufe führen 
werden. Vor allem ist hier zu nennen die von den Steuerberatern 
anzufertigende Bestätigung der Schlussabrechnungen für die jeweiligen 
Förderprogramme, die bis spätestens Ende dieses Jahres vorliegen müssen. 


Gefordert wird eine detaillierte Auflistung der tatsächlich angefallenen 
betrieblichen Fixkosten in den jeweiligen Fördermonaten sowie der tatsächlich 
in Anspruch genommenen Leistungen aus anderen Corona-bedingten 
Zuschussprogrammen des Bundes und der Länder. Auf der Grundlage der für 
die Schlussabrechnung erstellten Bestätigung des Steuerberaters überprüfen die 
Bewilligungsstellen, ob die Voraussetzungen für die Leistungsgewährung 
vorlagen oder zu Unrecht bewilligte Leistungen zurückzufordern sind. Damit 
hat die inhaltliche Richtigkeit der Bestätigung des Steuerberaters weitreichende 
Bedeutung u.a. für eine mögliche Haftung des Steuerberaters. 


Um den Steuerberatern neben den besonderen Aufgaben der gewissenhaften 
und arbeitsaufwendigen Erstellung der Schlussabrechnungen ausreichend Zeit 
für die Erstellung der Steuererklärung einzuräumen, wird die Frist für die 
Steuererklärung für den Besteuerungszeitraum 2020 um drei Monate 
verlängert. Durch eine frühzeitige gesetzliche Verlängerung wird Rechts- und 
Planungssicherheit für alle Beteiligten hergestellt. 


Für den Besteuerungszeitraum 2019 wurde davon abgesehen, den Zeitraum für 
die Vorabanforderung in § 149 Absatz 4 Satz 1 AO an die Abgabefristen aus 
Absatz 3 anzupassen, weil die Gesetzesänderung zu einem Zeitpunkt erfolgte, 
zu dem Vorabanforderungen unter Einhaltung des viermonatigen Vorlaufs 
nicht mehr möglich waren. Für den Besteuerungszeitraum 2020 sollte das 
Finanzamt im Einzelfall aber anordnen können, dass Erklärungen im Sinne des 
Absatzes 3 zu einem Zeitpunkt abzugeben sind, der nicht nur vor dem 
28. Februar 2022 liegt, sondern auch zwischen dem 1. März 2022 und dem 
31. Mai 2022 liegen kann. 
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Auf Grund der dreimonatigen Verlängerung der Erklärungsfrist nach Absatz 1 
wird auch die – regulär fünfzehnmonatige – zinsfreie Karenzzeit des § 233a 
Absatz 2 Satz 1 AO für den Besteuerungszeitraum 2020 um drei Monate 
verlängert. Dies betrifft gleichermaßen Erstattungs- wie Nachzahlungszinsen. 


3. Zu Artikel 1 Nummer 11 (§ 52 Absatz 1 EStG) und  


Artikel 2 Nummer 4 (§ 34 Absatz 1 KStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die bisher im 


Entwurf vorgesehenen Anwendungsvorschriften auf Vollständigkeit zu prüfen 


und dabei insbesondere einen Gleichlauf der einkommensteuerlichen und 


körperschaftsteuerlichen Entstrickungsvorschriften sicherzustellen. Diese wären 


nach derzeitigem Entwurfsstand für die Einkommensteuer über § 52 Absatz 1 


EStG ab dem Veranlagungszeitraum 2021 anzuwenden, für die Körperschaft-


steuer über § 34 Absatz 1 KStG aber schon ab 2020. 


Begründung: 


Der Gesetzentwurf enthält insbesondere zur geänderten Entstrickungs-
besteuerung in § 4 Absatz 1 Satz 3 EStG (Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a) 
keine gesonderte Anwendungsregelung. Die körperschaftsteuerliche 
Entstrickungsregelung in § 12 KStG nimmt in Absatz 1a Bezug auf die 
einkommensteuerliche Regelung (Artikel 2 Nummer 3 Buchsabe c). Auch zu 
§ 12 enthält der Gesetzentwurf keine gesonderte Anwendungsregelung. 


Auch wenn die ATAD-Richtlinie zwingende Anpassungen nur für 
Körperschaften vorsieht, erscheint ein zeitlicher Gleichlauf der Änderungen 
mit der Einkommensteuer sachgemäß.


Fz 
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4. Zu Artikel 1 allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die im 


Gesetzentwurf vorgesehenen Vorschriften zur Verhinderung hybrider 


Gestaltungen um Regelungen für umgekehrt hybride Rechtsträger ergänzt 


werden sollten, um die europarechtlichen Vorgaben vollständig und in einem 


Schritt umzusetzen.


Begründung: 


Artikel 9a der ATAD-Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten zu einer 
Regelung zur Besteuerung von Einkünften einer (im Inland eingetragenen oder 
niedergelassenen) transparenten Gesellschaft, soweit der Ansässigkeitsstaat 
eines oder mehrerer Gesellschafter (Beteiligung mindestens 50 Prozent) die 
Gesellschaft als intransparent behandelt („umgekehrt hybrider Rechtsträger“) 
und daher die Einkünfte auch bei dem/den Gesellschafter(n) keiner 
Besteuerung unterliegen. Daraus ergibt sich Umsetzungsbedarf in Deutschland, 
wenn im Ausland ansässige beherrschend Beteiligte eines umgekehrt hybriden 
Rechtsträgers aus dieser Beteiligung Einkünfte erzielen, die bisher weder der 
beschränkten Steuerpflicht nach § 49 EStG noch einer Besteuerung im Ausland 
unterliegen. 


Die Umsetzungsfrist für Artikel 9a ATAD endet am 31. Dezember 2021 
(Artikel 2 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2017/952). Es bietet sich an, die ohne-
hin anstehenden Ergänzungen im Zuge des laufenden Gesetzgebungs-
verfahrens aufzugreifen.


Fz 
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5. Zu Artikel 2 Nummer 3 b (§ 12 Absatz 1 KStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob das 


Wahlrecht zur Aufdeckung stiller Reserven in Fällen einer Stärkung deutscher 


Besteuerungsrechte auch für die körperschaftsteuerliche Entstrickungs-


besteuerung übernommen werden kann, um einen Gleichlauf der 


einkommensteuerlichen und körperschaftsteuerlichen Entstrickungsvorschriften 


sicherzustellen.


Begründung: 


Der Gesetzentwurf enthält zur geänderten Entstrickungsbesteuerung in 
§ 4 Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz EStG (Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a) 
die sich aus Artikel 5 Absatz 5 ATAD ergebende Verpflichtung zur 
grundsätzlichen Anerkennung des vom ausländischen Staat im Rahmen dessen 
Entstrickungsbesteuerung angesetzten Wertes durch gesetzestechnische Fiktion 
einer Entnahme mit anschließender Einlage. Mit Ausgestaltung der 
Wertverknüpfung als Wahlrecht sollen mögliche Hemmnisse bei der 
Überführung von Wirtschaftsgütern ins Inland vermieden werden. Ein solches 
Wahlrecht ist bei der Körperschaftsteuer bisher nicht vorgesehen.


Fz 
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6. Zu Artikel 3 Nummer 3 Buchstabe a 


(§ 9 Nummer 2 Satz 2, Satz 3, Satz 4 - neu -, Satz 5 GewStG)


In Artikel 3 Nummer 3 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen: 


„a) Nummer 2 Buchstabe a Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt: 


„(2) Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit im Gewinnanteil Einkünfte im 


Sinne des § 7 Satz 7 und 8 enthalten sind. Bei Lebens- und 


Krankenversicherungsunternehmen und Pensionsfonds ist Satz 1 auch auf 


den übrigen Gewinnanteil nicht anzuwenden. Satz 2 ist nicht anzuwenden, 


soweit diese Einkünfte bereits bei einer den Anteil am Gewinn 


vermittelnden inländischen offenen Handelsgesellschaft, Kommandit-


gesellschaft oder anderen Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als 


Unternehmer (Mitunternehmer) des Gewerbebetriebs anzusehen sind, 


Bestandteil des Gewerbeertrags waren. Bei Lebens- und 


Krankenversicherungsunternehmen und Pensionsfonds ist Satz 4 auf 


Einkünfte im Sinne des § 7 Satz 7 und 8 nicht anzuwenden;““


Begründung: 


In § 9 Nummer 2 Satz 2 GewStG-E ist redaktionell das Wort „Einkünften“ 
durch „Einkünfte“ zu ersetzen. Des Weiteren ist § 9 Nummer 2 Satz 5 
GewStG-E um die Nennung des § 7 Satz 7 GewStG zu ergänzen. § 9 
Nummer 2 Satz 5 GewStG-E ordnet an, dass bei Lebens- und 
Krankenversicherungs-unternehmen und Pensionsfonds die Kürzung für 
Einkunftsbestandteile im Sinne des § 7 Satz 8 GewStG wieder ausgeschlossen 
ist, auch wenn sie bereits auf Ebene der Mitunternehmerschaft der 
Gewerbesteuer unterlegen haben. 


Dies ist nachvollziehbar, weil der bisherige Kürzungsausschluss des § 9 
Nummer 2 Satz 2 GewStG für Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen 
sowie Pensionsfonds erfolgte, obwohl die Personengesellschaft die Einkünfte 
bereits einmal der Gewerbesteuer unterworfen hat. Die „Doppelbelastung“ mit 
Gewerbesteuer ist vor dem Hintergrund gerechtfertigt, dass die 
handelsrechtlich gebuchten Erträge aus den Anteilen an Personengesellschaften 
die Rückstellung für Beitragsrückerstattungen erhöhen (§ 21 KStG). Um die 
Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen sowie Pensionsfonds insoweit 
nicht doppelt zu begünstigen (Mehraufwand aus höherer Rückstellung und 
gewerbesteuerliche Kürzung), soll die Kürzung zu Recht ausgeschlossen 
werden.


Fz 
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Auch die über eine Mitunternehmerschaft bezogenen Hinzurechnungsbeträge 
im Sinne des § 10 Absatz 1 AStG sind im handelsrechtlichen Gewinn der 
Personengesellschaft enthalten. Sie werden im Zeitpunkt des 
Ausschüttungsbeschlusses der Zwischengesellschaft als handelsrechtliche 
Beteiligungserträge bei der Personengesellschaft erfasst. Danach werden sie 
beim Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen sowie Pensionsfonds 
(ggf. mit einer weiteren zeitlichen Verzögerung) auch handelsrechtlich Erträge. 
Diese handelsrechtliche Ertragsbuchung erfolgt spätestens bei Aufgabe bzw. 
Veräußerung der Beteiligung an der Personengesellschaft (oder der 
Zwischengesellschaft) – in diesen Fällen bei der Berücksichtigung des 
Veräußerungserlöses. 


Folglich erhöhen auch die Einkünfte aus der Zwischengesellschaft die 
Bemessungsgrundlage der Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
(§ 21 KStG). Dies erfolgt allerdings möglicherweise in einem anderen 
Wirtschaftsjahr als die Hinzurechnung der Einkünfte aus der 
Zwischengesellschaft beim Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen 
bzw. Pensionsfonds. Denn es wird regelmäßig in das Benehmen des 
beherrschenden Gesellschafters gestellt sein, ob die Zwischengesellschaft einen 
Ausschüttungsbeschluss fasst. Dieser Umstand kann eine gewerbesteuerliche 
Kürzung nicht rechtfertigen. 


Im Übrigen spricht die Begründung des Gesetzentwurfs zwar im Gegensatz 
zum Gesetzestext davon, dass die rein steuerlichen Einkunftsbestandteile aus 
einer passiven ausländischen Betriebstätte im Sinne des § 7 Satz 8 GewStG 
nicht im handelsrechtlichen Gewinn enthalten seien und deshalb insoweit eine 
Kürzung nach § 9 Nummer 2 GewStG gewährt werden müsse. Im 
handelsrechtlichen Ergebnis der Personengesellschaft sind die Ergebnisse der 
ausländischen Betriebstätte aber enthalten, da handelsrechtlich irrelevant ist, ob 
es sich um inländische oder ausländische Einkünfte handelt 
(Bilanzierungspflicht des (Welt-)Vermögens). Nur für steuerliche Zwecke wird 
der „Gesamtgewinn“ auf In- und Ausland aufgeteilt. Insofern ist die Aussage in 
der Begründung des Gesetzentwurfs, wonach „diese nur im steuerlichen 
Gewinn enthaltenen Einkünfte nicht in die vom handelsrechtlichen Gewinn 
abzuleitende Rückstellung für Beitragsrückerstattung eingehen“, unzutreffend 
und steht im Widerspruch zum Gesetzeswortlaut. 
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7. Zu Artikel 5 Nummer 2 (§ 1 Absatz 2 AStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren sprachliche 


Anpassungen in § 1 Absatz 2 AStG, insbesondere im Hinblick auf das 


Tatbestandsmerkmal der Beteiligung am Gewinn, zu prüfen.


Begründung: 


In § 1 Absatz 2 Nummer 1 AStG-E werden „die Person an dem 
Steuerpflichtigen oder der Steuerpflichtige an dieser Person“ den Buchstaben a 
und b vorangestellt. In Verbindung mit Buchstabe b ergibt sich daraus jedoch 
kein stimmiger Satz.  


8.  Zu Artikel 5 Nummer 2 (§ 1 Absatz 2 AStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die 


Definition des Begriffs der nahestehenden Person in § 1 Absatz 2 AStG um 


einen klarstellenden Hinweis bezüglich Netzwerkgesellschaften und deren 


Organisationseinheiten ergänzt werden kann. Hierzu könnte beispielsweise in 


§ 1 Absatz 2 Nummer 4 AStG eine widerlegbare Vermutung eingefügt werden, 


wonach bei allen Beteiligten an Netzwerken und deren Organisationseinheiten 


von einem eigenen Interesse an der Erzielung der Einkünfte des anderen 


auszugehen ist.


Begründung:


Bei Netzwerkgesellschaften handelt es sich um rechtlich selbständige 
Unternehmen in einem globalen Netzwerk (Verbund), die sich insbesondere 
durch eine enge strategische und fachliche Kooperation ausweisen. Im 
Zweifelsfall ist bei der Auslegung des Begriffs Netzwerk auf § 319b Satz 2 
HGB abzustellen. Bei der steuerlichen Prüfung der an solchen Netzwerken 
beteiligten Gesellschaften wird häufig das Nahestehen nach § 1 Absatz 2 AStG 
bestritten, so dass die regelmäßig hohen Zahlungen in internationale 
Netzwerke, die im Inland als Betriebsausgaben einkommensmindernd erfasst 
werden, auch bei Vereinbarung fremdunüblicher Bedingungen keiner


Fz 


Fz 
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Einkommenskorrektur nach § 1 AStG zugänglich sind. Hinzu kommt, dass 
Zahlungsströme häufig in Steueroasen enden. 


Eine ausdrückliche gesetzliche Regelung wäre wünschenswert, um eine 
angemessene inländische Besteuerung zur Verhinderung von 
Gewinnverlagerungen in Niedrigsteuergebiete bei Netzwerkgesellschaften 
sicherzustellen.  


9. Zu Artikel 5 Nummer 2 (§ 1 Absatz 2, 3 - neu - bis 3e - neu - AStG) 


In Artikel 5 ist die Nummer 2 wie folgt zu fassen: 


„2. § 1 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


< … weiter wie Vorlage > 


b) Absatz 3 wird durch die folgenden Absätze 3 bis 3e ersetzt: 


„(3) Für die Bestimmung der dem Fremdvergleichsgrundsatz 


entsprechenden Verrechnungspreise (Fremdvergleichspreise) für eine 


Geschäftsbeziehung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind die 


tatsächlichen Verhältnisse maßgebend, die dem jeweiligen 


Geschäftsvorfall zugrunde liegen. Insbesondere ist zu berücksichtigen, 


von welcher an dem Geschäftsvorfall beteiligten Person welche 


Funktionen in Bezug auf den jeweiligen Geschäftsvorfall ausgeübt, 


welche Risiken diesbezüglich jeweils übernommen und welche 


Vermögenswerte hierfür eingesetzt werden (Funktions- und 


Risikoanalyse). Die Verhältnisse im Sinne der Sätze 1 und 2 bilden den 


Maßstab für die Feststellung der Vergleichbarkeit des zu 


untersuchenden Geschäftsvorfalls mit Geschäftsvorfällen zwischen 


voneinander unabhängigen Dritten (Vergleichbarkeitsanalyse); die 


diesen Geschäftsvorfällen zugrunde liegenden Verhältnisse sind in 


entsprechender Anwendung der Sätze 1 und 2 maßgebend, soweit dies 


möglich ist. Abzustellen ist auf die Verhältnisse zum Zeitpunkt der 


Vereinbarung des Geschäftsvorfalls. Der Fremdvergleichspreis ist 


grundsätzlich nach der im Hinblick auf die Vergleichbarkeitsanalyse


Fz 
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und die Verfügbarkeit von Werten zu vergleichbaren 


Geschäftsvorfällen voneinander unabhängiger Dritter am besten 


geeigneten Verrechnungspreismethode zu bestimmen. Unterschiede 


zwischen den Verhältnissen der zum Vergleich herangezogenen 


Geschäftsvorfälle zwischen voneinander unabhängigen Dritten und den 


dem zu untersuchenden Geschäftsvorfall zugrunde liegenden 


Verhältnissen, die die Anwendung der Verrechnungspreismethode 


beeinflussen können, sind durch sachgerechte Anpassungen zu 


beseitigen, sofern dies möglich ist; dies gilt nur, wenn dadurch die 


Vergleichbarkeit erhöht wird. Können keine Vergleichswerte 


festgestellt werden, ist für die Bestimmung des Fremdvergleichspreises 


ein hypothetischer Fremdvergleich unter Beachtung des Absatzes 1 


Satz 3 aus Sicht des Leistenden und des jeweiligen 


Leistungsempfängers anhand ökonomisch anerkannter 


Bewertungsmethoden durchzuführen. 


(3a) Die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes führt 


regelmäßig zu einer Bandbreite von Werten. Diese Bandbreite ist 


einzuengen, wenn nach Anwendung von Absatz 3 Satz 6 Unterschiede 


in der Vergleichbarkeit verbleiben. Bieten diese Werte selbst keine 


Anhaltspunkte für eine bestimmte Einengung, so bleiben aus dieser 


Bandbreite das Viertel der kleinsten und das Viertel der größten Werte 


unberücksichtigt. Liegt der vom Steuerpflichtigen für seine 


Einkünfteermittlung verwendete Wert außerhalb der Bandbreite gemäß 


Satz 1 oder der eingeengten Bandbreite, ist der Median maßgeblich, 


wenn der Steuerpflichtige nicht glaubhaft macht, dass ein anderer Wert 


innerhalb der Bandbreite dem Fremdvergleichsgrundsatz mit höherer 


Wahrscheinlichkeit entspricht. Bei der Anwendung des hypothetischen 


Fremdvergleichs nach Absatz 3 Satz 7 ergibt sich regelmäßig aus dem 


Mindestpreis des Leistenden und dem Höchstpreis des 


Leistungsempfängers ein Einigungsbereich. In den Fällen des Satzes 5 


ist der Mittelwert des Einigungsbereichs zugrunde zu legen, wenn der 


Steuerpflichtige nicht glaubhaft macht, dass ein anderer Wert innerhalb 


des Einigungsbereichs dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht. 


(3b) Wird eine Funktion einschließlich der dazugehörigen Chancen 


und Risiken sowie der mitübertragenen oder mitüberlassenen 


Wirtschaftsgüter oder sonstigen Vorteile verlagert und ist auf die 
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verlagerte Funktion Absatz 3 Satz 7 anzuwenden, weil für die 


Verlagerung der Funktion als Ganzes (Transferpaket) keine 


Vergleichsdaten festgestellt werden können, ist der Einigungsbereich 


auf der Grundlage des Transferpakets zu bestimmen. Hiervon kann 


abgesehen werden, wenn der Steuerpflichtige glaubhaft macht, dass 


weder wesentliche immaterielle Wirtschaftsgüter noch sonstige Vorteile 


Gegenstand der Funktionsverlagerung waren. Dies gilt dann, wenn das 


übernehmende Unternehmen die übergehende Funktion ausschließlich 


gegenüber dem verlagernden Unternehmen ausübt und das Entgelt, das 


für die Ausübung der Funktion und die Erbringung der entsprechenden 


Leistungen anzusetzen ist, nach der Kostenaufschlagsmethode zu 


ermitteln ist.


(3c) Die Übertragung oder Überlassung zur Nutzung eines 


immateriellen Werts ist zu vergüten, wenn diese auf der Grundlage 


einer Geschäftsbeziehung im Sinne des Absatzes 4 erfolgt und hiermit 


eine finanzielle Auswirkung für den Übernehmer, den Nutzenden, den 


Übertragenden oder den Überlassenden verbunden ist. Immaterielle 


Werte sind Vermögenswerte, 


1. die weder materielle Wirtschaftsgüter oder Beteiligungen noch 


Finanzanlagen sind, 


2. die Gegenstand eines Geschäftsvorfalls sein können, ohne einzeln 


übertragbar sein zu müssen, und


3. die einer Person eine tatsächliche oder rechtliche Position über 


diesen Vermögenswert vermitteln können. 


Die Feststellung des Eigentums oder der Inhaberschaft an einem 


immateriellen Wert, einschließlich aus einem solchen abgeleiteter 


Rechte, ist Ausgangspunkt für die Bestimmung, welchem an dem 


Geschäftsvorfall beteiligten Unternehmen der Ertrag zusteht, der sich 


aus jedweder Art der Verwertung dieses immateriellen Wertes ergibt. 


Soweit eine dem Eigentümer oder dem Inhaber des immateriellen 


Werts nahestehende Person Funktionen im Zusammenhang mit der 


Entwicklung oder Erschaffung, der Verbesserung, dem Erhalt, dem 


Schutz oder jedweder Art der Verwertung des immateriellen Wertes 


ausübt, hierzu Vermögenswerte einsetzt oder Risiken übernimmt, sind 


diese Funktionen vom Eigentümer oder Inhaber der nahestehenden
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Person angemessen zu vergüten. Die Finanzierung der Entwicklung 


oder Erschaffung, des Erhalts oder des Schutzes eines immateriellen 


Wertes ist angemessen zu vergüten und berechtigt nicht zum Ertrag aus 


dem finanzierten immateriellen Wert.


(3d) Es entspricht nicht dem Fremdvergleichsgrundsatz, wenn ein 


aus einer grenzüberschreitenden Finanzierungsbeziehung innerhalb 


einer multinationalen Unternehmensgruppe resultierender Aufwand die 


Einkünfte des Steuerpflichtigen gemindert hat und


1. der Steuerpflichtige nicht glaubhaft machen kann, dass er 


a) den Kapitaldienst für die gesamte Laufzeit dieser 


Finanzierungsbeziehung von Anfang an hätte erbringen können 


und


b) die Finanzierung wirtschaftlich benötigt und für den 


Unternehmenszweck verwendet;


oder


2. soweit der seitens des Steuerpflichtigen zu entrichtende Zinssatz für 


eine grenzüberschreitende Finanzierungsbeziehung mit einer ihm 


nahestehenden Person den Zinssatz übersteigt, zu dem sich das 


Unternehmen unter Zugrundelegung des Ratings für die 


Unternehmensgruppe gegenüber fremden Dritten finanzieren 


könnte. Wird im Einzelfall nachgewiesen, dass ein aus dem 


Unternehmensgruppenrating abgeleitetes Rating dem 


Fremdvergleichsgrundsatz entspricht, ist dieses bei der Bemessung 


des Zinssatzes zu berücksichtigen. Als Finanzierungsbeziehung 


gelten insbesondere ein Darlehensverhältnis sowie die Nutzung 


oder die Bereitstellung von Fremdkapital und 


fremdkapitalähnlichen Instrumenten.


(3e) Es handelt sich regelmäßig um eine funktions- und risikoarme 


Dienstleistung, wenn 


1. eine Finanzierungsbeziehung von einem Unternehmen gegenüber 


einem anderen Unternehmen innerhalb einer multinationalen 


Unternehmensgruppe vermittelt wird, oder 


2. eine Finanzierungsbeziehung von einem Unternehmen an ein 


anderes Unternehmen innerhalb einer multinationalen
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Unternehmensgruppe weitergeleitet wird. Hiervon ist auch 


regelmäßig dann auszugehen, wenn ein Unternehmen in der 


Unternehmensgruppe für ein oder mehrere Unternehmen der 


Unternehmensgruppe die Steuerung von Finanzmitteln, wie etwa 


ein Liquiditätsmanagement, ein Finanzrisikomanagement, ein 


Währungsrisikomanagement oder die Tätigkeit als 


Finanzierungsgesellschaft, übernimmt. Die Sätze 1 und 2 gelten 


nicht, wenn anhand einer Funktions- und Risikoanalyse 


nachgewiesen wird, dass es sich nicht um eine funktions- und 


risikoarme Dienstleistung handelt.“


c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Absätze 1, 3 und 4“ durch 


die Wörter „Absätze 1, 3, 3a, 3b, 3c, 3d, 3e und 4“ ersetzt.


d) In Absatz 6 werden die Wörter „Absätze 1, 3 und 5“ durch die 


Wörter „Absätze 1, 3, 3a, 3b, 3c, 3d, 3e und 5“ ersetzt.““


Begründung: 


Der Bundesrat hatte in seiner 1001. Sitzung am 5. März 2021 empfohlen, § 1 
Absatz 3 AStG durch die Absätze 3 bis 3e zu ersetzen und § 1 Absatz 5 Satz 1, 
Absatz 6 AStG zu ändern (BR-Drucksache 50/21 (Beschluss), Ziffer 16 
und 17). 


Im weiteren – noch nicht abgeschlossenen Gesetzgebungsverfahren wurden 
diese Änderungen und Ergänzungen nicht übernommen. 


Zu Buchstabe b: 


Zu § 1 Absatz 3:  


Absatz 3 konkretisiert den in Absatz 1 Satz 1 enthaltenen 
Fremdvergleichsgrundsatz. Hierdurch wird die international anerkannte 
Vorgehensweise zur Bestimmung und Prüfung von Fremdvergleichspreisen im 
AStG deklaratorisch, konkretisierend und nachvollziehbar aufgenommen. Ziel 
ist es, das internationale Verständnis über die Anwendung des 
Fremdvergleichsgrundsatzes offenzulegen, um auf diese Weise auch zur 
Rechtssicherheit beizutragen, da eine einheitliche Anwendung sichergestellt 
werden kann.
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Zu Satz 1: 


Durch Satz 1 wird verdeutlicht, dass für die Bestimmung von fremdüblichen 
Verrechnungspreisen, also dem jeweiligen Fremdvergleichspreis, die 
tatsächlichen Verhältnisse, die dem jeweiligen zu untersuchenden 
Geschäftsvorfall zugrunde liegen und die preisrelevant sind, festzustellen sind. 
Diese gilt es, anhand rechtlicher und wirtschaftlicher Gegebenheiten sowie des 
tatsächlichen Verhaltens der einander nahestehenden, an dem Geschäftsvorfall 
Beteiligten festzustellen. Verhältnisse in diesem Sinne sind insbesondere 


- die vertraglichen Bedingungen eines Geschäftsvorfalls, soweit diese dem 
tatsächlichen Verhalten der an dem jeweiligen Geschäftsvorfall Beteiligten 
entsprechen, 


- die ausgeübten Funktionen der an dem Geschäftsvorfall Beteiligten unter 
Berücksichtigung der verwendeten Vermögenswerte und der übernommenen 
Risiken, einschließlich der Zusammenhänge zwischen diesen Funktionen und 
der allgemeinen Wertschöpfung der multinationalen Unternehmensgruppe, 
der Begleitumstände des Geschäftsvorfalls und der branchenüblichen 
Gepflogenheiten, 


- die Eigenschaften übertragener oder überlassener Vermögenswerte oder 
erbrachter Dienstleistungen, 


- die wirtschaftlichen Verhältnisse der an dem Geschäftsvorfall Beteiligten und 
die Verhältnisse des für den Geschäftsvorfall relevanten Marktes, 
einschließlich Standortvorteilen sowie der rechtlichen Rahmenbedingungen 
und 


- die von den an dem Geschäftsvorfall Beteiligten verfolgten 
Geschäftsstrategien (Tz. 1.36 OECD-Verrechnungspreisleitlinien). 


Zugleich wird eine Legaldefinition des Fremdvergleichspreises vorgenommen, 
um deutlich zu machen, dass es sich bei § 1 um eine Korrekturnorm handelt. 
Der Steuerpflichtige kann auf der ersten Stufe seiner Einkünfteermittlung 
Verrechnungspreise ansetzen, die in einem zweiten Schritt im Rahmen des 
Fremdvergleichsgrundsatzes zu überprüfen und bis zur fristgerechten Abgabe 
der Steuererklärung anzupassen sind. Hier ist ein dem 
Fremdvergleichsgrundsatz entsprechender Verrechnungspreis, der zur 
Verdeutlichung als Fremdvergleichspreis bezeichnet wird, zu ermitteln und der 
Besteuerung zugrunde zu legen.
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Zu Satz 2: 


Durch Satz 2 wird klargestellt, dass für die Bestimmung von 
Fremdvergleichspreisen insbesondere eine Funktions- und Risikoanalyse 
erforderlich ist (siehe hierfür Abschnitt D.1.2 OECD-
Verrechnungspreisleitlinien). Hierdurch wird zugleich ein zentrales Ergebnis 
des von den Vertretern der G20-Staaten initiierten und von der OECD 
durchgeführten BEPS-Projektes in nationales Recht hervorgehoben. So wird 
vor allem in Kapitel I der OECD-Verrechnungspreisleitlinien die Bedeutung 
von Funktions- und Risikoanalysen sowie die Tatsache hervorgehoben, dass 
die zwischen voneinander unabhängigen Dritten unter Marktbedingungen 
zustande kommenden Vergütungen regelmäßig die Funktionen und deren 
Umfang widerspiegeln, die von den unverbundenen Geschäftspartnern 
tatsächlich ausgeübt werden, wobei die Bewertung dieser funktionalen 
Beiträge auf deren wirtschaftlicher Bedeutung beruht (Tz. 1.51 OECD-
Verrechnungspreisleitlinien). 


Zu den relevanten Faktoren gehören neben grundsätzlich substituierbaren 
Routinebeiträgen auch die Verwendung einzigartiger Vermögenswerte, 
insbesondere einzigartiger immaterieller Werte (Tz. 6.17 OECD-
Verrechnungspreisleitlinien), sowie Entscheidungsfindungstätigkeiten, die auf 
Basis entsprechender tatsächlicher (nicht nur formaler) Kompetenzen ausgeübt 
werden (Tz. 1.51 ff. OECD-Verrechnungspreisleitlinien). 


Zu Satz 3: 


Durch Satz 3 wird sichergestellt, dass die nach den vorhergehenden Sätzen 
festgestellten tatsächlichen Verhältnisse auf Seiten der einander nahestehenden 
Geschäftspartner zum Fremdvergleich heranzuziehen sind. Maßstab ist somit 
der am konkreten Geschäft zu vollziehende Fremdvergleich. Das heißt, dass 
Geschäftsvorfälle voneinander unabhängiger Dritter zum Zeitpunkt von deren 
Vereinbarung zu ermitteln sind und deren tatsächliche Verhältnisse ebenfalls 
festzustellen sind, die es dann mit den festgestellten Verhältnissen des zu 
untersuchenden Geschäftsvorfalles zu vergleichen gilt; mithin ist eine 
Vergleichbarkeitsanalyse durchzuführen (Tz. 3.1 ff. OECD-
Verrechnungspreisleitlinien). 


Dabei können nur solche unter Marktbedingungen zustande gekommenen 
Geschäftsvorfälle zum Fremdvergleich herangezogen werden, die mit dem 
betreffenden Geschäftsvorfall vergleichbar sind. Allein die Feststellung, dass 
keine vergleichbaren Geschäftsvorfälle festgestellt oder nachgewiesen werden 
können, führt für sich gesehen nicht dazu, dass ein Verstoß gegen den 
Fremdvergleichsgrundsatz vorliegt. In solchen Fällen ist insbesondere ein 
Nachdenken erforderlich, wie fremde Dritte den betreffenden Geschäftsvorfall 
behandelt hätten.
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Zu den zu beachtenden rechtlichen Gesichtspunkten gehören unter anderem die 
vertraglichen Bedingungen eines Geschäftsvorfalls, soweit diese mit dem 
tatsächlichen Verhalten einander nahestehender Vertragspartner 
übereinstimmen, sowie insbesondere nicht abdingbare, zivilrechtliche 
Gegebenheiten. Zu den in wirtschaftlicher Hinsicht relevanten Aspekten 
gehören neben den ausgeübten Funktionen, kontrollierten Risiken und 
eingesetzten Vermögenswerten insbesondere die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Beteiligten und die Verhältnisse des für den Geschäftsvorfall relevanten 
Marktes, einschließlich Standortvorteilen sowie aller rechtlichen 
Rahmenbedingungen und Begleitumstände, die von den Beteiligten verfolgten 
Geschäftsstrategien sowie die Eigenschaften übertragener oder überlassener 
Vermögenswerte oder erbrachter Dienstleistungen, denen je nach der zur 
Durchführung des Fremdvergleichs verwendeten Methode ein 
unterschiedliches Gewicht zukommen kann. 


Diese rechtlichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte sind im Rahmen einer 
Gesamtbewertung unter Würdigung aller Umstände des Einzelfalles zunächst 
daraufhin zu untersuchen, ob überhaupt eine Vergleichbarkeit eines auf den 
ersten Blick in Betracht kommenden zum Vergleich heranzuziehenden 
Geschäftsvorfalls mit dem zu untersuchenden Geschäftsvorfall vorliegt oder 
eine Vergleichbarkeit durch sachgerechte Anpassungen des zum Vergleich 
heranzuziehenden Geschäftsvorfalles hergestellt werden kann; hierbei können 
je nach den Umständen des Einzelfalls insbesondere ökonomisch fundierte 
Aspekte heranzuziehen sein. 


Im Rahmen dieser Untersuchung sind die vorgenannten rechtlichen und 
wirtschaftlichen Aspekte somit grundsätzlich sowohl auf den zu 
untersuchenden Geschäftsvorfall als auch auf die als vergleichbar in Betracht 
kommenden Geschäftsvorfälle zwischen fremden Dritten anzuwenden. Für den 
Fall, dass hiernach überhaupt keine vergleichbaren Geschäftsvorfälle und somit 
auch keine Vergleichswerte festgestellt oder nachgewiesen werden können, 
können die nämlichen Gesichtspunkte sowohl im Rahmen der 
Glaubhaftmachung desjenigen Preises im Einigungsbereich nach Absatz 3a 
von Bedeutung sein, der dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht, als auch im 
Rahmen der Bestimmung dieses Einigungsbereichs selbst. 


Zu Satz 4: 


Satz 4 hat keine Entsprechung im bisherigen Absatz 3. Durch Satz 4 wird 
klarstellend hervorgehoben, dass nur die zum Zeitpunkt der Vereinbarung des 
zu untersuchenden Geschäftsvorfalls vorhandenen und vorhersehbaren 
Informationen zur Fremdvergleichspreisermittlung herangezogen werden. 
Informationen, die zu diesem Zeitpunkt objektiv nicht hätten berücksichtigt 
werden können, dürfen sich nicht auf den Fremdvergleichspreis auswirken. 


Maßgebender Zeitpunkt für den Fremdvergleich ist der Abschluss des 
Vertrages, der der Gewährung des Vermögensvorteils zugrunde liegt (siehe 
auch OECD-Verrechnungspreisleitlinien, Tz. 3.69, 5.27 ff.).
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Den zu untersuchenden Geschäftsvorfällen und den zum Vergleich 
heranzuziehenden Geschäftsvorfällen sind daher diejenigen Verhältnisse 
einschließlich objektiv vorhersehbarer zukünftiger Entwicklungen zugrunde zu 
legen, die im Zeitpunkt der Vereinbarung des jeweiligen Geschäftsvorfalls 
bestanden haben; die zum Vergleich heranzuziehenden Geschäftsvorfälle 
dürfen jedoch nur insoweit berücksichtigt werden, als diese im Zeitpunkt der 
Vereinbarung des zu untersuchenden Geschäftsvorfalls bereits vereinbart 
worden waren.


Zu Satz 5: 


Nach Satz 5 wird bestimmt, dass ein konkreter Fremdvergleich durchzuführen 
ist und für die Bestimmung des Fremdvergleichspreises grundsätzlich im 
internationalen Kontext anerkannte Verrechnungspreismethoden zu verwenden 
sind, sofern dies möglich ist. Die OECD erläutert diesbezüglich insbesondere 
die geschäftsvorfallbezogenen Standardmethoden und die 
geschäftsvorfallbezogenen Gewinnmethoden (Tz. 2.1 ff. OECD-Verrechnungs-
preisleitlinien). 


Bei den geschäftsvorfallbezogenen Standardmethoden handelt es sich um die 
Preisvergleichsmethode, die Wiederverkaufspreismethode und die Kosten-
aufschlagsmethode. Zu den geschäftsvorfallbezogenen Gewinnmethoden 
zählen die geschäftsvorfallbezogene Nettomargenmethode und die 
geschäftsvorfallbezogene Gewinnaufteilungsmethode. 


Die Auswahl der Verrechnungspreismethode zielt immer darauf ab, für jeden 
Einzelfall die am besten geeignete Methode zu finden. Zu diesem Zweck sollte 
das Auswahlverfahren den jeweiligen Vor- und Nachteilen der von der OECD 
anerkannten Methoden, der Angemessenheit der herangezogenen Methode 
angesichts der Art des konzerninternen Geschäftsvorfalls, die im Einzelnen 
durch eine Funktionsanalyse bestimmt wird, der Verfügbarkeit zuverlässiger 
Informationen (insbesondere zu vergleichbaren Fremdgeschäftsvorfällen), die 
zur Anwendung der ausgewählten Methode und/oder Methoden notwendig 
sind, sowie dem Grad der Vergleichbarkeit von konzerninternen 
Geschäftsvorfällen und Fremdgeschäftsvorfällen Rechnung tragen, 
einschließlich der Zuverlässigkeit der Anpassungen, die zur Herstellung der 
Vergleichbarkeit erforderlich sein können, um eventuell zwischen den 
Geschäftsvorfällen bestehende erhebliche Unterschiede zu beseitigen (Tz. 2.2 
OECD-Verrechnungspreisleitlinien). Allein die Feststellung, dass keine 
vergleichbaren Geschäftsvorfälle festgestellt oder nachgewiesen werden 
können, führt für sich gesehen nicht dazu, dass ein Verstoß gegen den 
Fremdvergleichsgrundsatz vorliegt. Eine Bindung an 
Verrechnungspreismethoden ist entsprechend auch nicht zwingend, um eine 
Geschäftsbeziehung als fremdüblich zu würdigen; siehe in diesem 
Zusammenhang insbesondere § 1 Absatz 3 Satz 7 zum hypothetischen 
Fremdvergleich.
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Die geschäftsvorfallbezogenen Standardmethoden gelten als die Methoden, mit 
denen sich am unmittelbarsten feststellen lässt, ob die kaufmännischen und 
finanziellen Beziehungen zwischen verbundenen Unternehmen 
fremdvergleichskonform sind (Tz. 2.3 OECD-Verrechnungspreisleitlinien). In 
Situationen, in denen die Preisvergleichsmethode und eine andere 
Verrechnungspreismethode gleichermaßen zuverlässig Anwendung finden 
können, ist die Preisvergleichsmethode vorzuziehen (Tz. 2.3 OECD-
Verrechnungspreisleitlinien). Die angeführten Methoden stellen jedoch keine 
abschließende Aufzählung dar. Zwar führt auch die OECD in ihren 
Verrechnungspreisleitlinien nur diese fünf Methoden als 
Verrechnungspreismethoden an, jedoch kann beispielsweise auch eine 
Kombination der Methoden im Einzelfall angebracht sein. 


Zu Satz 6: 


Gemäß Satz 6 heißt vergleichbar sein, dass keiner der Unterschiede (sofern 
vorhanden) zwischen den im Rahmen der Methode verglichenen 
Gegebenheiten die untersuchten Bedingungen beeinflussen kann, oder dass 
hinreichend genaue Anpassungen erfolgen können, um die Auswirkung dieser 
Unterschiede auszuschließen (Tz. 3.47 OECD-Verrechnungspreisleitlinien). 
Vergleichbarkeitsanpassungen sollten nur dann in Betracht gezogen werden, 
wenn damit zu rechnen ist, dass sie die Verlässlichkeit der Ergebnisse erhöhen. 
Zu den diesbezüglich relevanten Erwägungen gehört die Wesentlichkeit des 
Unterschieds, für den eine Anpassung erwogen wird, die Qualität der 
anzupassenden Werte, der Zweck der Anpassung und die Verlässlichkeit des 
Ansatzes, der zur Anpassung verwendet wird (Tz. 3.47 OECD-
Verrechnungspreisleitlinien). 


Zu Satz 7: 


Inhaltlich entspricht Satz 7 dem bisherigen § 1 Absatz 3 Satz 5. Wenn keine 
Vergleichswerte – also insbesondere Preise und sonstige Bedingungen eines 
Geschäftsvorfalls, Kostenaufteilungen, Gewinnaufschläge, Bruttospannen, 
Nettospannen oder Gewinnaufteilungen – ermittelt werden können, ist durch 
ökonomisches Nachdenken und, damit einhergehend, die Anwendung 
ökonomisch fundierter und in der Fachöffentlichkeit anerkannter 
Vorgehensweisen darzulegen, dass ein angesetzter Verrechnungspreis mit dem 
Fremdvergleichsgrundsatz übereinstimmt und damit dem Fremdvergleichspreis 
entspricht. Dies äußert sich insbesondere im hypothetischen Fremdvergleich. 
Es wird mit dem hypothetischen Fremdvergleich keine Bewertungsmethode 
vorgeschrieben; vielmehr wird auf ökonomisch anerkannte 
Bewertungsmethoden abgestellt. Solche anerkannten Methoden sind vor allem 
Ertragswertmethoden oder Discounted-Cashflow-Methoden, die auf 
innerbetrieblichen Planrechnungen beruhen. Auch die OECD erkennt 
Bewertungsmethoden als nützliche Instrumente an (Tz. 6.145, 6.153 OECD-
Verrechnungspreisleitlinien). Insbesondere wird die Anwendung von auf den 
Einkünften beruhenden Bewertungsmethoden, vor allem solchen, die auf der 
Berechnung des abgezinsten Werts prognostizierter zukünftiger 
Einnahmeströme bzw. Cashflows basieren, bei sachgerechter Anwendung als 
hilfreich erachtet und sind in den Wirtschaftswissenschaften anerkannt. 
Entsprechend sind alle bewertungsrelevanten Parameter zu erfassen und in der
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Bewertung zu berücksichtigen; dies gilt auch für Steuereffekte, da diese 
bewertungsrelevant sind und dies u. a. in der ökonomischen Literatur, der 
Rechtsprechung des BGH und in der Praxis (siehe IDW Standards S 1 und S 5) 
unbestritten ist. Um eine sachgerechte Bewertung vornehmen zu können, sind 
in jedem Fall das Funktions- und Risikoprofil und die Auswirkungen des zu 
würdigenden Geschäftsvorfalls auf dieses entsprechend Absatz 3 Satz 2 zu 
beachten und in der Bewertung zu berücksichtigen. 


Dabei kann aus OECD-Sicht eine solche Bewertungsmethode im Rahmen einer 
Verrechnungspreismethode, insbesondere der geschäftsvorfallbezogenen 
Gewinnaufteilungsmethode, oder als eigenständige Bewertungstechnik 
angewendet werden. 


Es erfolgte schließlich eine redaktionelle Anpassung auf Grund der 
vorhergehenden Änderungen. Neu aufgenommen wird das Wort „jeweiligen“ 
vor dem Wort „Leistungsempfänger“, um klarzustellen, dass es mehr als einen 
Leistungsempfänger geben kann. 


Zu § 1 Absatz 3a: 


Zu Satz 1: 


Satz 1 regelt, dass die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes 
grundsätzlich nicht dazu führt, dass ein einziger Wert ermittelt wird. Da die 
Verrechnungspreisbestimmung nicht exakt und eindeutig sein kann (Tz. 1.13 
OECD-Verrechnungspreisleitlinien), wird es auch viele Situationen geben, bei 
denen die Anwendung der am besten geeigneten Methode bzw. Methoden eine 
Bandbreite von Werten ergibt, von denen alle mehr oder minder gleich 
zuverlässig sind (Tz. 3.55 OECD-Verrechnungspreisleitlinien). § 1 Absatz 3 
Satz 1 in der bisherigen Fassung enthält bereits diesen Gedanken. 


Zu Satz 2: 


Sind mehrere Werte vorhanden und bestehen Unterschiede in der 
Vergleichbarkeit, so ist nach Satz 2 die sich ergebende Bandbreite einzuengen 
(Tz. 3.56 OECD-Verrechnungspreisleitlinien). Sofern feststellbar ist, dass 
manche Fremdvergleichsgeschäftsvorfälle einen geringeren Grad an 
Vergleichbarkeit aufweisen als andere, sollten diese ausgeschlossen werden. 
Hierdurch soll erreicht werden, dass nur Werte in der Bandbreite verbleiben, 
die für einen Vergleich am geeignetsten sind. Siehe auch Begründung zu 
Satz 3. 


Zu Satz 3: 


Satz 3 bestimmt, wie die Einengung zu erfolgen hat. In einem ersten Schritt 
sind die Fremdvergleichsgeschäftsvorfälle auszuschließen, die einen 
geringeren Grad an Vergleichbarkeit aufweisen als andere (Tz. 3.56 OECD-
Verrechnungspreisleitlinien).
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Geben die danach verbleibenden Werte selbst keinen Anhaltspunkt für eine 
bestimmte Einengung und verbleibt eine Anzahl von Werten, die es zulassen, 
statistische Methoden zur Einengung von Bandbreiten sinnvoll anzuwenden, ist 
gemäß Satz 5 als Methode zur Einengung der Bandbreite die 
Interquartilsmethode zu verwenden. Der hierfür maßgebliche  
(Inter-)Quartilsabstand bezeichnet die Differenz zwischen dem oberen und dem 
unteren Quartil, also Q0,75-Q0,25 und umfasst daher 50 Prozent der 
Verteilung. Dementsprechend sind die Beobachtungen der Größe nach 
anzuordnen und lediglich die mittleren 50 Prozent der Beobachtungen zu 
verwenden. Hierdurch soll die Verlässlichkeit der Analyse verbessert werden 
(Tz. 3.57 OECD-Verrechnungspreisleitlinien). 


Zu Satz 4: 


Satz 4 entspricht inhaltlich weitgehend dem bisherigen § 1 Absatz 3 Satz 4. Es 
erfolgt eine redaktionelle Anpassung und dem Steuerpflichtigen wird eine 
Nachweismöglichkeit eingeräumt darzulegen, weshalb ein anderer Wert dem 
Fremdvergleichsgrundsatz entspricht. 


Eine inhaltliche Änderung geht damit nicht einher. Mit der Regelung soll 
weiterhin dazu beigetragen werden, sicherzustellen, dass das deutsche 
Besteuerungsrecht nicht ohne sachliche Begründung ungerechtfertigt zu 
Gunsten der ausländischen Besteuerung geschmälert wird. Demzufolge ist in 
den Fällen, in denen der Steuerpflichtige einen Verrechnungspreis außerhalb 
der Bandbreite angesetzt hat, eine Einkommenskorrektur vorzunehmen, die 
dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Median und dem vom Steuerpflichtigen 
verwendeten Wert entspricht. Schließlich wird dem Steuerpflichtigen aber die 
Möglichkeit eingeräumt, Argumente dafür vorzubringen, dass seine 
konzerninternen Geschäftsbedingungen dem Fremdvergleichsgrundsatz mit 
höherer Wahrscheinlichkeit entsprechen und dass das Ergebnis in der 
Bandbreite der fremdüblichen Werte liegt (Tz. 3.61 OECD-
Verrechnungspreisleitlinien). 


Inhaltlich greift Satz 5 Absatz 3 Satz 7 auf. Hiernach ist ein hypothetischer 
Fremdvergleich aus Sicht des Leistenden und des jeweiligen 
Leistungsempfängers anhand ökonomisch anerkannter Bewertungsmethoden 
durchzuführen. Entsprechend resultieren hieraus Grenzpreise des Leistenden 
und des jeweiligen Leistungsempfängers. Diese bilden regelmäßig einen 
Einigungsbereich aus Mindestpreis und Maximalpreis. Bei einem unterstellten 
rationalen Verhalten unabhängiger Entscheidungsträger kann es nur dann zu 
einer Einigung kommen, wenn die Preisobergrenze des Nachfragers über der 
Preisuntergrenze des Anbieters liegt. Bei einem negativen Einigungsbereich, 
also wenn die Preisuntergrenze oberhalb der Preisobergrenze liegt, ist zu 
prüfen, ob die Ursachen hierfür in einem weiteren Geschäftsvorfall oder 
weiteren Geschäftsvorfällen begründet liegen und dementsprechend 
insbesondere der Höchstpreis des Leistungsempfängers falsch ermittelt wurde.
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Zu Satz 6: 


Der Satz 6 entspricht inhaltlich dem bisher geltenden § 1 Absatz 3 Satz 7. 


Zu § 1 Absatz 3b: 


Zu Satz 1: 


Absatz 3b hat keine Entsprechung im bisherigen § 1 und ist Resultat der 
Neugliederung des Absatzes 3 in verschiedene, thematisch getrennte Absätze. 
In Absatz 3b wurde der Inhalt aus § 1 Absatz 3 Satz 9 aufgenommen. Es 
erfolgt eine redaktionelle Anpassung auf Grund der vorhergehenden 
Änderungen. Zudem wird das Transferpaket nunmehr legal definiert, ohne dass 
damit eine Änderung des bisherigen Verständnisses verbunden wäre. Es 
besteht weiterhin aus einer Funktion und den mit dieser Funktion 
zusammenhängenden Chancen und Risiken sowie den Wirtschaftsgütern oder 
sonstigen Vorteilen, die das verlagernde Unternehmen dem übernehmenden 
Unternehmen zusammen mit der Funktion überträgt oder zur Nutzung 
überlässt, und den in diesem Zusammenhang erbrachten Dienstleistungen (s. 
auch § 1 Absatz 3 FVerlV). Eine Vergütung auf der Grundlage des 
Transferpakets richtet sich auch nach dem Übernehmer und damit danach, ob 
ein fremder Dritter bereit wäre, für das Transferpaket ein Entgelt zu entrichten 
(s. auch § 1 Absatz 3 Satz 7). 


Zu Satz 2: 


Der Satz 2 übernimmt die Ausnahmeregelung des derzeit geltenden § 1 
Absatz 3 Satz 10 erster Halbsatz erste Alternative.


Zu Satz 3: 


Satz 3 übernimmt den Inhalt aus § 2 Absatz 2 der derzeitigen Verordnung zur 
Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes nach § 1 Absatz 1 AStG in Fällen 
grenzüberschreitender Funktionsverlagerungen (Funktionsverlagerungs-
verordnung). 


Zu § 1 Absatz 3c: 


Absatz 3c hat keine Entsprechung im bisher geltenden § 1. Mit diesem Absatz 
wird ein zentrales Ergebnis des BEPS-Projekts aufgenommen und verdeutlicht, 
dass sich Deutschland an dem auf OECD-Ebene vereinbarten Konsens 
orientiert. Das maßgebende Kapitel ist Kapitel VI der OECD-
Verrechnungspreisleitlinien, welches spezielle Ausführungen zu immateriellen 
Werten enthält.  


Aus deutscher Sicht ist damit jedoch keine Neuerung bzw. keine neue 
Behandlung von immateriellen Werten verbunden. Die von der OECD 
nunmehr etablierte wirtschaftliche Betrachtungsweise war und ist der 
Verrechnungspreisprüfung aus deutscher steuerrechtlicher Sicht seit jeher 
zugrunde zu legen.
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Zu § 1 Absatz 3d und 3e AStG: 


Allgemein: 


Mit den im Entwurf des Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetzes (BR-
Drucksache 50/21) vorgesehenen Änderungen des § 1 AStG erfolgt eine 
Anpassung der zentralen Korrekturnorm für Verrechnungspreisvereinbarungen 
zwischen international verbundenen Unternehmen auf der Basis der 
internationalen Entwicklungen, insbesondere des BEPS-Projekts (Base Erosion 
Profit Shifting) der OECD und den darauf beruhenden OECD-
Verrechnungspreisleitlinien für multinationale Unternehmen und Steuer-
verwaltungen 2017 (OECD-Verrechnungspreisleitlinien). 


Nicht geregelt sind allerdings die Bereiche der Finanztransaktionen die im 
Inclusive Framework on BEPS in den Aktionspunkten 4, 8-10 angesprochen 
sind und ihre praktische Umsetzung im Kapitel 10 der OECD-
Verrechnungspreisleitlinien vom Februar 2020 gefunden haben. 


Hierbei handelt es sich neben dem Bereich der Lizenzierung um den für die 
Praxis wichtigsten Bereich der Verrechnungspreisgestaltung und -prüfung. Wie 
aktuell anhängige Verfahren beim Bundesfinanzhof zeigen, handelt es sich 
zudem um einen Bereich, für den sich eine Vielzahl von Grundsatzfragen 
ergeben, u. a.: 


- Sind für konzerninterne Finanzierungen Finanzbeziehungen mit Banken als 
Vergleichsmaßstab heranzuziehen oder führt dies aufgrund des 
unterschiedlichen Risiko- und Tätigkeitsprofils zu nicht vergleichbaren 
Werten? 


- Ist ein angemessener Zinssatz nach der Preisvergleichs- oder 
Kostenaufschlagsmethode festzulegen? 


- Können auf dem Markt angebotene Kreditratings durch entsprechende 
Dienstleister berücksichtigt werden und ist hierbei auf die Kreditwürdigkeit 
der einzelnen aufnehmenden Konzerngesellschaft oder das sogenannte 
Konzernrating abzustellen? 


Da der Bundesfinanzhof und die Finanzgerichte nach ständiger 
Rechtsprechung nicht an die OECD-Leitlinien gebunden sind, sollten diese 
Grundsatzfragen durch den Bundesgesetzgeber geregelt werden. 


Hierzu sind die Regelungen in § 1 Absatz 3d AStG zu Finanzierungs-
beziehungen und in § 1 Absatz 3e AStG zu Finanzierungsdienstleistungen 
erforderlich. 


Im Gegensatz zu einer noch im Referentenentwurf des Bundesministeriums der 
Finanzen zum ATAD-UmsG vom 13. Dezember 2019 vorgesehenen Regelung 
eines § 1a AStG-E erfolgt die Normierung nicht als umfassender sogenannter 
treaty override, sondern beschränkt sich auf die mit den OECD-Leitlinien zu 
vereinbarenden Grundsatzfragen. Es handelt sich insoweit um eine 
Konkretisierung des allgemeinen Fremdvergleichsgrundsatzes für 
Finanzierungsfragen und dient der sachgerechten Aufteilung der 
Besteuerungsrechte.
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Zu § 1 Absatz 3d: 


Zu Satz 1: 


Satz 1 führt an, dass ein aus einer grenzüberschreitenden 
Finanzierungsbeziehung innerhalb einer multinationalen Unternehmensgruppe 
resultierender Aufwand die Einkünfte gemindert haben muss. Eine 
Konkretisierung der betrieblichen Veranlassung ist sachgerecht, da mit diesen 
Finanzierungsbeziehungen ein erhöhtes Gestaltungspotenzial zur Minimierung 
von Steuerzahlungen einhergeht und sich das Außensteuerrecht auf 
grenzüberschreitende Geschäftsbeziehungen bezieht. Insbesondere soll 
verhindert werden, dass hochpreisige hybride Finanzierungen, denen kein 
Darlehensbedarf zugrunde liegt, zur niedrigpreisigen Anlage bei anderen 
verbundenen Unternehmen genutzt werden und die Differenz steuerlich 
motiviert zur Minderung der steuerlichen Bemessungsgrundlage führt. Eine 
derartige Beschränkung ist auch international üblich und zulässig (siehe u. a. 
OECD-Verrechnungspreisleitlinien, Kapitel X, Tz. 10.4 ff.). 


Eine multinationale Unternehmensgruppe wird in § 1 Absatz 3d AStG nicht 
gesondert legal definiert. Hier gibt § 90 Absatz 3 Satz 4 AO i. V. m.  
§ 1 Absatz 2 AStG die entsprechende Definition: Eine multinationale 
Unternehmensgruppe besteht aus mindestens zwei in verschiedenen Staaten 
ansässigen, im Sinne des § 1 Absatz 2 AStG einander nahestehenden 
Unternehmen oder aus mindestens einem Unternehmen mit mindestens einer 
Betriebsstätte in einem anderen Staat. 


Dem Steuerpflichtigen wird durch Satz 1 Nummer 1 die Möglichkeit gegeben, 
glaubhaft zu machen, dass er den aus der Finanzierungsbeziehung 
resultierenden Kapitaldienst, insbesondere in Form von Zins- und 
Tilgungsleistungen, von Anfang hätte erbringen können und die empfangene 
Finanzierung wirtschaftlich und für den Unternehmenszweck benötigt (siehe 
u. a. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, Kapitel X, Tz. 10.12 f., 10.19).  


Kann er dies nicht, so greift die Rechtsfolge des Satzes 2. Sollte der 
Steuerpflichtige die empfangene Finanzierung von Anfang an nicht bedienen 
können, handelt es sich wirtschaftlich betrachtet um eine verdeckte Einlage 
und nicht um überlassenes Fremdkapital. Hier bestehen von Anfang an nicht 
ernstlich gemeinte Beziehungen. Aus insolvenzrechtlicher Perspektive wären 
in einem solchen Fall die in der Insolvenzordnung genannten 
Insolvenzeröffnungsgründe zu beachten. Entsprechend können 
Betriebsausgaben, beispielsweise in Form von Zinsen, als unvereinbar mit dem 
Fremdvergleichsgrundsatz angesehen werden. Damit wird auch deutlich, dass 
keine wie auch immer geartete fremdübliche Eigenkapital- und 
Fremdkapitalausstattung festgelegt wird. Vielmehr ist der Einzelfall 
entscheidend, ob es sich bei der Kapitalüberlassung wirtschaftlich um 
Eigenkapital oder Fremdkapital handelt (siehe auch OECD-
Verrechnungspreisleitlinien, Kapitel X, Tz. 10.4, 10.6, 10.8 und 10.11). 
Maßgebendes Kriterium ist das glaubhaft erwartete „Bedienen können“ des 
Kapitaldienstes seitens des Schuldners.
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Daneben muss die Finanzierung wirtschaftlich benötigt werden. Ein 
ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter wird kein Fremdkapital am 
Markt aufnehmen, wenn damit nicht wenigstens eine begründete Aussicht auf 
eine Rendite erwartet wird, die die Finanzierungskosten deckt. Damit im 
Einklang steht der Unternehmenszweck. Ein ordentlicher und gewissenhafter 
Geschäftsleiter sollte ebenfalls darum bemüht sein, das Kapital für den Zweck 
des Unternehmens einzusetzen und nicht beispielsweise als Anlage auf dem 
Tagesgeldkonto oder als Einlage in einen unternehmensgruppeninternen Cash-
Pool. Dabei stellt sich allerdings schon eine Stufe zuvor die Frage, ob solche 
Zinszahlungen überhaupt als Betriebsausgaben gemäß § 4 Absatz 4 EStG 
anzuerkennen sind. 


Satz 1 Nummer 2 stellt auf den Zinssatz ab, zu dem sich die multinational 
tätige Unternehmensgruppe als solche am Markt finanzieren könnte. Es wäre 
grundsätzlich irrational und wirtschaftlich für die Unternehmensgruppe zum 
Nachteil, wenn die Geschäftsleiter der Unternehmensgruppe nicht darauf 
achten würden, dass sich die Unternehmensgruppe zu den günstigsten am 
Markt erzielbaren Konditionen finanzieren würde. Entsprechendes gilt auch im 
Fremdvergleichsgrundsatz. 


Mit dem Fremdvergleichsgrundsatz soll zwar von dem Nahestehen abstrahiert 
und entsprechend beeinflusste Auswirkungen auf Geschäftsbeziehungen sollen 
eliminiert werden, jedoch heißt das nicht, dass unreflektiert darauf abzustellen 
ist, wie zwei voneinander unabhängige Dritte gehandelt haben. Die 
Besonderheiten einer Unternehmensgruppe, wie beispielsweise 
Informationstransparenz oder Zugehörigkeit zu einer Unternehmensgruppe, 
sind bei einer ökonomisch begründeten Würdigung zu berücksichtigen und 
nicht zu Lasten des deutschen Steueraufkommens willkürlich unbeachtet zu 
lassen. Würde der Fremdvergleichsgrundsatz zum Beispiel die für die 
Unternehmensgruppe günstigste Finanzierungsmöglichkeiten ignorieren, 
würde die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes zu einer 
systematischen Verzerrung zwischen Markthandeln und dem Handeln 
innerhalb der Unternehmensgruppe herbeiführen. 


Dem Steuerpflichtigen wird mittels des 2. Halbsatzes von Nummer 2 die 
Möglichkeit gegeben, glaubhaft zu machen, dass auch ein höherer Zinssatz in 
Einzelfällen fremdüblich sein kann. Bei der Bemessung eines Zinssatzes ist 
neben anderen Faktoren, wie beispielsweise Zweck des Darlehens, 
regulatorischen Rahmenbedingungen, Laufzeit, Währungsrisiken oder 
Darlehensvolumen, insbesondere das Debitorenrisiko des Darlehensnehmers zu 
berücksichtigen, da dieses den Zinssatz erheblich beeinflusst (vgl. auch OECD-
Verrechnungspreisleitlinien Kapital X, Tz. 10.88- 10.108 zur Reihenfolge für 
das Vorgehen bei der Bestimmung des fremdüblichen Zinssatzes).  
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Maßgebend ist dabei im Einklang mit dem Vorstehenden grundsätzlich die 
Bonität der Unternehmensgruppe, es sei denn, die Bonität der betreffenden 
Unternehmenseinheit ist besser. Demzufolge wird hierdurch maßgeblich der 
Zinssatz bestimmt, den die Unternehmensgruppe im betreffenden Einzelfall zu 
entrichten hätte. Dabei reflektiert die Bonität der Unternehmensgruppe das 
(Kreditausfall-) Risiko, welches in einer Unternehmensgruppe besteht und 
welches ein Marktakteur eingeht. Damit wird die grundsätzlich maximal 
zulässige Risikoprämie determiniert. Würde hingegen unreflektiert auf die 
Bonität einer einzelnen Gesellschaft abgestellt, würde dies dazu beitragen, 
Steuergestaltungsstrategien zu fördern, da beispielsweise verbundene 
Unternehmen im Gegensatz zu unverbundenen Unternehmen in der Lage sind, 
ihre Risiken in diesem Bereich sehr einfach zu beeinflussen und zu verschieben 
(OECD Verrechnungspreisleitlinien, Kapitel X, Tz. 10.81).  


Zudem bestehen für die entsprechend vorzunehmenden Bonitätsbeurteilungen 
keine belastbaren Marktdaten. Solche Bonitätsbeurteilungen würden 
grundsätzlich nur für Verrechnungspreiszwecke vorgenommen werden, deren 
Parameter, wie etwa die zugrundeliegenden Finanzkennzahlen, auf 
Fremdüblichkeit hin zu untersuchen wären. Der Ansatz ist damit Ausdruck des 
Fremdvergleichsgrundsatzes und bietet zugleich eine erhebliche Vereinfachung 
für die Steuerpflichtigen: Maßgebend ist grundsätzlich eine 
Bonitätsbeurteilung, die mitunter schon vorliegt. 


Die willkürliche und kaum nachvollziehbare Berücksichtigung von 
Konzerneffekten wird damit auf ein objektiv nachvollziehbares Element 
reduziert, was die Diskussionen über die Konzerneffekte auf ein Mindestmaß 
reduziert. Doppelbesteuerungsstreitigkeiten können damit auch vermieden 
werden. 


Da hiervon abgewichen werden kann, wenn ein anderer Wert nachgewiesen 
wird, entspricht die Vorgehensweise auch den Ausführungen in Kapitel X der 
OECD-Verrechnungspreisleitlinien (siehe Tz. 10.76 ff.). Entsprechend müssten 
u. a. die Bonitätseinschätzung, inklusive der fremdüblichen quantitativen und 
qualitativen Faktoren, sowie die Effekte aus dem Bestehen der 
Unternehmensgruppe (implicit support bzw. Konzernrückhalt) verlässlich 
dargelegt werden. 


Zu Satz 2: 


Satz 2 enthält eine nicht abschließende Aufzählung von 
Finanzierungsbeziehungen, die in Satz 1 angeführt werden. Hierunter zählen 
insbesondere Darlehensverhältnisse. Auf Grund des dynamischen Umfelds in 
der Finanzbranche ist es nicht möglich, alle möglichen „Finanzprodukte“ 
aufzuzählen, die derzeit existieren und in Zukunft existieren könnten. 
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Zu § 1 Absatz 3e: 


Zu Satz 1: 


Satz 1 führt an, in welchen Konstellationen es sich im Zusammenhang mit 
Finanzierungsbeziehungen regelmäßig um eine funktions- und risikoarme 
Dienstleistung handelt, die entsprechend (niedrig) zu vergüten ist. Dies 
entspricht auch der internationalen Praxis (OECD Leitlinien Tz. 1.100, 1.103 
und 1.108 bis 1.116). Das Entgelt ist in diesen Fällen regelmäßig anhand der 
Kostenaufschlagsmethode auf der Grundlage der nachgewiesenen und direkt 
zurechenbaren Betriebskosten ohne Einbeziehung der Refinanzierungskosten 
in die Kostenbasis zu ermitteln. Daneben sind Refinanzierungskosten mit einer 
risikolosen Rendite zu berücksichtigen. 


Die reine Vermittlungsleistung wird anhand des Satzes 1 Nummer 1 angeführt. 
So könnte beispielsweise ein Unternehmen der Unternehmensgruppe als 
Vermittler zwischen Marktakteuren und anderen Unternehmenseinheiten 
auftreten, ohne damit selbst ein finanzielles Risiko zu tragen. Entsprechend 
bezieht sich die Vergütung auch nur auf die Vermittlungsleistung als solche. 
Ein Risiko kann hieraus nicht resultieren. 


Die Weiterleitung einer Finanzierungsbeziehung wird durch Satz 1 Nummer 2 
angeführt. So könnte beispielsweise ein Unternehmen der 
Unternehmensgruppe finanzielle Mittel am Markt aufnehmen und diese an 
andere Unternehmenseinheiten weiterleiten, ohne damit selbst ein finanzielles 
Risiko zu tragen. Entsprechend bezieht sich die Vergütung auch nur auf die 
Vermittlungsleistung als solche. Ein Risiko kann hieraus nicht resultieren. 


Zu Satz 2: 


Der Anwendungsbereich wird durch Satz 2 auf typische „Treasury“-
Funktionen der Unternehmensgruppe erweitert (siehe auch OECD-
Verrechnungspreisleitlinien Kapital X Tz. 10.45 f.). Hierunter wird 
insbesondere die Steuerung von Finanzmitteln zur Innen- und 
Außenfinanzierung erfasst. Diese Liquiditätssteuerung umfasst beispielsweise 
die Aufnahme und Anlage am Kapitalmarkt, die Steuerung von Auszahlungen 
oder die Finanzierung von Unternehmenseinheiten. Damit einhergehend kann 
auch das entsprechende Risikomanagement verbunden sein, wie etwa 
Steuerung von Zins- und Währungsrisiken oder Liquiditätsrisiken. 
Entsprechend stellt Satz 2 insbesondere auf das Liquiditätsmanagement, ein 
Finanzrisikomanagement, ein Währungsrisikomanagement oder die Tätigkeit 
als Finanzierungsgesellschaft ab. 


Die Vergütung für die Ausübung der zuvor angeführten Tätigkeiten bestimmt 
sich zumeist nach der Kostenaufschlagsmethode. Die Höhe der Vergütung ist 
abhängig vom Einzelfall und bestimmt sich nach dem Funktions- und 
Risikoprofil der leistungserbringenden Einheit. Es erscheint nicht abwegig, 
wenn sich diese zwischen fünf Prozent und zehn Prozent auf die direkt 
zuzurechnenden Kosten bemisst, wobei Finanzierungskosten nicht die 
Bemessungsgrundlage erhöhen. 
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Zu Satz 3: 


Mit Satz 3 soll deutlich gemacht werden, dass das jeweilige Funktions- und 
Risikoprofil maßgebend ist (siehe u. a. OECD-Verrechnungspreisleitlinien 
Tz. 10.129, 10.133-10.142 Kapitel X). Der Steuerpflichtige erhält die 
Möglichkeit, nachzuweisen, dass es sich bei den in den Sätzen 1 und 2 
angeführten Tätigkeiten im konkreten Einzelfall nicht um funktions- und 
risikoarme Dienstleistungen handelt. 


Zu Buchstabe c: 


Es handelt sich um Folgeänderungen zur Einfügung der neuen Absätze 3a bis 
3e. 


Zu Buchstabe d: 


Es handelt sich um Folgeänderungen zur Einfügung der neuen Absätze 3a bis 
3e. 


10. Zu Artikel 5 Nummer 12 Buchstabe b (§ 20 Absatz 2 AStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren sprachliche 


Anpassungen in § 20 Absatz 2 AStG im Hinblick auf die Verweise auf 


§ 10 AStG zu prüfen.


Begründung: 


Nach § 20 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 AStG-E „unterbleibt eine 
Hinzurechnung wegen § 10 Absatz 1 Satz 2, …“. § 10 Absatz 1 Satz 2 AStG-E 
kommt jedoch in den Fällen des § 20 Absatz 2 AStG nicht zur Anwendung, 
weil die Vorschrift nicht den Ansatz eines Hinzurechnungsbetrags, sondern 
lediglich den Wechsel von der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode 
vorsieht. Im Referentenentwurf vom 10. Dezember 2019 war insoweit noch 
eine andere, im Zweifel passendere Regelung gewählt worden (dort § 20a 
AStG-E). 


11. Zum Gesetzentwurf allgemein 


a) Der Gesetzentwurf sieht eine deutliche Verschärfung der 


Wegzugsbesteuerung vor. So soll die bisherige zinslose und zeitlich 


unbeschränkte Stundung des entstandenen Steueranspruchs bei Wegzug in 


einen EU-/EWR-Staat vollständig entfallen. Stattdessen ist lediglich eine 


zeitliche Streckung der Steuerzahlung über sieben Jahre vorgesehen. Die 


Verschärfung ist keine europarechtliche Vorgabe und begründet 


insbesondere im Mittelstand eine unmittelbare Liquiditätsbelastung. Von 


der Verschärfung sollte daher Abstand genommen werden.


Fz 


Wi







- 31 - Empfehlungen, 245/1/21 


b) Nicht im Gesetzentwurf angegangen wird die seit langem notwendige 


Absenkung der Niedrigbesteuerungsgrenze von 25 Prozent bei der 


Hinzurechnungsbesteuerung. Die Hinzurechnungsbesteuerung soll 


verhindern, dass Gewinne durch die Gründung einer Gesellschaft im 


niedrig besteuerten Ausland der Besteuerung in Deutschland entzogen 


werden. Dem inländischen Einkommen wird ein fiktiver Betrag der 


ausländischen, niedrig besteuerten Gesellschaft hinzugerechnet. Angesichts 


der in vielen Staaten unter dieser Schwelle von 25 Prozent liegenden 


Steuerbelastung sind durch die Hinzurechnungsbesteuerung nunmehr 


vielfach auch Aktivitäten an klassischen ausländischen Industriestandorten 


betroffen, die regelmäßig aus nicht steuergestalterischen Gründen dort seit 


vielen Jahren vorhanden sind. Erschwerend kommt hinzu, dass es unter 


Berücksichtigung der Gewerbesteuerpflicht für Hinzurechnungsbeträge zu 


einer systematischen Höherbesteuerung als im Inland kommt, wenn die 


ausländische Steuer weniger als 25 Prozent, aber mehr als 15 Prozent 


beträgt. Dies beruht auf der nicht vorhandenen Möglichkeit, ausländische 


Steuern auf die inländische Gewerbesteuer anzurechnen. Eine Absenkung 


der Grenze auf ein vernünftiges Niveau von 15 Prozent ist daher 


unverzichtbar, damit Auslandsaktivitäten von deutschen Unternehmen nicht 


benachteiligt werden.


B 


12. Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten 


empfiehlt dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 


des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben.
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zu Punkt … der 1004. Sitzung des Bundesrates am 7. Mai 2021


Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des 
Körperschaftsteuerrechts


A 


Der federführende Finanzausschuss


empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 


Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:


1. Zum Gesetzentwurf allgemein 


a)  Der Bundesrat bedauert, dass die Bundesregierung einen Gesetzentwurf für 


das sogenannte Optionsmodell und eine Globalisierung des Umwandlungs-


steuerrechts vorgelegt hat, ohne die Länder in den Entscheidungsprozess 


einzubeziehen. Die Beteiligung der Länder hätte bei einem derart 


komplexen Vorhaben dazu beitragen können, bereits frühzeitig Zweifels- 


nd Anwendungsfragen zu klären. 
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b) In der vorgelegten Form ist das Optionsmodell für die Praxis allenfalls 


eingeschränkt tauglich, da es in wesentlichen Teilen nur rudimentär und 


nicht hinreichend rechtssicher ausgestaltet und daher mit erheblicher 


Mehrarbeit für die Finanzbehörden verbunden ist. Die vorgesehene 


Optionsregelung für Personenhandels- oder Partnerschaftsgesellschaften zur 


Körperschaftsbesteuerung muss fachlich und organisatorisch noch 


eingehender geprüft und vorbereitet werden.


2. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a Absatz 1 Satz 2 und Absatz 4 KStG) 


Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren für die Option zur 


Besteuerung als Kapitalgesellschaft (§ 1a Absatz 1 Satz 2 KStG) und die 


Rückoption (Absatz 4) jeweils eine Antragsfrist von einem Monat vor Beginn 


des Wirtschaftsjahrs vorzusehen, um der Gesellschaft und den Gesellschaftern 


sowie den für ihre Besteuerung jeweils zuständigen Finanzbehörden die 


erforderliche zeitnahe administrative Umsetzung der Option bzw. Rückoption 


zu ermöglichen. 


Begründung:


Die Option einer Personenhandelsgesellschaft oder einer Partnerschafts-
gesellschaft nach § 1a Absatz 1 Satz 2 KStG-E führt mit Beginn des 
nachfolgenden Wirtschaftsjahrs zu einer grundlegenden Änderung des 
Besteuerungsregimes. Ab diesem Zeitpunkt ändert sich das anzuwendende 
materielle Steuerrecht und damit auch der Inhalt der Mitwirkungs- und 
Steuererklärungspflichten für die Gesellschaft und die Gesellschafter. Die 
jeweils zuständigen Finanzbehörden müssen die erforderlichen 
Umsetzungsarbeiten bereits für die Vorauszahlungstermine und 
Lohnsteueranmeldungszeiträume ab Beginn des Wirtschaftsjahrs bewältigen. 


Es ist daher sowohl im Interesse der beteiligten Steuerpflichtigen als auch aus 
Sicht der Steuerverwaltungen der Länder unerlässlich, eine angemessene 
Vorlaufzeit für diese grundlegenden Umstellungen vorzusehen. Insoweit wird 
eine Ausschlussfrist von einem Monat für den Optionsantrag als notwendig 
angesehen. 


Für den Antrag auf Rückoption (§ 1a Absatz 4 KStG) gelten diese 
Überlegungen in gleicher Weise.  
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3. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a Absatz 1 Satz 2a - neu -, Absatz 4 Satz 3 KStG) 


In Artikel 1 ist § 1a Nummer 3 wie folgt zu ändern: 


a) Nach Absatz 1 Satz 2 ist folgender Satz einzufügen: 


„Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 


Datenfernübertragung zu übermitteln; § 31 Absatz 1a Satz 2 gilt 


entsprechend.“ 


b) In Absatz 4 Satz 3 ist die Angabe „Absatz 1 Satz 2 gilt“ durch die Angabe 


„Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten“ zu ersetzen.


Begründung:


Der Gesetzentwurf schreibt bisher für den Antrag einer 
Personenhandelsgesellschaft oder einer Partnerschaftsgesellschaft, sie wie eine 
Kapitalgesellschaft (optierende Gesellschaft) und ihre Gesellschafter wie die 
nicht persönlich haftenden Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft zu 
behandeln, keine Form vor. Der Antrag könnte daher auch mündlich, 
telefonisch oder konkludent gestellt werden. Wegen der einschneidenden 
Wirkungen der Option sowohl für die Besteuerung der Gesellschaft als auch 
ihrer Gesellschafter ist es aus Gründen der Rechtssicherheit vorzugswürdig, 
dass der Antrag in der Form gestellt wird, die auch für die Abgabe einer 
Körperschaftsteuererklärung vorgeschrieben ist (§ 31 Absatz 1a KStG). 
Dadurch lassen sich Nachweisprobleme vermeiden, insbesondere die in 
Einzelfällen zwischen den Beteiligten und der zuständigen Finanzbehörde 
möglicherweise streitanfällige Frage, ob der Antrag wirksam oder rechtzeitig 
gestellt worden ist. 


Durch die Ergänzung des Absatzes 4 wird die für einen Optionsantrag 
erforderliche Form auch für einen Antrag auf Rückoption vorgeschrieben. 
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4. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a Absatz 1 Satz 2a - neu -, 


Absatz 4 Satz 3a - neu - KStG) 


In Artikel 1 Nummer 3 ist § 1a wie folgt zu ändern: 


a) In Absatz 1 ist nach Satz 2 folgender Satz einzufügen: 


„Die optierende Gesellschaft und ihre Gesellschafter sind an die Option zur 


Körperschaftsbesteuerung ab Beginn des Wirtschaftsjahres, ab dem die 


Besteuerung wie eine Kapitalgesellschaft gelten soll, sieben Jahre 


gebunden.“ 


b) In Absatz 4 ist nach Satz 3 folgender Satz einzufügen: 


„Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter sind an die Rückoption ab Beginn 


des Wirtschaftsjahrs, ab dem die Besteuerung wie eine Kapitalgesellschaft 


nicht mehr gelten soll, sieben Jahre gebunden.“ 


Folgeänderung: 


Im neuen Satz 8 ist die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe „Satz 5“ zu ersetzen.


Begründung: 


Es ist im Steuerrecht nicht unüblich, Optionsregelungen mit einer zeitlichen 
Bindungswirkung zu versehen (z. B. § 5a EStG, § 19 UStG). Eine solche 
Bindungswirkung ist auch für die Option zur Körperschaftsbesteuerung und die 
Rückoption vorzusehen. Damit wird einerseits der Umstellungsaufwand 
unternehmens- und finanzamtsseitig begrenzt. Andererseits besteht für 
Unternehmen und Verwaltung in den zeitlichen Grenzen Planungssicherheit. 


Eine längerfristige Bindung an die Option ist auch deshalb erforderlich, um 
steuergestaltenden Optionsausübungen zu unterbinden. 


5. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a Absatz 2 KStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob im 


Hinblick auf die Einbeziehung funktional wesentlicher Betriebsgrundlagen im 


Sonderbetriebsvermögen der Gesellschafter in den fiktiven Formwechsel des 


§ 1a Absatz 2 KStG gegebenenfalls ergänzt werden sollte, oder eine eindeutige 


Aussage hierzu in die weiteren Gesetzesmaterialien aufzunehmen ist. 
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Begründung: 


Der Übergang zur Körperschaftsteuerbesteuerung soll als Formwechsel im 
Sinne des § 1 Absatz 3 Nummer 3 UmwStG gelten, so dass die §§ 1 und 25 
UmwStG entsprechend anzuwenden sind. Folglich kommen die Regelungen 
der §§ 20 bis 23 UmwStG für die Einbringung von (Teil-)Betrieben oder 
Mitunternehmeranteilen in eine Kapitalgesellschaft entsprechend zur 
Anwendung. Diese ist gemäß § 20 Absatz 1 UmwStG nur dann steuerneutral 
zum Buchwert zulässig, wenn sämtliche funktional wesentlichen 
Betriebsgrundlagen eingebracht werden. Sind bei einer Personengesellschaft 
funktional wesentliche Betriebsgrundlagen im Sonderbetriebsvermögen 
vorhanden, müssen diese gemäß § 20 Absatz 1 UmwStG mit eingebracht 
werden, wenn die Einbringung zu Werten unterhalb des gemeinen Werts nach 
§ 20 Absatz 2 Satz 2 UmwStG erfolgen soll. 


Ausweislich der Begründung zum Gesetzentwurf (Seite 22 f.) soll das 
Zurückbehalten funktional wesentlicher Betriebsgrundlagen im 
Sonderbetriebsvermögen auch im Fall der Optionsausübung nach § 1a KStG 
der Steuerneutralität entgegenstehen, wenn nicht Nebenvereinbarungen in 
Bezug auf diese Betriebsgrundlagen getroffen werden. Solche 
Betriebsgrundlagen müssten daher vorab in das Gesamthandsvermögen der 
Personengesellschaft übertragen werden. Andernfalls würde wohl zumindest 
umfangreiches Sonderbetriebsvermögen ein Antragshemmnis darstellen. 


Um rechtliche Unsicherheiten bei der Inanspruchnahme der Option zur 
Besteuerung als Körperschaft auszuschließen, sollte das Erfordernis der 
vollständigen Einbringung vorhandenen Sonderbetriebsvermögens, sofern 
dieses eine funktional wesentliche Betriebsgrundlage darstellt, klarstellend in 
§ 1a Absatz 2 KStG geregelt werden. 


Alternativ sollte in den weiteren Gesetzesmaterialien eindeutig zum Ausdruck 
gebracht werden, dass mit den in der Gesetzesbegründung angesprochenen 
Nebenvereinbarungen die Übertragung funktional wesentlicher 
Betriebsgrundlagen aus dem Sonderbetriebsvermögen in das 
Gesamthandsvermögen gemeint ist. 


6. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a Absatz 3 Satz 2 bis 4 KStG) 


Artikel 5 allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 


anstelle der in Artikel 1 Nummer 3 vorgesehenen Regelung des § 1a Absatz 3 


Satz 2 bis 4 KStG eine Regelung in § 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 


treten sollte, nach der die Besteuerung nach dem Einkommen eines nicht 


persönlich haftenden Gesellschafters einer Kapitalgesellschaft im Sinne des 


§ 1a Absatz 1 KStG im Sinne einer Generalklausel der Beteiligung an einer 


Kapitalgesellschaft gleichgestellt wird. Die Regelungen nach § 1a Absatz 3 


Satz 2 bis 4 KStG wären entsprechend in dieser Regelung zu verorten.
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Begründung: 


Der Umfang der Besteuerung sowie die Zuordnung, zu welcher Einkunftsart 
die jeweiligen Einkünfte eines unbeschränkt oder beschränkt Steuerpflichtigen 
gehören, ist grundsätzlich in § 2 EStG geregelt. 


In § 2 EStG sollte daher eine Regelung angefügt werden, die postuliert, dass 
bei der Anwendung der Regelungen des EStG, die auf Kapitalgesellschaften 
Bezug nehmen, eine Gleichbehandlung von optierenden Gesellschaften im 
Sinne des § 1a Absatz 1 KStG mit solchen Kapitalgesellschaften erfolgt. Es 
sollte geprüft werden, ob an dieser Stelle durch eine Insbesondere-
Formulierung untergesetzliche Rechtsinstitute einzubeziehen sind, 
beispielsweise 


„Die Regelungen dieses Gesetzes zu Kapitalgesellschaften sind auf 
Gesellschaften im Sinne des § 1a Absatz 1 Satz 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes sinngemäß anzuwenden; dies gilt insbesondere 
(alt.: auch) für Fälle der Betriebsaufspaltung oder Betriebsverpachtung.“ 


Durch diese Formulierung ist neben den im Gesetzentwurf in § 1a Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1 bis 4 KStG geregelten Konstellationen auch sichergestellt, 
dass Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer optierenden 
Gesellschaft im Sinne des § 1a Absatz 1 KStG von § 17 EStG erfasst werden. 
Eine Änderung des § 17 EStG wäre dann entbehrlich. 


Wird hingegen eine nicht abschließende Aufzählung der sinngemäß auf die 
Anteilseigner von optierenden Personengesellschaften anzuwendenden 
Regelungen des EStG für erforderlich gehalten (so der Ansatz im 
Gesetzentwurf), 


-- wäre auch diese im EStG zu verorten und 


-- sollte diese präziser die einschlägigen Sachverhalte umschreiben, 
beispielsweise: 


- In Nummer 2 sollte die Angabe „Vergütungen“ durch die Angabe 
„Vergütungen und Versorgungsbezüge“ ersetzt werden. 


- In Nummer 3 sollte die Angabe „Darlehen“ durch die Angabe 
„Kapital“ ersetzt werden. 


- In Nummer 4 sollte die Angabe „Wirtschaftsgütern“ durch die 
Angabe „Wirtschaftsgütern und Sachgesamtheiten“ ersetzt werden.


7. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§1a Absatz 3 Satz 7 KStG) 


Artikel 5 allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 


anstelle der in Artikel 1 Nummer 3 vorgesehenen Regelung des § 1a Absatz 3 


Satz 7 KStG eine Regelung in § 38 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes 


treten sollte, die bestimmt, dass in den Fällen, in denen Arbeitslohn von einer 


optierenden Gesellschaft im Sinne des § 1a Absatz 1 Satz 1 KStG gezahlt wird, 


diese Entrichtungsschuldnerin ist.
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Begründung: 


Wenn für Zwecke der Besteuerung des jeweiligen Arbeitnehmers angenommen 
wird, dass die Einnahmen zu den Einkünften im Sinne des § 19 EStG gehören, 
sollte die optierende Kapitalgesellschaft auch in Bezug auf die 
verfahrensrechtliche Betrachtung als Arbeitgeberin im Sinne des § 38 Absatz 1 
EStG fungieren. 


Dies gilt sowohl für Arbeitnehmer, die zugleich Anteilseigner sind, als auch für 
fremde Arbeitnehmer.


8. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a Absatz 4 Satz 6 KStG) 


Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren den Verweis in 


§ 1a Absatz 4 Satz 6 KStG auf § 1 Absatz 1 Satz 1 des Umwandlungs-


steuergesetzes aus Gründen der Rechtssicherheit zu korrigieren. 


Begründung:


§ 1a Absatz 4 Satz 5 KStG ordnet eine zwangsweise Rückoption an, wenn die 
Personengesellschaft auf Grund des Ausscheidens des vorletzten 
Gesellschafters zivilrechtlich beendet wird. Scheidet der vorletzte 
Gesellschafter aus der Gesellschaft aus, gilt die optierende Gesellschaft als 
unmittelbar danach aufgelöst und, sofern der verbleibende Gesellschafter die 
persönlichen Voraussetzungen eines übernehmenden Rechtsträgers im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 oder 4 des Umwandlungssteuergesetzes 
(UmwStG) erfüllt, auf diesen umgewandelt. Ist der letzte verbleibende 
Gesellschafter eine Körperschaft, sollen nach der Begründung zum 
Gesetzentwurf anstelle der §§ 3 ff. UmwStG die §§ 11 ff. UmwStG 
entsprechend Anwendung finden. § 1a Absatz 4 Satz 6 KStG regelt 
demgegenüber den Fall, dass der verbleibende Gesellschafter nicht die 
persönlichen Voraussetzungen eines übernehmenden Rechtsträgers im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 oder 4 UmwStG erfüllt. In diesem Fall 
soll die optierende Gesellschaft als aufgelöst und ihr Vermögen als an die 
Gesellschafter ausgeschüttet gelten; § 11 KStG soll insoweit entsprechend 
anzuwenden sein. 


Der Verweis in § 1a Absatz 4 Satz 6 KStG auf die persönlichen 
Voraussetzungen eines übernehmenden Rechtsträgers im Sinne des § 1 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 UmwStG ist unklar und droht ins Leere zu laufen. 
Denn § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Umwandlungssteuergesetzes nimmt 
nicht den übernehmenden Rechtsträger, sondern den übertragenden 
Rechtsträger in den Blick. Darüber hinaus setzt § 1 Absatz 1 Nummer 1 
UmwStG voraus, dass es sich bei dem übertragenden Rechtsträger um eine 
Körperschaft handelt. Insbesondere wenn es sich bei dem verbleibenden 
Gesellschafter um eine Personengesellschaft oder eine natürliche Person 
handelt, ist nicht klar, ob in diesem Fall die §§ 3 ff. UmwStG oder die 
allgemeinen Besteuerungsregeln (Liquidationsbesteuerung) anzuwenden sind.  
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9. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a Absatz 4 KStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 


beziehungsweise in welcher Form bei Ausübung der Option bestehende 


Ergänzungsbilanzen der optierenden Personalgesellschaft für den Fall der 


Rückoption weitergeführt werden müssen und deshalb § 1a Absatz 4 KStG 


gegebenenfalls ergänzt werden muss, um eine in sich schlüssige und 


folgerichtige Behandlung der Ergänzungsbilanzen sicherzustellen.


Begründung: 


Bei der Einbringung von Mitunternehmeranteilen durch die jeweiligen 
Mitunternehmer ist im Rahmen der gesellschafterbezogenen Überprüfung auf 
den anteiligen Buchwert eines jeden Mitunternehmeranteils abzustellen. Dieser 
entspricht bei jedem Einbringenden dessen steuerlichem Kapitalkonto, 
inklusive Ergänzungs- und etwaiger Sonderbilanzen. Aufgrund des 
zivilrechtlichen Fortbestehens der optierenden Gesellschaft als 
Personengesellschaft werden die eingebrachten Kapitalkonten auf dem 
steuerlichen Einlagekonto erfasst, § 1a Absatz 2 Satz 4 KStG. Damit erhöht 
sowohl das Eigenkapital aus der Gesamthandsbilanz als auch das Eigenkapital 
etwaiger Ergänzungsbilanzen das steuerliche Einlagekonto. Das steuerliche 
Einlagekonto ist aber – anders als die Ergänzungsbilanzen einer 
Mitunternehmerschaft – nicht den einzelnen Mitunternehmern zugeordnet.  


Die Gesetzesbegründung enthält keine expliziten Aussagen zur Behandlung der 
Ergänzungsbilanzen im Falle der Option und gegebenenfalls einer späteren 
Rückoption. Es ist ungeklärt, ob eine in sich schlüssige und folgerichtige 
Behandlung der Ergänzungsbilanzen sichergestellt ist.


10. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a KStG) 


Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Regelungen 


zum Optionsantrag nach § 1a KStG für den Fall zu vervollständigen, dass die 


Einkünfte der optierenden Gesellschaft im Inland nicht nach § 180 AO 


festgestellt werden. Entsprechendes gilt für den Fall der Rückoption, sofern die 


Gesellschaft im Inland nicht veranlagt wird. 
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Begründung: 


Die vorbezeichneten Fälle können insbesondere bei ausländischen optierenden 
Personengesellschaften auftreten, wenn diese im Inland lediglich Einkünfte 
erzielen, die dem Quellensteuerabzug unterliegen.  


11. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a KStG) 


Der Bundesrat fordert, die Regelungen zum Optionsmodell dahingehend zu 


überarbeiten, dass in Fällen mit ausländischen Gesellschaftern oder 


Auslandsvermögen ungerechtfertigte Besteuerungsnachteile oder auch gänzlich 


unbesteuerte Einkünfte vermieden werden. 


Begründung: 


Nach dem Ziel des Gesetzes soll die optierende Personengesellschaft wie eine 
Kapitalgesellschaft behandelt werden. Dem widersprechend kann sie 
allerdings, anders als die Kapitalgesellschaft, nach dem derzeitigen Stand des 
Unionsrechts z. B. die Vorteile der Mutter-Tochter-Richtlinie sowie der Zins-
und Lizenz-Richtlinie nicht in Anspruch nehmen. 


Auch ist anders als bei einer Kapitalgesellschaft für die optierende 
Personengesellschaft nicht generell sichergestellt, dass diese nach den 
einschlägigen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
abkommensberechtigt ist und damit Abkommensschutz genießt. 


Ferner ist unklar, ob und welche ausländischen Staaten die Option für Zwecke 
ihres nationalen Steuerrechts anerkennen oder ob sie die Gesellschaft weiterhin 
nach den für Personengesellschaften geltenden Grundsätzen behandeln. 


In einschlägigen Fällen müssten die Unternehmen entweder auf eine Option 
verzichten oder Nachteile wie z. B. eine Doppelbesteuerung in Kauf nehmen. 
Vielfach ist die Rechtslage auch unklar, so dass sich für die Unternehmen 
insoweit eine erhebliche Rechtsunsicherheit ergibt.  


Des Weiteren drohen teils neue, teils erheblich ausgeweitete 
Besteuerungslücken. 


Beispiel: 


Die deutsche X-KG hat die Gesellschafter D in Deutschland, E in einem 
EU/EWR-Staat und F in einem Drittstaat. Mit dem EU/EWR-Staat und auch 
mit dem Drittstaat hat Deutschland Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung (entsprechend dem OECD-Musterabkommen) 
abgeschlossen. Im Zeitpunkt der Option entfallen auf jeden Gesellschafter 
gleichermaßen Anteile am Gesellschaftsvermögen mit einem Buchwert von per 
Saldo 100 und einem Verkehrswert von 800. Nach zehn Jahren verkaufen alle 
drei Gesellschafter ihre Anteile für jeweils 1500. 
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Lösung (ohne zusätzlichen Qualifikationskonflikt): 


Bei Zugrundelegung allgemeiner Regeln und vorbehaltlich von Besonderheiten 
der jeweiligen ausländischen Staaten entstehen folgende Lösungen: 


a) D versteuert einen Gewinn von 1 400 (1 500 – 100) im Jahr 10 in 
Deutschland; 


b) E versteuert mit hoher Wahrscheinlichkeit nur einen Gewinn im EU-
Ausland von 1 500 – 800 = 700 im Jahr 10 und in Deutschland keinen 
weiteren Gewinn; 


c) F versteuert einen Gewinn von 700 (800 – 100) im Jahr der Option in 
Deutschland sowie wahrscheinlich einen weiteren Gewinn von 700 (1500 
– 800) im Jahr 10 im Ausland. 


Lösung (zusätzlich mit Qualifikationskonflikt): 


Andere Ergebnisse treten ein, wenn der ausländische Staat die Option nach 
seinem nationalen Recht nicht akzeptiert, sondern die optierende Gesellschaft 
aufgrund der zivilrechtlichen Einordnung sowie des üblicherweise 
anzustellenden Typenvergleichs weiterhin als transparente 
Personengesellschaft behandelt. In diesem Fall gilt: 


d) D versteuert wie zu a); 


e) E versteuert tendenziell nichts, da der ausländische Staat das 
Besteuerungsrecht wegen der Einordnung als Personengesellschaft bei 
Deutschland sieht, Deutschland es aber wegen der Einordnung als 
Kapitalgesellschaft beim ausländischen Staat sieht; 


f) F versteuert den Gewinn von 700 im Jahr 10 und aus den zu e) 
dargestellten Gründen im Übrigen tendenziell nichts mehr.  


Die Besteuerungsunterschiede zwischen E und F sind dadurch veranlasst, dass 
die Globalisierung des Umwandlungssteuerrechts im Entwurf des KöMoG nur 
für die §§ 1 bis 19 UmwStG, nicht aber für die Einbringung nach § 20 
UmwStG, also auch nicht für den fiktiven Formwechsel in eine 
Kapitalgesellschaft nach § 1 Absatz 2 KStG vorgesehen ist.  


Die Besserstellung des E gegenüber D und F resultiert aus der Bestimmung des 
§ 22 UmwStG einerseits und der fehlenden Abstimmung mit dem Wertansatz 
im anderen Staat andererseits; eine solche Wertabstimmung würde nach dem 
Grundgedanken von Artikel 5 der Anti-Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD), 
der weiße Einkünfte vermeiden will, an sich geboten erscheinen. 


Das Entstehen weißer Einkünfte in den Varianten e) und f) beruht auf einem 
Qualifikationskonflikt ähnlicher Art, wie er durch Artikel 9 der ATAD 
eigentlich verhindert werden soll; der im Entwurf des ATADUmsG 
vorgesehene § 4k EStG erfasst diese Gestaltung voraussichtlich nicht. 


Die zu a) bis c) dargestellten Besteuerungsunterschiede sind für den echten 
Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft bereits seit längerem bekannt, werden 
aber durch die neue Möglichkeit der Option deutlich häufiger werden und 
bedürfen vor dem aktuellen Hintergrund von Artikel 5 der ATAD nunmehr der 
Bereinigung. 
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Die zu e) und f) dargestellten Wirkungen sind spezifisch durch die neue 
Möglichkeit der Option veranlasst. 


Aus Zeitgründen kann hier nur ein Teil der bestehenden Probleme skizziert 
werden. Weitere Komplikationen würden sich z. B. bei grenzüberschreitenden 
Wegzügen, im Falle von Ausschüttungen sowie bei Gestaltungen mit mehr als 
zwei maßgeblichen Doppelbesteuerungsabkommen ergeben. 


12. Zu Artikel 1 allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob und 


gegebenenfalls inwieweit hinsichtlich der Optionsmöglichkeit zur 


Körperschaftsbesteuerung auch im Hinblick auf das Verfahrensrecht 


Änderungen erforderlich sind. 


Begründung: 


Im Zusammenhang mit der Optionsmöglichkeit zur Körperschaftsbesteuerung 
sind keine verfahrensrechtlichen Anpassungen vorgesehen. Die Begründung 
zum Gesetzentwurf geht davon aus, dass mit dem neuen § 1a KStG zur 
Körperschaftsteuer optierende Personenhandelsgesellschaften und 
Partnerschaftsgesellschaften für Zwecke der Besteuerung nach dem 
Einkommen verfahrensrechtlich und materiell-rechtlich den Kapital-
gesellschaften gleichgestellt werden. 


Durch die Option ergibt sich ein Spannungsfeld zwischen dem 
Körperschaftsteuer- und dem Zivilrecht, dessen Auswirkung auf das 
Verfahrensrecht (zum Beispiel betreffend die Vertretung, die Haftung, die 
Bekanntgabe von Verwaltungsakten mit Bezeichnung des Inhalts- und 
Bekanntgabeadressaten) gegebenenfalls ergänzend zu betrachten wäre. 


Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und Regelungslücken zu vermeiden, 
sollte das Erfordernis von – gegebenenfalls klarstellenden – gesetzlichen 
Regelungen geprüft werden. 


13. Zu Artikel 1 allgemein 


a) Der Bundesrat weist darauf hin, dass der vorgesehene antragsabhängige 


Wechsel von Personenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften in das 


Besteuerungsregime für Kapitalgesellschaften (sogenanntes Optionsmodell) 


zu einer ungleichen Besteuerung von kirchensteuerpflichtigen 


Mitunternehmern führt. Die Erträge werden nach Ausübung der Option 


nicht mehr bei den Gesellschaftern, sondern bei dem 


Körperschaftsteuersubjekt Personengesellschaft besteuert. Dadurch entfällt 


für diesen Teil des Gewinns die Kirchensteuer, da die Kirchensteuer beim 
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Gesellschafter ausschließlich an die Einkommensteuer anknüpft. Nur bei 


späteren Ausschüttungen der Gesellschaft wird noch Kirchensteuer 


anfallen, die aber zum einen nicht progressiv ausgestaltet ist und zum 


anderen auch deshalb geringer ausfällt, weil der ausgeschüttete Gewinn 


bereits durch Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer gemindert ist. Eine 


ungleiche Besteuerung von kirchensteuerpflichtigen Mitunternehmern nach 


Ausübung der Option ist problematisch, da es sich zivilrechtlich weiter um 


eine Personengesellschaft handelt, deren Mitunternehmer im Falle einer 


Kirchenmitgliedschaft Steuersubjekt für die Kirchensteuer ist. 


b) Der Bundesrat bittet zu prüfen, ob und in welcher Weise diese 


Ungleichbehandlung von kirchensteuerpflichtigen Gesellschaftern 


optierender Personengesellschaften und kirchensteuerpflichtiges 


Gesellschaftern von nicht optierenden Personengesellschaften vermieden 


werden kann.


14. Zu Artikel 1 und Artikel 6 allgemein 


Der Bundesrat bittet, im Rahmen des weiteren Gesetzgebungsfahrens zu prüfen, 


wie durch geeignete Maßnahmen sichergestellt werden kann, dass die Option 


auch für Zwecke der Festsetzung, Feststellung und Anrechnung der 


Forschungszulage gilt.


Begründung:


Für Personenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften soll durch die 
vorgesehene Option die Möglichkeit geschaffen werden, sich für Zwecke der 
Besteuerung nach dem Einkommen wie eine Kapitalgesellschaft besteuern zu 
lassen. Es sollte klargestellt werden, ob durch diese Formulierung die 
Wirkungen der Option auch für Zwecke der Festsetzung, Feststellung und 
Anrechnung der Forschungszulage gelten. 


Nach § 1a Absatz 3 Nummer KStG führen Einnahmen, die ein Gesellschafter 
von der Gesellschaft für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft bezieht, zu 
Einkünften im Sinne des § 19 des Einkommensteuergesetzes (EStG). Dies hat 
unmittelbare Auswirkung auf die Bemessungsgrundlage für die Festsetzung der 
Forschungszulage: 


- Nach § 3 Absatz 1 des Forschungszulagengesetzes (FZulG) sind förderfähige 
Aufwendungen die lohnsteuerpflichtigen Löhne und Gehälter inklusive des 
nach § 3 Nummer 62 EStG steuerfreien Arbeitgeberanteils für die 
Zukunftssicherung, soweit diese für Arbeitnehmer anfallen, die in 
begünstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben mit Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten tatsächlich beschäftigt sind. 
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- Zwar sind auch die anteiligen Tätigkeitsvergütungen von Mitunternehmern, 
die in begünstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben selbst aktiv tätig 
sind, förderfähig. Diese können jedoch nur in Höhe von maximal 40 Euro je 
nachgewiesener Arbeitsstunde, die der Mitunternehmer mit Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten beschäftigt ist, angesetzt werden, wobei insgesamt 
maximal 40 Arbeitsstunden pro Person pro Woche berücksichtigt werden 
können. 


- Optiert eine Mitunternehmerschaft als Personengesellschaft nun zur 
Körperschaftsteuer, wären bei Erstreckung der in § 1a KStG vorgesehenen 
Option auf die Forschungszulage nicht mehr von einer Tätigkeitsvergütung 
eines Mitunternehmers, sondern von lohnsteuerpflichtigem Lohn und Gehalt 
auszugehen. Dies würde die Bemessungsgrundlage der Forschungszulage 
erhöhen. 


Weitere Auswirkungen ergeben sich im Bereich der einheitlich und 
gesonderten Feststellung der anteiligen Forschungszulage und der Anrechnung 
auf die Ertragsteuer. Bei Mitunternehmerschaften wird im Rahmen der 
nächsten erstmaligen Einkommen- oder Körperschaftsteuerfestsetzung der 
jeweiligen Mitunternehmer die Forschungszulage anteilig angerechnet, sodass 
die festgesetzte Forschungszulage mittels einheitlicher und gesonderter 
Feststellung entsprechend des Gewinnverteilungsschlüssels aufgeteilt werden 
muss. Im Fall der Option der Mitunternehmerschaft zur 
Körperschaftbesteuerung müsste im Rahmen der nächsten erstmaligen 
Veranlagung zur Körperschaftsteuer eine vollständige Anrechnung der 
Forschungszulage bei der - als Kapitalgesellschaft besteuerten - 
Mitunternehmerschaft erfolgen.


15. Zu Artikel 1 und Artikel 6 allgemein


Der Bundesrat bittet, im Rahmen des weiteren Gesetzgebungsfahrens zu prüfen, 


wie durch geeignete Maßnahmen sichergestellt werden kann, dass in 


grenzüberschreitenden Fällen in Folge der Option mögliche 


Gewinnverlagerungen ins Ausland vermieden werden können.


Begründung:


Infolge der Option ergeben sich in grenzüberschreitenden Fällen erhebliche  


Gestaltungsmöglichkeiten und Steuerausfälle. Dies sind: 


- Der Wegfall des deutschen Besteuerungsrechts für Sondervergütungen 
(z. B. Tätigkeitsvergütungen, Darlehenszinsen, Lizenzgebühren), die bei 
Personengesellschaften nicht steuermindernd als Aufwand berücksichtigt 
werden können (§ 15 Absatz 1 Nummer 2 EStG in Verbindung mit § 50d 
Absatz 10 EStG bzw. Artikel 7 Absatz 7 OECD-Musterabkommen – 
OECD-MA) vergleichbaren Regelungen in diversen 
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA). Bei Körperschaftsteuersubjekten 
sind (angemessene) Zahlungen hingegen abzugsfähig. Damit ergibt sich
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ein erhebliches Potential einer Gewinnverlagerung durch 
Gewinnabsaugungen ins Ausland. 


- Bei Personengesellschaften mit ausländischen Mitunternehmern sind 
Gesellschafterfremdfinanzierungsmodelle (Verlagerung von 
Zinsaufwand ins Inland) auch durch die Grundsätze des 
Dotationskapitals (in der Regel Verpflichtung zur identischen Eigen-
/Fremdkapitalstruktur) eingeschränkt. Für Körperschaftsteuersubjekte 
ergeben sich Beschränkungen hingegen nur durch die Zinsschranke (§ 4h 
EStG und § 8a KStG). 


Es könnte geregelt werden, diese Zahlungen in der bisherigen Höhe 
(Durchschnittsaufwand der letzten Jahre) als abzugsfähig zu erklären. Damit 
könnte auch der bei den Finanzämtern erstmals entstehende erhebliche 
Aufwand zur Angemessenheitsprüfung reduziert werden.


16. Zu Artikel 1 und Artikel 6 allgemein 


Der Bundesrat bittet, im Rahmen des weiteren Gesetzgebungsfahrens zu prüfen, 


wie durch geeignete Maßnahmen sichergestellt werden kann, dass 


a) im Inland gebildete stille Reserven des Mitunternehmers weiterhin der 


deutschen Besteuerung unterliegen und 


b) künftige Veräußerungsgewinne hinsichtlich der Anteile an einer 


optierenden Gesellschaft im Sinne des § 1a des Körperschaftsteuergesetzes 


einer Einmalbesteuerung unterliegen.


Begründung:


Sofern eine Personengesellschaft auf Grundlage des vorliegenden 
Gesetzesentwurfs zur Besteuerung als Körperschaft optiert, ergeben sich 
Anwendungsfragen zur Auswirkung dieser Option auf grenzüberschreitende 
Personengesellschaften. Dies gilt sowohl für Personengesellschaften, die 
Geschäftsbeziehungen zum Ausland unterhalten (insbesondere zu verbundenen 
Unternehmen), als auch für Personengesellschaften, deren Mitunternehmer 
zumindest teilweise im Ausland ansässig sind. Der vorliegende Gesetzentwurf 
beinhaltet jedoch keine unmittelbaren Regelungen zur Vermeidung von 
endgültigen Steuerausfällen, die insbesondere bei grenzüberschreitenden 
Optionsfällen entstehen. 


Zu Buchstabe a: 


Übt eine Personengesellschaft die Option aus, werden die bisherigen 
Mitunternehmer als Anteilseigner einer Körperschaft behandelt und würden in 
der Folge künftig Anteile im Sinne von des § 17 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) halten. Ist ein Mitunternehmer im Ausland ansässig, hätte Deutschland 
nach den geltenden DBA-Vorschriften (Artikel 13 OECD-Musterabkommen – 
OECD-MA) regelmäßig kein Besteuerungsrecht an einer Veräußerung dieser
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Anteile. Die Veräußerung eines Mitunternehmeranteils vor der 
Optionsausübung hätte aber nach dem Betriebsstättenprinzip grundsätzlich der 
deutschen Besteuerung unterlegen. Die Optionsausübung kann also zu einem 
Verlust deutschen Besteuerungsrechts am Mitunternehmeranteil/ Anteil im 
Sinne von § 17 EStG führen. Das Problem betrifft nur Mitunternehmer, die in 
einem EU/EWR-Staat ansässig sind. Für Mitunternehmer, die in einem 
Drittstaat ansässig sind, kommt es zur Aufdeckung der stillen Reserven (§ 1 
Absatz 4 UmwStG). 


Eine weitergehende vollständige steuerliche Entstrickung nach den geltenden 
Vorschriften ist nicht möglich. So greift die Wegzugsbesteuerung nach § 6 des 
Außensteuergesetzes (AStG) im letzten Moment ein, in dem Deutschland noch 
ein abkommensrechtliches Besteuerungsrecht innehat. Zu diesem Zeitpunkt 
(also eine logische Sekunde vor der Optionsausübung) würden aber noch keine 
Anteile i. S. § 17 EStG vorliegen, was § 6 AStG tatbestandlich ausschließt. 
Eine alternative Entstrickung nach §§ 4 Absatz 1 Satz 3 bzw. 16 Absatz 3a 
EStG ist ebenfalls nicht möglich, da zum Zeitpunkt eines Wegzugs noch keine 
Beschränkung des deutschen Besteuerungsrechts vorliegt. Die Regelung des 
§ 22 UmwStG führt zu einem "schleichenden" Verlust des Besteuerungsrechts 
innerhalb von 7 Jahren. 


Zur Vermeidung von Steuerausfällen und Gleichbehandlung mit originären 
Anteilen an Kapitalgesellschaften ist eine gesetzliche Regelung (z. B. Fiktion, 
dass es sich bei den Anteilen im Sinne von des § 1a KStG auch um Anteile im 
Sinne von des § 6 AStG handelt und diesbezüglich im Rahmen der Option eine 
Realisierung - unter Stundung - erfolgt) für diesen Fall erforderlich. 


Zu Buchstabe b: 


Wendet ein ausländischer Staat vergleichbar der deutschen Beurteilung den 
sogenannten Rechtstypenvergleich an, werden künftige Veräußerungsgewinne 
aus Anteilen im Sinne von § 1a KStG regelmäßig weder in Deutschland 
(aufgrund der Qualifikation als Anteile im Sinne von § 17 EStG in Verbindung 
mit Artikel 13 Absatz 5 OECD-MA) noch im anderen Staat (Qualifikation als 
Mitunternehmeranteil im Sinne von Artikel 7, 13 Absatz 2 OECD-MA) 
besteuert. 


Durch Ergänzung des § 50d Absatz 9 EStG könnte sichergestellt werden, dass 
auch im Falle einer beschränkten Steuerpflicht ein Rückfall des 
Besteuerungsrechts auf den Quellenstaat Deutschland erfolgt. 


Eine Doppelbesteuerung durch die Maßnahme Buchstabe a (= Erfassung der 
Altreserven) wird durch Aufstockung der Anschaffungskosten vermieden.


17. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 12 Absatz 2 und 3 KStG),  


Artikel 3 Nummer 1 (§ 1 UmwStG) 


Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die 


Internationalisierung der für die Umwandlung von Körperschaften 


maßgeblichen Teile des Umwandlungssteuergesetzes auf diejenigen Drittstaaten 


zu begrenzen, mit denen die Bundesrepublik Deutschland in den bestehenden
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Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 


Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen eine sogenannte große 


Auskunftsklausel vereinbart hat. 


Begründung:


Durch die Streichung des doppelten EU-/EWR-Bezugs in § 1 Absatz 2 
UmwStG sollen künftig weltweit alle Umwandlungen von Körperschaften im 
Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 UmwStG, die einer inländischen Umwandlung 
im Sinne des Umwandlungsgesetzes vergleichbar sind, in den 
Anwendungsbereich des Umwandlungssteuergesetzes fallen. Das betrifft in 
erster Linie Drittstaatenspaltungen und Verschmelzungen von Körperschaften 
unter Beteiligung von Rechtsträgern aus Drittstaaten. Mit dem Gesetz über 
steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft 
und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG; BGBl. I 
2006, S. 2782) wurde seinerzeit bewusst nur eine Europäisierung des 
Umwandlungssteuerrechts vorgenommen. Eine Erweiterung des 
Umwandlungssteuergesetzes auf Drittstaaten wurde im Rahmen des SEStEG 
zwar diskutiert, aufgrund der nicht abschätzbaren Auswirkungen letztlich aber 
nicht umgesetzt. An dieser Beurteilung hat sich grundsätzlich nichts geändert. 
Ein wesentliches Problem bei der Erweiterung des Umwandlungssteuerrechts 
für Körperschaften auf Drittstaaten ist, dass sich Informationsdefizite der 
Finanzbehörden bei der Überprüfung dieser Auslandssachverhalte ergeben, da 
die nationalen Ermittlungsmöglichkeiten im Regelfall aufgrund des 
Territorialitätsprinzips an der Staatsgrenze enden. Insbesondere stellt sich auf 
Seiten der Finanzbehörden das Problem, wie bei Drittstaatssachverhalten das 
Vorliegen der Umwandlungsvoraussetzungen im Ausland überprüft werden 
kann, wenn es an einer rechtlichen Grundlage dafür fehlt, die benötigten 
Informationen vom Drittstaat anzufordern. Der Handlungsbedarf wird 
besonders deutlich, wenn man sich vergegenwärtigt, dass zukünftig auch 
solche Umwandlungen von Körperschaften unter Beteiligung von Drittstaaten 
ermöglicht werden sollen, bei denen der Drittstaat anerkannte Standards in den 
Bereichen Transparenz in Steuersachen, unfairen Steuerwettbewerb und bei der 
Umsetzung der verbindlichen BEPS-Mindeststandards nicht erfüllt.  


Der parallel verhandelte Gesetzentwurf zur Abwehr von Steuervermeidung und 
unfairem Steuerwettbewerb und zur Änderung weiterer Gesetze sieht deshalb 
gezielte verwaltungsseitige und materiell-steuerrechtliche Maßnahmen vor, um 
Personen und Unternehmen davon abzuhalten, Geschäftsbeziehungen zu 
natürlichen oder juristischen Personen in nicht kooperativen Drittstaaten 
fortzusetzen oder aufzunehmen. Das Vorhaben des KöMoG sollte sich zu 
diesen Grundanliegen nicht in Widerspruch setzen.  
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Um eine sachgerechte Überprüfung von Umwandlungen von Körperschaften 
mit Drittstaatenbezug durch die Finanzbehörden sicherzustellen, ist zu 
erwägen, die Erweiterung des Umwandlungssteuergesetzes nur für solche 
Drittstaaten zu ermöglichen, mit denen die Bundesrepublik Deutschland in den 
bestehenden Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen eine sogenannte 
große Auskunftsklausel vereinbart hat.


18. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 12 Absatz 2 und 3 KStG),  


Artikel 3 Nummer 1(§ 1 UmwStG) 


Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die weltweite 


Öffnung der für die Umwandlung von Körperschaften maßgeblichen Teile des 


Umwandlungssteuergesetzes (§ 1 UmwStG) und die Folgeänderungen im 


Körperschaftsteuergesetz (§ 12 Absatz 2 und 3 KStG) vorerst zurückzustellen, 


bis abschließend steuerfachlich geklärt ist, welche konkreten Folgen sich durch 


die Öffnung des Umwandlungssteuerrechts in Drittstaatsfällen für die 


öffentlichen Haushalte und für die Steuerverwaltungen der Länder ergeben. 


Begründung:


Durch die Streichung des doppelten EU-/EWR-Bezugs in § 1 Absatz 2 
UmwStG sollen künftig weltweit alle Umwandlungen von Körperschaften im 
Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 UmwStG, die einer inländischen Umwandlung 
im Sinne des Umwandlungsgesetzes vergleichbar sind, in den 
Anwendungsbereich des Umwandlungssteuergesetzes fallen. Das betrifft in 
erster Linie Drittstaatenspaltungen und Verschmelzungen von Körperschaften 
unter Beteiligung von Rechtsträgern aus Drittstaaten. Mit dem Gesetz über 
steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft 
und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG; BGBl. I 
2006, S. 2782) hat der Gesetzgeber seinerzeit bewusst nur eine Europäisierung 
des Umwandlungssteuerrechts vorgenommen. Eine Erweiterung des 
Umwandlungssteuergesetzes auf Drittstaaten wurde im Rahmen des SEStEG 
zwar diskutiert, aufgrund der nicht abschätzbaren Auswirkungen letztlich aber 
nicht umgesetzt. An den Grundlagen dieser gesetzgeberischen Einschätzung 
der Risiken für die öffentlichen Haushalte und für die Administrierbarkeit hat 
sich seitdem nichts geändert. Es ist weiterhin unklar, in welcher Dimension ein 
globalisiertes Umwandlungssteuerrecht Raum für Gestaltungen bietet, die zu 
endgültigen Steuerausfällen führen. Der Regierungsentwurf enthält zu den 
Aufkommenswirkungen der Maßnahme keine Angabe, obwohl beispielsweise 
im Bereich der Herausverschmelzung von Immobilienkapitalgesellschaften 
eine Entstrickungslücke bei der Gewerbesteuer besteht, sofern im Inland kein 
Gewerbebetrieb mehr verbleibt. 
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Die administrativen Schwierigkeiten insbesondere im Kontext von 
Drittstaatenspaltungen träfen zunächst den Steuerpflichtigen, der die 
tatsächlichen Voraussetzungen für Teilbetriebe und die Zuordnung von 
Wirtschaftsgütern darstellen und nachweisen müsste. Ihn treffen erhöhte 
Mitwirkungs- und Beweisvorsorgepflichten. Auf Seiten der deutschen 
Finanzbehörden stellt sich spiegelbildlich das Problem, wie bei 
Drittstaatssachverhalten das Vorliegen der Spaltungsvoraussetzungen überprüft 
werden kann. Für die Finanzbehörden erhöht sich zudem der Prüfungsaufwand, 
da bei der Beteiligung von Drittstaatskapitalgesellschaften stets zu verifizieren 
sein wird, ob ein nach ausländischem Recht vergleichbarer Vorgang vorliegt. 
Das gilt umso mehr, da das Gesellschafts- und Umwandlungsrecht weltweit 
nicht harmonisiert ist. Auch dieser erhöhte Prüfungsaufwand wird im 
Gesetzentwurf nicht beziffert. 


Die Globalisierung des Umwandlungssteuerrechts für Körperschaften stellt 
einen sehr weitreichenden Schritt dar. Eine gesetzgeberische Umsetzung sollte 
daher intensiv steuerfachlich vorbereitet werden, um die haushaltsmäßigen 
Auswirkungen und Folgerisiken sicher einschätzen zu können. Es bietet sich 
an, die Regelungen in den EU-Nachbarstaaten vergleichend heranzuziehen und 
eventuell praktische Erfahrungen mit den Steuerverwaltungen der EU-
Nachbarstaaten zu berücksichtigen.


19. Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe a1 - neu -  (§ 34 Absatz 1a - neu - KStG) 


Artikel 4 Nummer 4 (§ 57 Absatz 4 InvStG) 


Artikel 9 (Inkrafttreten) 


a) In Artikel 1 Nummer 8 ist nach Buchstabe a folgender Buchstabe a1


einzufügen: 


„a1) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 


„(1a) § 1a in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. 


I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 


vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals für Wirtschaftsjahre 


anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2022 beginnen.““ 


b) In Artikel 4 Nummer 4 ist die Angabe „1. Januar 2022“ durch die Angabe 


„1. Januar 2023“ zu ersetzen.


c) Artikel 9 ist wie folgt zu fassen: 


„Artikel 9 


Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2022 in 


Kraft. 
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(2) Artikel 2, 5, 7 und 8 treten am 1. Januar 2023 in Kraft.“


Begründung: 


Zu Buchstabe a:


Mit der Einführung eines Wahlrechts für die bislang zwingend transparent zu 
besteuernden Personengesellschaften wird die Möglichkeit zum Wechsel in die 
intransparente Besteuerung geschaffen. Diese Änderung ist steuerfachlich nicht 
ausreichend vorbereitet. Für die Steuerverwaltungen in den Ländern ergibt sich 
ein erheblicher organisatorischer Aufwand. Die optierenden Gesellschaften 
werden künftig im Körperschaftsteuerbezirk zu führen sein; die erforderlichen 
Organisationsanpassungen in den Finanzämtern sind noch nicht abzusehen. 


Auch die Unternehmen und deren Berater werden zunächst die Folgen einer 
Optionsausübung prüfen und bewerten müssen. Insofern ergibt sich hier ein 
erhöhter Bedarf für eine Optionsberatung. 


Zudem werden sich im Zusammenhang mit der Regelung Zweifels- und 
Anwendungsfragen stellen, die durch entsprechende Verwaltungsregelungen 
begleitet werden müssen. 


Eine Verschiebung des erstmaligen Anwendungszeitpunkts der Option zur 
Körperschaftsteuer für Personenhandelsgesellschaften und Partnerschafts-
gesellschaften um mindestens ein Jahr würde somit Unternehmen, deren 
Berater und der Steuerverwaltung den nötigen zeitlichen Verlauf für die 
erforderlichen Maßnahmen gewähren. 


Zu Buchstabe b und c: 


Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund der Verschiebung des 
erstmaligen Anwendungszeitpunkt der Option zur Körperschaftsteuer für 
Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften.


20. Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe e (§ 34 Absatz 6e KStG)


Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob das 


im Zusammenhang mit der Ersetzung der Ausgleichspostenmethode durch die 


Einlagelösung vorgesehene Wahlrecht des Steuerpflichtigen zur Bildung einer 


Gewinnrücklage so ausgestaltet werden kann, dass es nicht nur dem Grunde, 


sondern auch der Höhe nach besteht.
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Begründung:


Nach der Übergangsregelung in § 34 Absatz 6e KStG erhöht sich das 
Einkommen des Organträgers, soweit ein passiver Ausgleichsposten die 
Summe aus dem aktiven Ausgleichsposten und dem Buchwert der Beteiligung 
des Organträgers an der Organgesellschaft in der Steuerbilanz übersteigt. Nach 
dem Wortlaut des Gesetzentwurfs kann der Steuerpflichtige in Höhe dieses 
Betrags eine den steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage bilden. Es sollte 
geprüft werden, ob dieses Wahlrecht im Interesse der Unternehmen so 
ausgestaltet werden kann, dass die Rücklage auch in Höhe eines geringeren 
Betrags, also bis zur Höhe der vorgenannten Rechengröße ermöglicht wird.


21. Zu Artikel 5 allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 


folgerichtig zu der in § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG vorgesehenen Änderung 


der Begrifflichkeit „Genossenschaften“ weitere Änderungen des EStG 


erforderlich sind.


Begründung: 


Zumindest in § 13 Absatz 6 EStG und in der Anlage zu § 43b EStG wird 
ebenfalls der Begriff der „Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften“ 
verwendet. 


22. Zum Gesetzentwurf allgemein 


Der Gesetzentwurf führt in Artikel 1 den Begriff der optierenden Gesellschaft 


ein. In den weiteren Artikeln wird dieser Begriff aufgegriffen und in 


verschiedenen Vorschriften mit den für Körperschaften beziehungsweise 


Kapitalgesellschaften anwendbaren Rechtsfolgen verknüpft.  


Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Anpassung 


hinsichtlich des Begriffs der optierenden Gesellschaft folgerichtig in allen 


betroffenen Vorschriften vorzusehen, beispielsweise bei der Hinzurechnungs-


besteuerung nach §§ 7 ff. AStG.
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Begründung:


Nach der Intention des Gesetzentwurfs soll eine nach § 1a KStG-E optierende 
Gesellschaft wie eine Kapitalgesellschaft behandelt werden. Dies soll auch für 
andere Steuergesetze gelten. Beispielsweise wird dies in Artikel 2 für die 
Gewerbesteuer ausdrücklich geregelt, in Artikel 5 wird zur Einkommensteuer 
eine gesonderte Regelung für Gesellschaftsanteile getroffen. 


Der Begriff der Kapitalgesellschaft und/oder Körperschaft taucht aber an 
vielfältigen Stellen im Steuerrecht auf, die der Gesetzentwurf nicht 
vollumfänglich erfasst. Beispielsweise ist auch die Hinzurechnungsbesteuerung 
nur bei bestimmten Steuerpflichtigen im Sinne des KStG vorgesehen. Eine 
ausdrückliche Einbeziehung der optierenden Gesellschaft sieht der 
Gesetzentwurf hier jedoch bisher nicht vor.


23. Zu Artikel 5 allgemein


Der Gesetzentwurf führt in Artikel 1 den Begriff der optierenden Gesellschaft 


ein. In den weiteren Artikeln wird dieser Begriff aufgegriffen und in 


verschiedenen Vorschriften mit den für Körperschaften bzw. 


Kapitalgesellschaften anwendbaren Rechtsfolgen verknüpft. Gleichzeitig sollen 


der Übergang zur Körperschaftsbesteuerung als Formwechsel im Sinne des § 1 


Absatz 3 Nummer 3 des Umwandlungssteuergesetzes gelten und die daran 


anknüpfenden ertragsteuerlichen Regelungen Anwendung finden (vgl. 


Begründung zu § 1a Absatz 2 Satz 1 und 2 KStG-E, Seite 19 f. des 


Gesetzentwurfes). 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob eine 


Anpassung hinsichtlich des Begriffs der optierenden Gesellschaft folgerichtig in 


weiteren Vorschriften des Einkommensteuergesetzes (EStG) erfolgen muss, 


beispielsweise bei den beschränkt steuerpflichtigen Einkünften in § 49 Absatz 1 


Nummer 2 Buchstabe e EStG. Gleichzeitig bittet der Bundesrat zu prüfen, ob 


Vorschriften des EStG an die Fiktion des Formwechsels nach § 1a Absatz 2 


Satz 1 und 2 KStG anzupassen sind, beispielsweise § 20 Absatz 1 Nummer 10 


Buchstabe b Satz 2 EStG und § 34a Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 EStG. 
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Begründung: 


Nach der Intention des Gesetzentwurfs soll eine nach § 1a KStG optierende 
Gesellschaft wie eine Kapitalgesellschaft behandelt werden. Dies soll auch für 
andere Steuergesetze gelten. In Artikel 5 wird zur Einkommensteuer teilweise 
eine gesonderte Regelung für Gesellschaftsanteile getroffen. Der Begriff der 
Kapitalgesellschaft und/oder Körperschaft ist aber an weiteren Stellen im EStG 
enthalten, die der Gesetzentwurf nicht vollumfänglich erfasst. Eine 
ausdrückliche Einbeziehung der optierenden Gesellschaft sieht der 
Gesetzentwurf beispielsweise bei den beschränkt steuerpflichtigen Einkünften 
nicht vor. 


Nach dem Gesetzentwurf gilt der Übergang zur Körperschaftsbesteuerung als 
Formwechsel. Nach der Begründung zum Gesetzentwurf sollen diejenigen 
ertragsteuerlichen Regelungen, die bestimmte Rechtsfolgen im Fall eines 
Formwechsels vorsehen, auch für den Fall des Übergangs zur Körperschafts-
besteuerung Anwendung finden. Dies sollte aus Gründen der Rechtsklarheit 
nicht nur in der Gesetzesbegründung, sondern auch in den betroffenen 
Vorschriften des EStG nachvollzogen werden. 


24. Zu Artikel 8 Nummer 2 Buchstabe b (§13b Absatz 4 Nummer 5 Satz 5 ErbStG) 


In Artikel 8 ist Nummer 2 Buchstabe b wie folgt zu fassen: 


„b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 


aa) <… wie Vorlage …> 


bb) In Nummer 5 Satz 5 werden die Wörter „§ 15 Absatz 1 Satz 1 


Nummer 2 oder des § 18 Absatz 4 Satz 2 des Einkommensteuer-


gesetzes“ durch die Wörter „§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, des § 18 


Absatz 4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes oder des § 1a Absatz 1 


des Körperschaftsteuergesetzes“ ersetzt.“
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Begründung:


Beim Finanzmitteltest für die Ermittlung des begünstigten 
Unternehmensvermögens werden die Finanzmittel um 15 Prozent des Wertes 
des Betriebs gekürzt (Sockelbetrag, § 13b Absatz 4 Nummer 5 ErbStG). Der 
Abzug des Sockelbetrags setzt voraus, dass der Hauptzweck der Tätigkeit des 
Unternehmens oder nachgeordneter Gesellschaften eine land- und 
forstwirtschaftliche, gewerbliche oder selbständige Tätigkeit ist (§ 13b 
Absatz 4 Nummer 5 Satz 4 ErbStG). Nach § 13b Absatz 4 Nummer 5 Satz 5 
ErbStG ist diese Voraussetzung u. a. erfüllt, wenn die Tätigkeit durch eine 
Gesellschaft i. S. v. § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder § 18 Absatz 4 Satz 2 
EStG ausgeübt wird. Eine Gesellschaft, die nach § 1a KStG zur 
Körperschaftsteuer optiert, ist mit Gesellschaften i. S. v. § 15 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 oder § 18 Absatz 4 Satz 2 EStG gleichzustellen.  


B 


25. Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten und 


der Wirtschaftsausschuss


empfehlen dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 


Absatz 2 des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben.








Urteil vom 17. Dezember 2020, VI R 21/18 
Erste Tätigkeitsstätte bei grenzüberschreitender Arbeitnehmerentsendung nach neuem Reisekostenrecht


ECLI:DE:BFH:2020:U.171220.VIR21.18.0


BFH VI. Senat


AO § 41 Abs 1 S 1 , DBA USA Art 4 , DBA USA Art 15 Abs 1 , DBA USA Art 23 Abs 3 S 1 Buchst a S 2 , EStG § 1 Abs 1 S 1 , 
EStG § 3 Nr 16 , EStG § 9 Abs 1 S 1 , EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 4a , EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 5 , EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 5a , EStG § 9 
Abs 4 S 1 , EStG § 9 Abs 4 S 2 , EStG § 9 Abs 4 S 3 , EStG § 32a Abs 1 , EStG § 32b Abs 1 S 1 , EStG § 32b Abs 1 S 1 Nr 3 , 
EStG § 32b Abs 2 S 1 Nr 2 , FGO § 118 Abs 2 , FGO § 126 Abs 2 , FGO § 155 S 1 , ZPO § 293 , EStG VZ 2014 , AO § 5 


vorgehend Niedersächsisches Finanzgericht , 19. April 2018, Az: 5 K 262/16


Leitsätze


Erste Tätigkeitsstätte bei grenzüberschreitender Arbeitnehmerentsendung ist die ortsfeste betriebliche Einrichtung des 
aufnehmenden Unternehmens, der der Arbeitnehmer im Rahmen eines eigenständigen Arbeitsvertrags mit dem 
aufnehmenden Unternehmen für die Dauer der Entsendung zugeordnet ist.


Tenor


Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 19.04.2018 - 5 K 262/16 wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Kläger und Revisionskläger (Kläger) sind verheiratet und unterhielten im Streitjahr (2014) einen inländischen 
Wohnsitz.


2 Der Kläger war seit 2000 bei der X-AG als außertariflicher Mitarbeiter im Management angestellt. Er war im 
Geschäftsbereich … beschäftigt. Dem Kläger konnte nach Nr. 2 seines Arbeitsvertrags im Rahmen der 
Managementplanung und im Konzerninteresse eine andere gleichwertige Tätigkeit innerhalb der X-AG oder des 
X-Konzerns übertragen werden.


3 Unter dem ….03./….06.2013 schloss der Kläger mit der X-AG einen sog. "Global Assignment Vertrag" (Entsendevertrag). 
In dessen Präambel hieß es u.a., innerhalb des weltweit tätigen X-Konzerns werde ein Auslandseinsatz als ein 
normales Charakteristikum des Arbeitslebens der Mitarbeiter angesehen. Für Schlüsselpositionen fördere die X-AG 
einen konzernweiten Austausch von Mitarbeitern.


4 Nach Nr. 1.1. des Entsendevertrags sollte der Kläger mit Wirkung zum … 2013 bei der Gastgesellschaft in den USA die 
Funktion eines "Manager … " übernehmen. Die Dauer des Auslandseinsatzes war gemäß Nr. 1.2. des Entsendevertrags 
bis zum … 2016 befristet, falls nicht zuvor eine Verlängerung erfolgte. Nach Nr. 2.1. des Entsendevertrags wurde das 
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Arbeitsverhältnis mit der X-AG (Heimatgesellschaft) mit Beginn des Auslandseinsatzes "ruhend gestellt". Gleichzeitig 
sollte der Kläger gemäß Nr. 2.2. des Entsendevertrags mit der Gastgesellschaft einen lokalen Arbeitsvertrag schließen, 
der u.a. Einzelheiten zu Aufgabengebiet, Befugnissen und Verantwortlichkeiten des Klägers regeln sollte. Nach seiner 
Nr. 2.3. trat der Entsendevertrag "ergänzend neben den ruhenden Arbeitsvertrag" mit der X-AG und "den lokalen 
Arbeitsvertrag mit der Gastgesellschaft".


5 Die Vergütung des Klägers während des Auslandseinsatzes war in Nr. 3. des Entsendevertrags sowie in dessen 
Anhängen "Vergütung" und "Zusatzleistungen" geregelt. Sie setzte sich aus einem "Heimatsgesellschafts-Nettogehalt", 
einem "Auslandsnetto" sowie weiteren Zusatzleistungen und Abzügen zusammen.


6 Nach Nr. 4.4. des Entsendevertrags unterlag der Kläger am Arbeitsplatz den Regeln der Gastgesellschaft und war 
verpflichtet, die Unternehmenspolitik und die Prozesse der Gastgesellschaft zu befolgen. Die Arbeitsbedingungen 
während des Auslandsaufenthalts, insbesondere Arbeitszeiten, krankheitsbedingte Abwesenheiten, Feiertage und 
Freistellungen, sollten sich gemäß Nr. 6.1. des Entsendevertrags grundsätzlich nach den Regelungen des lokalen 
Arbeitsvertrags mit der Gastgesellschaft sowie den für die Gastgesellschaft geltenden betrieblichen, tariflichen und 
gesetzlichen Regelungen richten. Allerdings hatten Gast- und Heimatgesellschaft nach Nrn. 6.2. und 6.3. des 
Entsendevertrags sicherzustellen, dass die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall sowie der jährliche Urlaubsanspruch 
während des Auslandseinsatzes nicht schlechter als nach den Regelungen im Heimatland ausgestaltet sein durften. 
Für Dienstjubiläen, Jubiläumszuwendungen und etwaigen Sonderurlaub galten die Regelungen für die 
Heimatgesellschaft (Nr. 6.5. des Entsendevertrags).


7 Nach Nr. 7.1. des Entsendevertrags behielt sich die X-AG auch während des Auslandseinsatzes des Klägers vor, das 
ruhende Arbeitsverhältnis aus vom Kläger zu vertretenden Gründen durch Kündigung beenden zu können. 
Vertragsverstöße gegenüber der Gastgesellschaft sollten auch als Vertragsverstöße gegenüber der X-AG gelten. Das 
ruhende Arbeitsverhältnis sollte außerdem ohne Kündigung durch die X-AG enden, wenn das 
Auslandsarbeitsverhältnis zur Gastgesellschaft von dieser durch Kündigung aus Gründen beendet wurde, die in der 
Person oder im Verhalten des Klägers lagen und auch nach dem Arbeitsrecht der X-AG als Kündigungsgründe galten. 
Gleiches sollte gelten, wenn der Kläger das Arbeitsverhältnis zur Gastgesellschaft durch Eigenkündigung oder 
Aufhebungsvertrag beendete (Nrn. 7.2. und 7.3. des Entsendevertrags).


8 Im Übrigen sollte gemäß Nr. 8.1. des Entsendevertrags das ruhende Arbeitsverhältnis mit der X-AG nach dem Ende des 
im Entsendevertrag definierten Einsatzzeitraums bei der Gastgesellschaft wieder aktiviert werden. Vom Kläger wurde 
erwartet, während des Auslandseinsatzes mit der X-AG in Kontakt zu bleiben. Nach Nr. 8.5. des Entsendevertrags 
behielt sich die X-AG außerdem vor, den Kläger auch während der Laufzeit des Auslandsarbeitsvertrags unter 
Wahrung einer Frist von einem Monat zurückzurufen. Gemäß Nr. 8.7. des Entsendevertrags konnte der Einsatz bei der 
Gastgesellschaft aber auch verlängert werden.


9 Unter dem ….07./….07.2013 schloss der Kläger sodann eine Vereinbarung mit der Gastgesellschaft, die nach den 
Gesetzen der Vereinigten Staaten von Amerika (USA) und des Staates … ausgelegt werden sollte. Hiernach sollte der 
Kläger während seines Auslandseinsatzes als Angestellter der Gastgesellschaft angesehen werden. Als Arbeitsort 
(place of employment) war die Y-Operations der Gastgesellschaft vereinbart. Der Kläger sollte die Position eines 
"Manager … " übernehmen. Die Regelungen und Bedingungen des Einsatzes des Klägers bei der Gastgesellschaft 
sollten sich nach der Vereinbarung vom ….07./….07.2013, der beigefügten Zusammenfassung über die Bezahlung des 
Klägers und dem Entsendevertrag richten.


10 Die Vereinbarung mit der Gastgesellschaft enthielt u.a. verschiedene Regelungen über allgemeine Pflichten und 
Verantwortlichkeiten der Gastgesellschaft und des Klägers in Zusammenhang mit dessen Einsatz bei der 
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Gastgesellschaft. Der Vertrag mit der Gastgesellschaft beinhaltete zudem Regelungen über die Bezahlung des 
Klägers. So sollte der Kläger über die Gehaltsliste der Gastgesellschaft den Konsumausgabenanteil bekommen, wie 
er im Entsendevertrag mit der X-AG definiert war. Außerdem sollte der Kläger von der Gastgesellschaft einen 
monatlichen Wohnkostenzuschuss für die Wohnung in den USA sowie einen monatlichen Zuschuss zu den laufenden 
Unterhaltskosten für die in der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) beibehaltene Wohnung erhalten. Die 
Gastgesellschaft war des Weiteren verpflichtet, den Kläger gegen bestimmte Risiken zu versichern. Verschiedene 
andere Vergünstigungen, die die Gastgesellschaft ihren anderen Arbeitnehmern gewährte, erhielt der Kläger im 
Hinblick auf die ihm von der X-AG erteilten Zusagen hingegen nicht.


11 Die Arbeitszeit des Klägers belief sich nach der Vereinbarung mit der Gastgesellschaft auf 40 Wochenstunden, die 
von Montag bis Freitag zu leisten waren. Überstundenvergütungen sollte der Kläger nicht erhalten.


12 Der Kläger trat seinen Einsatz bei der Gastgesellschaft in deren Werk in Y vereinbarungsgemäß am … 2013 an. Die 
Klägerin begleitete ihn während des Auslandsaufenthalts. Die Kläger bezogen eine Wohnung in Y; die Wohnung in 
Deutschland behielten sie bei.


13 Für das Streitjahr erklärten die Kläger ausländischen Arbeitslohn in Höhe von 233.037,26 $ (175.413,82 €). Der 
Steuererklärung war eine dementsprechende US-amerikanische Gehaltsbescheinigung 2014 W-2 der 
Gastgesellschaft beigefügt. Ausweislich einer der Steuererklärung ebenfalls beigefügten US-amerikanischen 
Gehaltsübersicht waren in dem Arbeitslohn ein als Wohnkostenzuschuss bezeichneter Betrag von 27.720 $, ein 
Flugbudget von 3.600 $ sowie 100 $ für Möbelmiete enthalten. Die Kläger gingen davon aus, dass Möbelmiete sowie 
Flugbudget in voller Höhe (2.875,09 €) und der Wohnkostenzuschuss in Höhe von 20.400 $ (15.355,66 €) als 
steuerfreie Werbungskostenerstattungen zu behandeln seien und damit nicht zu dem dem Progressionsvorbehalt 
unterliegenden ausländischen Arbeitslohn gehören würden.


14 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) folgte dem bei der Einkommensteuerfestsetzung nicht, 
sondern ging davon aus, dass dem Progressionsvorbehalt ausländischer Arbeitslohn in Höhe von 175.413 € 
unterläge. Die erste Tätigkeitsstätte des Klägers habe sich im Streitjahr in den USA befunden. Dorthin habe sich auch 
der Lebensmittelpunkt der Kläger verlagert. Der dem Progressionsvorbehalt unterliegende Arbeitslohn könne 
deshalb nicht um Unterkunftskosten und Kosten für Heimfahrten gemindert werden.


15 Das Finanzgericht (FG) wies die hiergegen nach erfolglosem Vorverfahren erhobene Klage mit den in Entscheidungen 
der Finanzgerichte 2019, 36 veröffentlichten Gründen ab.


16 Mit der Revision rügen die Kläger die Verletzung formellen und materiellen Rechts.


17 Sie beantragen,
das Urteil des FG aufzuheben und den Einkommensteuerbescheid für 2014 vom 09.05.2016 in Gestalt der 
Einspruchsentscheidung vom 18.10.2016 dahin zu ändern, dass ein weiterer Betrag von 18.230,75 € steuerfrei 
gemäß § 3 Nr. 16 des Einkommensteuergesetzes (EStG) gestellt und damit beim Progressionsvorbehalt nach § 32b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG i.V.m. § 32a Abs. 1 EStG nicht berücksichtigt wird.


18 Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.
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19 Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ist dem Verfahren beigetreten. Einen Antrag hat es nicht gestellt.


Entscheidungsgründe


II.


20 Die Revision der Kläger ist unbegründet und zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das 
FG hat zu Recht entschieden, dass der dem Progressionsvorbehalt unterliegende Arbeitslohn des Klägers nicht um 
steuerfreie Erstattungen für die Unterkunftskosten der Wohnung in Y sowie die Kosten für die Reisen zwischen den 
USA und Deutschland zu mindern ist.


21 1. Die von den Klägern erhobene Verfahrensrüge greift nicht durch. Das FG konnte im Streitfall --ohne einen 
Verfahrensfehler zu begehen-- zu der Auffassung gelangen, zwischen dem Kläger und der Gastgesellschaft sei ein 
(befristetes) Arbeitsverhältnis zustande gekommen. Näherer Feststellungen zum US-amerikanischen Arbeitsrecht 
bedurfte es hierzu nicht.


22 a) Es ist Aufgabe des FG als Tatsacheninstanz, das maßgebende ausländische Recht gemäß § 155 Satz 1 FGO i.V.m. 
§ 293 der Zivilprozessordnung (ZPO) von Amts wegen zu ermitteln (Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 
13.06.2013 - III R 10/11, BFHE 241, 562, BStBl II 2014, 706, Rz 28, m.w.N.). Wie das FG das ausländische Recht 
ermittelt, steht in seinem pflichtgemäßen Ermessen (BFH-Urteil vom 19.12.2007 - I R 46/07, BFH/NV 2008, 930). 
Dabei lassen sich die Anforderungen an Umfang und Intensität der Ermittlungspflicht des Tatrichters nur in sehr 
eingeschränktem Maße generell-abstrakt bestimmen (BFH-Urteil vom 13.06.2013 - III R 63/11, BFHE 242, 34, BStBl 
II 2014, 711, Rz 27). Im Allgemeinen werden die Grenzen der Ermessensausübung des FG durch die jeweiligen 
Umstände des Einzelfalls gezogen. Vom Revisionsgericht wird insoweit lediglich überprüft, ob der Tatrichter sein 
Ermessen rechtsfehlerfrei ausgeübt, insbesondere sich anbietende Erkenntnisquellen unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalls hinreichend ausgeschöpft hat (Urteil des Bundesgerichtshofs --BGH-- vom 18.03.2020 - 
IV ZR 62/19, Neue Juristische Wochenschrift-Rechtsprechungs-Report Zivilrecht --NJW-RR-- 2020, 802, Rz 23). Von 
Einfluss auf das Ermittlungsermessen kann dabei auch der Vortrag der Beteiligten sein. Tragen sie eine bestimmte 
ausländische Rechtspraxis detailliert und kontrovers vor, wird der Tatrichter regelmäßig umfassendere Ausführungen 
zur Rechtslage zu machen haben, als wenn der Vortrag der Beteiligten zu dem Inhalt des ausländischen Rechts 
übereinstimmt oder sie zu dem Inhalt dieses Rechts nicht Stellung nehmen, obwohl sie dessen Anwendbarkeit 
kennen oder mit ihr rechnen (BGH-Urteile vom 30.04.1992 - IX ZR 233/90, BGHZ 118, 151, unter B.I.2.b bb, und in 
NJW-RR 2020, 802, Rz 24, jeweils m.w.N.).


23 b) Hiernach konnte das FG unter den im Streitfall gegebenen Umständen verfahrensfehlerfrei davon ausgehen, dass 
der Kläger mit der Gastgesellschaft ein (befristetes) Arbeitsverhältnis eingegangen war.


24 Die Kläger haben das Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses zwischen dem Kläger und der Gastgesellschaft in der 
Tatsacheninstanz letztlich nicht in Abrede gestellt. Sie haben vielmehr neben dem Entsendevertrag zwischen dem 
Kläger und der X-AG auch die Vereinbarung zwischen dem Kläger und der Gastgesellschaft vorgelegt, die die 
berufliche Tätigkeit des Klägers bei der Gastgesellschaft vom … 2013 bis zum  2016 regelte. In der Klagebegründung 
haben die Kläger zudem selbst vorgetragen, der Kläger habe lokale "Arbeitsvereinbarungen mit der Gastgesellschaft" 
anlässlich seiner befristeten Entsendung in die USA abgeschlossen, "weil sie Voraussetzung für den Erhalt eines 
Arbeitsvisums" gewesen seien bzw. weil "sie aufgrund arbeitsrechtlicher Vorschriften" erforderlich oder "aus 
unternehmenssteuerlichen Gründen notwendig" gewesen seien, da "ohne lokalen Arbeitsvertrag ein 
Betriebsstättenrisiko" für die X-AG als entsendendes deutsches Unternehmen bestanden habe. In dem zwischen dem 
Kläger und der X-AG abgeschlossenen Entsendevertrag war in Nr. 2.2. zudem vereinbart, dass der Kläger mit Beginn 
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des Auslandseinsatzes "einen lokalen Arbeitsvertrag mit der Gastgesellschaft" abschloss. In der von den Klägern 
vorgelegten US-amerikanischen Gehaltsbescheinigung 2014 W-2 war die Gastgesellschaft als Arbeitgeberin des 
Klägers bezeichnet. Das FA ist im finanzgerichtlichen Verfahren ebenfalls vom Vorliegen eines (befristeten) 
Arbeitsvertrags zwischen dem Kläger und der Gastgesellschaft ausgegangen.


25 Bei dieser Sachlage konnte das FG, ohne dass ihm dadurch ein Verfahrensfehler unterlief, ohne weitere Ermittlungen 
zum US-amerikanischen (Arbeits-) Recht vom Vorliegen eines (befristeten) Arbeitsverhältnisses zwischen dem Kläger 
und der Gastgesellschaft ausgehen.


26 c) Ob das (befristete) Arbeitsverhältnis zwischen dem Kläger und der Gastgesellschaft (allein oder in Zusammenschau 
mit dem Entsendevertrag) nach US-amerikanischem Recht einen wirksamen (befristeten) Arbeitsvertrag darstellte, 
musste das FG unter den im Streitfall gegebenen Umständen im Hinblick auf § 41 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung 
(AO) nicht weiter aufklären. Denn der Kläger hat nach Maßgabe des Vertrags mit der Gastgesellschaft (und dem 
Entsendevertrag mit der X-AG) tatsächlich in den USA im Werk der Gastgesellschaft in Y gearbeitet und hierfür eine 
Vergütung erhalten. Die Vereinbarungen mit der Gastgesellschaft (und der Entsendevertrag) wurden mithin 
durchgeführt; ihr wirtschaftliches Ergebnis blieb bestehen. Gegenteiliges hat die Vorinstanz nicht festgestellt und 
wurde von den Beteiligten auch nicht vorgetragen.


27 d) Die Frage, ob aufgrund der vom Kläger mit der Gastgesellschaft und der X-AG abgeschlossenen Verträge und der 
diese ausfüllenden Absprachen und Weisungen eine dauerhafte Zuordnung des Klägers i.S. von § 9 Abs. 4 Sätze 2 
und 3 EStG zu dem Werk der Gastgesellschaft in Y erfolgte, beurteilt sich nach deutschem Steuerrecht und nicht nach 
US-amerikanischem (Arbeits-)Recht. Auch insoweit waren nähere Feststellungen der Vorinstanz zum US-
amerikanischen (Arbeits-)Recht mangels Entscheidungserheblichkeit nicht erforderlich.


28 2. Die von der Revision erhobene Sachrüge bleibt ebenfalls ohne Erfolg.


29 a) Die Kläger waren im Streitjahr gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtig, da sie 
--neben ihrer Wohnung in Y-- im Inland einen Wohnsitz hatten, wie das FG zutreffend entschieden hat. Dies ist 
zwischen den Beteiligten auch nicht streitig. Der Senat sieht daher insoweit von einer weiteren Begründung ab.


30 b) Das FG hat ferner zutreffend darauf erkannt, dass die Einnahmen des Klägers aus seiner Tätigkeit in Y gemäß 
Art. 15 Abs. 1 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen und einiger anderer Steuern in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.06.2008 
(DBA-USA) nicht der deutschen Besteuerung unterlagen, da Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die der 
gemäß Art. 4 DBA-USA in den USA ansässige Kläger aus seiner unselbständigen Arbeit in Y bezog, nur in den USA 
besteuert werden konnten. Sie unterlagen jedoch dem Progressionsvorbehalt (§ 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG i.V.m. 
Art. 23 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a Satz 2 DBA-USA). Dies steht zwischen den Beteiligten ebenfalls nicht im Streit. Der 
Senat sieht deshalb auch insoweit von weiteren Ausführungen ab.


31 c) Hat ein unbeschränkt Steuerpflichtiger Einkünfte bezogen, die nach einem Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung steuerfrei sind, so ist auf das nach § 32a Abs. 1 EStG zu versteuernde Einkommen ein besonderer 
Steuersatz anzuwenden (§ 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG). Der besondere Steuersatz für die im Wohnsitzstaat zu 
besteuernden Einkünfte ermittelt sich gemäß § 32b Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG nach dem zu versteuernden Einkommen, 
das sich ergäbe, wenn die ausländischen Einkünfte der deutschen Besteuerung unterlägen. Diese Einkünfte sind 
daher nach den einschlägigen Vorschriften des deutschen Steuerrechts zu bestimmen (ständige Rechtsprechung, z.B. 
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BFH-Urteile vom 20.09.2006 - I R 59/05, BFHE 215, 130, BStBl II 2007, 756; vom 11.02.2009 - I R 25/08, BFHE 224, 
498, BStBl II 2010, 536, und Senatsbeschluss vom 03.07.2018 - VI R 55/16, Rz 15, m.w.N.). Dies gilt sowohl für die 
Ermittlung der Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit als auch für die damit zusammenhängenden 
Werbungskosten (BFH-Urteile in BFHE 224, 498, BStBl II 2010, 536, m.w.N., und vom 25.09.2014 - III R 61/12, BFHE 
247, 146, BStBl II 2015, 182). Deshalb sind insbesondere nach § 3 Nr. 16 EStG steuerfreie Vergütungen nicht in die 
Ermittlung der dem Progressionsvorbehalt unterliegenden Einkünfte einzubeziehen.


32 d) Nach § 3 Nr. 16 EStG i.d.F. des Gesetzes zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des 
steuerlichen Reisekostenrechts vom 20.02.2013 (BGBl I 2013, 285) sind die Vergütungen, die Arbeitnehmer 
außerhalb des öffentlichen Dienstes von ihrem Arbeitgeber zur Erstattung von Reisekosten, Umzugskosten oder 
Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsführung erhalten, steuerfrei, soweit sie die nach § 9 EStG als 
Werbungskosten abziehbaren Aufwendungen nicht übersteigen.


33 e) Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen (§ 9 Abs. 1 Satz 1 
EStG). Zu den Reisekosten gemäß § 3 Nr. 16 EStG zählen auch Aufwendungen des Arbeitnehmers für beruflich 
veranlasste Fahrten, die nicht Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte i.S. von § 9 Abs. 4 EStG sind (§ 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a EStG), sowie notwendige Mehraufwendungen eines Arbeitnehmers für beruflich veranlasste 
Übernachtungen an einer Tätigkeitsstätte, die nicht erste Tätigkeitsstätte ist (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5a EStG). Eine 
doppelte Haushaltsführung i.S. von § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG unterhielten die Kläger im Streitjahr nicht, wie das FG 
zutreffend entschieden hat und zwischen den Beteiligten auch nicht im Streit steht.


34 Die Vergütungen, die der Kläger für die Flüge zwischen den USA und Deutschland, für Möbelmiete und (anteilig) als 
Wohnkostenzuschuss erhielt, waren hiernach nicht gemäß § 3 Nr. 16 EStG steuerfrei, da sie die gemäß § 9 EStG als 
Werbungskosten abziehbaren Beträge überstiegen. Der Kläger konnte die Aufwendungen für die Flüge, die 
Möbelmiete und die (anteiligen) Wohnkosten nicht gemäß § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a und Nr. 5a EStG als 
Werbungskosten abziehen. Denn er war in den USA nicht auswärts tätig; vielmehr befand sich seine erste 
Tätigkeitsstätte im Streitjahr im Werk der Gastgesellschaft in Y.


35 f) Erste Tätigkeitsstätte ist nach der Legaldefinition in § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG die ortsfeste betriebliche Einrichtung 
des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes) oder eines vom Arbeitgeber 
bestimmten Dritten, der der Arbeitnehmer dauerhaft zugeordnet ist. Der durch das Gesetz zur Änderung und 
Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20.02.2013 (BGBl I 2013, 
285) neu eingeführte und in § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG definierte Begriff der "ersten Tätigkeitsstätte" tritt an die Stelle 
des bisherigen unbestimmten Rechtsbegriffs der "regelmäßigen Arbeitsstätte".


36 aa) Ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind räumlich zusammengefasste Sachmittel, die der Tätigkeit des 
Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten dienen und mit dem 
Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, überwiegend standortgebunden genutzt zu werden (z.B. Senatsurteil 
vom 04.04.2019 - VI R 27/17, BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 13, m.w.N.).


37 bb) Die Zuordnung zu einer solchen Einrichtung wird gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG durch die dienst- oder 
arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die diese ausfüllenden Absprachen und Weisungen bestimmt. Einer 
gesonderten Zuordnung für einkommensteuerliche Zwecke bedarf es nicht (Senatsurteil vom 11.04.2019 - 
VI R 40/16, BFHE 264, 248, BStBl II 2019, 546, Rz 23, 35).


38
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cc) Die arbeitsrechtliche Zuordnungsentscheidung des Arbeitgebers als solche muss für ihre steuerliche Wirksamkeit 
nicht dokumentiert werden (ebenso nunmehr auch BMF-Schreiben vom 25.11.2020 - IV C 5-S 2353/19/10011:006, 
BStBl I 2020, 1228, Rz 11). Eine Dokumentationspflicht ist § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG nicht zu entnehmen. Die 
Feststellung einer entsprechenden Zuordnung ist vielmehr durch alle nach der FGO zugelassenen Beweismittel 
möglich und durch das FG im Rahmen einer umfassenden Würdigung aller Umstände des Einzelfalls zu treffen. So 
entspricht es regelmäßig der Lebenswirklichkeit, dass der Arbeitnehmer der betrieblichen Einrichtung des 
Arbeitgebers zugeordnet ist, in der er tatsächlich tätig ist oder werden soll (z.B. Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl 
II 2019, 536, Rz 17).


39 dd) Ist der Arbeitnehmer einer bestimmten Tätigkeitsstätte arbeitsrechtlich zugeordnet, kommt es aufgrund des 
Direktionsrechts des Arbeitgebers für das Auffinden der ersten Tätigkeitsstätte auf den qualitativen Schwerpunkt der 
Tätigkeit, die der Arbeitnehmer dort ausübt oder ausüben soll, entgegen der bis 2013 geltenden Rechtslage nicht 
mehr an. Erforderlich, aber auch ausreichend ist, dass der Arbeitnehmer am Ort der ersten Tätigkeitsstätte zumindest 
in geringem Umfang Tätigkeiten zu erbringen hat, die er arbeitsvertraglich oder dienstrechtlich schuldet und die zu 
dem von ihm ausgeübten Berufsbild gehören (Senatsurteile in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 18 f., und in 
BFHE 264, 248, BStBl II 2019, 546, Rz 25 f.).


40 ee) Von einer dauerhaften Zuordnung ist ausweislich der in § 9 Abs. 4 Satz 3 EStG aufgeführten Regelbeispiele 
insbesondere auszugehen, wenn der Arbeitnehmer unbefristet, für die Dauer des Dienstverhältnisses oder über einen 
Zeitraum von 48 Monaten hinaus an einer solchen Tätigkeitsstätte tätig werden soll.


41 (1) Eine Zuordnung ist unbefristet i.S. des § 9 Abs. 4 Satz 3  1. Alternative EStG, wenn die Dauer der Zuordnung zu 
einer Tätigkeitsstätte aus der maßgeblichen Sicht ex ante nicht kalendermäßig bestimmt ist und sich auch nicht aus 
Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleistung ergibt (Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 21).


42 (2) Die Zuordnung erfolgt gemäß § 9 Abs. 4 Satz 3  2. Alternative EStG für die Dauer des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses, wenn sie aus der maßgeblichen Sicht ex ante für die gesamte Dauer des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses Bestand haben soll. Dies kann insbesondere angenommen werden, wenn die Zuordnung im 
Rahmen des Arbeits- oder Dienstverhältnisses unbefristet oder (ausdrücklich) für dessen gesamte Dauer erfolgt 
(Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 22).


43 g) Nach diesen Maßstäben ist das FG zu Recht davon ausgegangen, dass das Werk der Gastgesellschaft in Y im 
Streitjahr die erste Tätigkeitsstätte des Klägers war.


44 aa) Bei dem betreffenden Werk in Y handelte es sich um eine ortsfeste betriebliche Einrichtung. Dies steht zwischen 
den Beteiligten nicht im Streit. Der Senat sieht deshalb insoweit von weiteren Ausführungen ab.


45 bb) Es handelte sich auch um eine ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers des Klägers. Nach den nicht 
mit durchgreifenden Verfahrensrügen angefochtenen (s. II.1. der Gründe) und den Senat daher bindenden 
tatsächlichen Feststellungen der Vorinstanz (§ 118 Abs. 2 FGO) war der Kläger mit der Gastgesellschaft ein 
(befristetes) Arbeitsverhältnis eingegangen. Die Gastgesellschaft war während der Laufzeit des (befristeten) 
Arbeitsverhältnisses der (lohnsteuerrechtliche) Arbeitgeber des Klägers. Der Kläger erbrachte seine Arbeitsleistungen 
gegenüber der Gastgesellschaft in deren Werk in Y. Er war in den dortigen Betrieb der Gastgesellschaft eingegliedert. 
Ausweislich der US-amerikanischen Gehaltsbescheinigung 2014 W-2 trug die Gastgesellschaft --ungeachtet des sog. 
"split pay" Ansatzes-- auch den vom Kläger für seine Tätigkeit in den USA bezogenen Arbeitslohn. Dies gilt 
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jedenfalls, soweit die vom Kläger bezogenen Vergütungen nach der US-amerikanischen Gehaltsübersicht über die 
sog. "United States Payroll" abgewickelt wurden.


46 Wie oben bereits dargelegt, kommt es im Hinblick auf die tatsächliche Durchführung der zwischen dem Kläger und 
der Gastgesellschaft getroffenen Vereinbarungen gemäß § 41 Abs. 1 Satz 1 AO insoweit nicht darauf an, ob diese 
Vereinbarungen (ggf. in Zusammenschau mit dem Entsendevertrag) nach US-amerikanischem Arbeitsrecht einen 
wirksamen (befristeten) Arbeitsvertrag darstellten. Selbst wenn dies nicht der Fall gewesen sein sollte, war die 
Gastgesellschaft im Streitjahr als (lohnsteuerrechtlicher) Arbeitgeber des Klägers anzusehen.


47 cc) Der Kläger war dem Werk der Gastgesellschaft in Y auch zugeordnet. Nach der zwischen dem Kläger und der 
Gastgesellschaft getroffenen Vereinbarung vom ….07./….07.2013 sollte der Kläger seine Arbeit im Werk der 
Gastgesellschaft in Y ableisten. Hiervon abweichende dienst- oder arbeitsrechtliche Festlegungen, Absprachen oder 
Weisungen hat das FG nicht festgestellt. Sie werden von den Beteiligten auch nicht behauptet.


48 dd) Die vorgenannte Zuordnung erfolgte schließlich dauerhaft. Die Voraussetzungen des zweiten Regelbeispiels in 
§ 9 Abs. 4 Satz 3 EStG sind im Streitfall erfüllt. Aus der maßgeblichen Sicht ex ante sollte die Zuordnung für die 
gesamte Dauer des vom … 2013 bis zum … 2016 befristeten Arbeitsverhältnisses zwischen dem Kläger und der 
Gastgesellschaft Bestand haben. Dies ergibt sich aus den zwischen dem Kläger und der Gastgesellschaft 
geschlossenen Vereinbarungen. Darin ist das Werk in Y für den gesamten Zeitraum der Berufstätigkeit des Klägers 
bei der Gastgesellschaft als Ort der Beschäftigung bestimmt. Der Umstand, dass der Auslandseinsatz sowohl auf 
Veranlassung der X-AG als auch auf Veranlassung der Gastgesellschaft vorzeitig beendet oder verlängert werden 
konnte, steht der (dauerhaften) Zuordnung des Klägers für die Dauer des befristeten Arbeitsverhältnisses zur 
Gastgesellschaft nicht entgegen (s. Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 29).


49 ee) Soweit der erkennende Senat zur Rechtslage bis einschließlich 2013 vor Einführung des neuen Reisekostenrechts 
in einem mit dem Streitfall vergleichbaren Sachverhalt unter Hinweis auf sein Urteil vom 10.04.2014 - VI R 11/13 
(BFHE 245, 218, BStBl II 2014, 804) die Auffassung vertreten hat, der Steuerpflichtige sei auswärts tätig geworden, 
weil er im Werk der ausländischen (Tochter-)Gesellschaft keine regelmäßige Arbeitsstätte gehabt habe 
(Senatsbeschluss vom 03.07.2018 - VI R 55/16), ist diese Rechtsprechung durch die gesetzliche Neuregelung zur 
ersten Tätigkeitsstätte überholt (ebenso BMF-Schreiben in BStBl I 2020, 1228, Rz 23; a.A. Strohner, Betriebs-Berater 
2014, 2519; Retzlaff/Preising, Internationales Steuerrecht 2014, 670).


50 Insbesondere kann vor dem Hintergrund des gesetzlichen Regelbeispiels in § 9 Abs. 4 Satz 3  2. Alternative EStG die 
Auffassung nicht aufrechterhalten werden, an der vorübergehenden Natur der Arbeitnehmerentsendung ändere der 
Umstand nichts, dass der Steuerpflichtige mit der ausländischen (Tochter-)Gesellschaft seines (inländischen) 
Arbeitgebers einen befristeten Arbeitsvertrag abgeschlossen habe; die arbeitsvertraglichen Vereinbarungen mit der 
ausländischen Tochter seien für die Abgrenzung einer vorübergehenden von einer dauerhaften Tätigkeit ohne 
Aussagekraft (so aber Senatsurteil in BFHE 245, 218, BStBl II 2014, 804, Rz 20).


51 Zwar stand der Kläger im Streitfall neben dem mit der Gastgesellschaft abgeschlossenen (befristeten) Arbeitsvertrag 
weiterhin in einem (unbefristeten) Arbeitsverhältnis zur X-AG. Diesem Arbeitsverhältnis kommt aber in Bezug auf die 
nach dem neuen Reisekostenrecht für das Auffinden einer ersten Tätigkeitsstätte gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG 
maßgeblichen "dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die diese ausfüllenden Absprachen und 
Weisungen" keine maßgebliche Bedeutung (mehr) zu. Denn das Arbeitsverhältnis des Klägers zur X-AG ruhte 
während der Zeit seines Auslandseinsatzes. Der Kläger hatte aufgrund des ruhenden Arbeitsverhältnisses mit der 
X-AG keine Arbeitsleistungen mehr zu erbringen, so dass sich aus diesem Arbeitsverhältnis für die Zeit des 
Auslandseinsatzes keine arbeitsrechtlichen Festlegungen, Absprachen oder Weisungen in Bezug auf eine erste 
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Tätigkeitsstätte mehr ergeben konnten (s. dazu auch Urteile des Bundesarbeitsgerichts vom 17.03.2016 - 
6 AZR 221/15, BAGE 154, 268, Rz 12, und vom 14.03.2006 - 9 AZR 312/05, BAGE 117, 231, Rz 33). Dementsprechend 
schloss der Kläger zur Regelung seines Auslandseinsatzes mit der X-AG auch einen besonderen, ebenfalls auf die 
Dauer des Auslandseinsatzes befristeten Entsendevertrag ab. Soweit und solange der Kläger in den USA für die 
Gastgesellschaft tätig wurde, war die Arbeitgeberstellung der X-AG hiernach nur subsidiär.


52 ff) Ein anderes Ergebnis folgt auch nicht aus dem Senatsurteil vom 14.05.2020 - VI R 3/18 (BFHE 269, 486) . Der 
Senat hat dort entschieden, dass Studierende, die einen Teil ihres Studiums an einer anderen Hochschule, z.B. im 
Rahmen eines Auslandssemesters, absolvieren können bzw. müssen, an der anderen Hochschule keine (weitere) erste 
Tätigkeitsstätte i.S. des § 9 Abs. 4 Satz 8 EStG begründen. Diese Entscheidung beruhte darauf, dass die betreffenden 
Studierenden nach der Ausbildungs- bzw. Studienordnung der bisherigen Bildungseinrichtung, bei der sie weiterhin 
eingeschrieben waren, zugeordnet blieben (Senatsurteil vom 14.05.2020 - VI R 3/18, BFHE 269, 486, Rz 26). Im 
Streitfall war der Kläger für die Dauer seines Auslandseinsatzes jedoch nicht mehr seiner (vormaligen) inländischen 
Tätigkeitsstätte bei der X-AG zugeordnet, sondern im Rahmen des befristeten Beschäftigungsverhältnisses mit der 
Gastgesellschaft für dessen Dauer dem Werk der Gastgesellschaft in Y (§ 9 Abs. 4 Satz 3  2. Alternative EStG).


53 3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.
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Seite 4  I. Vorbemerkung 


 
1 Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 


Länder gelten zur steuerlichen Beurteilung von Reisekosten der Arbeitnehmer die folgenden 
Grundsätze zur Anwendung des Einkommensteuergesetzes (EStG):  
 


II. Anwendung der Regelungen bei den Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit 


1. Erste Tätigkeitsstätte, auswärtige Tätigkeit, weiträumiges Tätigkeitsgebiet 


a)   Erste Tätigkeitsstätte, § 9 Absatz 4 EStG 


 
2 Der Arbeitnehmer kann je Dienstverhältnis höchstens eine erste Tätigkeitsstätte, ggf. aber 


auch keine erste, sondern nur auswärtige Tätigkeitsstätten haben (§ 9 Absatz 4 Satz 5 EStG). 
Die Bestimmung der ersten Tätigkeitsstätte erfolgt vorrangig anhand der dienst- oder 
arbeitsrechtlichen Festlegungen durch den Arbeitgeber (Rz. 6 ff.). Sind solche nicht 
vorhanden oder sind die getroffenen Festlegungen nicht eindeutig, werden hilfsweise 
quantitative Kriterien (Rz. 26 ff.) herangezogen. Voraussetzung ist zudem, dass der 
Arbeitnehmer in einer der in § 9 Absatz 4 Satz 1 EStG genannten ortsfesten Einrichtungen 
(Rz. 3 ff.) dauerhaft (Rz. 14 ff.) tätig werden soll. Ein Arbeitnehmer ohne erste 
Tätigkeitsstätte ist außerhalb seiner Wohnung immer auswärts tätig.  


 


aa) Tätigkeitsstätte 


 
3 Tätigkeitsstätte ist eine von der Wohnung getrennte, ortsfeste betriebliche Einrichtung, die 


räumlich zusammengefasste Sachmittel umfasst, die der Tätigkeit des Arbeitgebers, 
eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten 
dienen und mit dem Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, überwiegend 
standortgebunden genutzt zu werden (BFH-Urteil vom 11. April 2019, VI R 12/17, 
BStBl II S. 551). So stellen auch Baucontainer, die z. B. auf einer Großbaustelle längerfristig 
fest mit dem Erdreich verbunden sind und in denen sich z. B. Baubüros, Aufenthaltsräume 
oder Sanitäreinrichtungen befinden, „ortsfeste“ betriebliche Einrichtungen dar.  
Eine (großräumige) erste Tätigkeitsstätte liegt auch vor, wenn eine Vielzahl solcher 
Mittel, die für sich betrachtet selbständige betriebliche Einrichtungen darstellen 
können, räumlich abgrenzbar in einem organisatorischen, technischen oder 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit der betrieblichen Tätigkeit des Arbeitgebers, eines 
verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten stehen. 
Demgemäß kommt als eine solche erste Tätigkeitsstätte auch ein großflächiges und 
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Zechengelände, Bahnhof oder Flughafen) in Betracht (BFH-Urteile vom 11. April 2019, 
VI R 40/16 und VI R 12/17, BStBl II S. 546 und 551). Fahrzeuge, Flugzeuge, Schiffe oder 
Tätigkeitsgebiete ohne ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind keine Tätigkeitsstätten i. S. d. 
§ 9 Absatz 4 Satz 1 EStG.  
 


bb)  Häusliches Arbeitszimmer 


 
4 Das häusliche Arbeitszimmer des Arbeitnehmers ist keine betriebliche Einrichtung des 


Arbeitgebers oder eines Dritten und kann daher keine erste Tätigkeitsstätte sein. Dies gilt 
auch, wenn der Arbeitgeber vom Arbeitnehmer einen oder mehrere Arbeitsräume anmietet, 
die der Wohnung des Arbeitnehmers zuzurechnen sind. Auch in diesem Fall handelt es sich 
bei einem häuslichen Arbeitszimmer um einen Teil der Wohnung des Arbeitnehmers. Zur 
Abgrenzung, welche Räume der Wohnung des Arbeitnehmers zuzurechnen sind, ist auf das 
Gesamtbild der Verhältnisse im Einzelfall abzustellen (z. B. unmittelbare Nähe zu den 
privaten Wohnräumen).  
 


cc) Tätigkeitsstätte des Arbeitgebers bei einem verbundenen Unternehmen oder bei 
einem Dritten 


 
5 Die Annahme einer Tätigkeitsstätte erfordert nicht, dass es sich um eine ortsfeste betriebliche 


Einrichtung des lohnsteuerlichen Arbeitgebers handelt. Erfasst werden auch Sachverhalte, in 
denen der Arbeitnehmer statt beim eigenen Arbeitgeber in einer ortsfesten betrieblichen 
Einrichtung eines der in § 15 AktG genannten Unternehmen oder eines Dritten (z. B. eines 
Kunden) tätig werden soll. Von einem solchen Tätigwerden kann dann nicht ausgegangen 
werden, wenn der Arbeitnehmer bei dem Dritten oder verbundenen Unternehmen z. B. nur 
eine Dienstleistung des Dritten in Anspruch nimmt oder einen Einkauf tätigt. 
 


dd) Zuordnung mittels dienst- oder arbeitsrechtlicher Festlegung durch den 
Arbeitgeber 


 
6 Eine erste Tätigkeitsstätte liegt vor, wenn der Arbeitnehmer einer solchen Tätigkeitsstätte 


(§ 9 Absatz 4 Satz 1 EStG) dauerhaft zugeordnet ist. Ist der Arbeitnehmer nur vorübergehend 
einer Tätigkeitsstätte zugeordnet, begründet er dort keine erste Tätigkeitsstätte (zur Abgren-
zung der Merkmale „dauerhaft“ und „vorübergehend“ vgl. Rz. 14). Die dauerhafte Zuordnung 
des Arbeitnehmers wird durch die dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die 
diese ausfüllenden Absprachen oder Weisungen bestimmt (§ 9 Absatz 4 Satz 2 EStG). Das 
gilt für einzelne Arbeitnehmer oder Arbeitnehmergruppen, unabhängig davon, ob diese 
schriftlich oder mündlich erteilt worden sind. Die Zuordnung muss sich auf die Tätigkeit des 







 
Seite 6  Arbeitnehmers beziehen; dies ergibt sich aus § 9 Absatz 4 Satz 3 EStG, der mit der beispiel-


haften Aufzählung darüber hinaus das Kriterium der Dauerhaftigkeit beschreibt.  
 


7 Die Zuordnung eines Arbeitnehmers zu einer betrieblichen Einrichtung allein aus tarifrecht-
lichen, mitbestimmungsrechtlichen oder organisatorischen Gründen (z. B. Personalakten-
führung), ohne dass der Arbeitnehmer in dieser Einrichtung tätig werden soll, ist keine 
Zuordnung i. S. d. § 9 Absatz 4 EStG. Soll der Arbeitnehmer in einer vom Arbeitgeber 
festgelegten Tätigkeitsstätte zumindest in ganz geringem Umfang tätig werden z. B. Hilfs- 
und Nebentätigkeiten (Auftragsbestätigungen, Stundenzettel abgeben etc.), kann der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer dieser Tätigkeitsstätte zuordnen. Dies gilt selbst dann, wenn 
für die Zuordnung tarifrechtliche, mitbestimmungsrechtliche oder organisatorische Gründe 
ausschlaggebend sind. Auf die Qualität des Tätigwerdens kommt es, anders als bei der 
Bestimmung anhand der quantitativen Zuordnungskriterien (vgl. dazu Rz. 27), nicht an. 
Vielmehr können, wie z. B. bei Festlegung einer Dienststelle/Dienststätte, auch Tätigkeiten 
von untergeordneter Bedeutung ausreichend sein (Vorrang des Dienst- oder Arbeitsrechts, 
BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 27/17, BStBl II S. 536).  
 


8 Soll der Arbeitnehmer an mehreren Tätigkeitsstätten tätig werden und ist er einer bestimmten 
Tätigkeitsstätte dienst- oder arbeitsrechtlich dauerhaft zugeordnet, ist es unerheblich, in 
welchem Umfang er seine berufliche Tätigkeit an dieser oder an den anderen Tätigkeitsstätten 
ausüben soll. Auch auf die Regelmäßigkeit des Aufsuchens dieser Tätigkeitsstätten kommt es 
dann nicht mehr an. 
 


9 Nicht entscheidend ist, ob an der vom Arbeitgeber nach § 9 Absatz 4 Satz 1 EStG festgelegten 
Tätigkeitsstätte der qualitative Schwerpunkt der Tätigkeit liegt oder liegen soll.  
Für die Zuordnung ist lediglich entscheidend, ob der Arbeitnehmer bei einer in die 
Zukunft gerichteten Prognose nach den dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen an 
einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers, eines verbundenen 
Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten tätig werden soll. 
Erforderlich, aber ausreichend ist, dass der Arbeitnehmer am Ort der ersten 
Tätigkeitsstätte zumindest in geringem Umfang Tätigkeiten zu erbringen hat, die er 
arbeitsvertraglich oder dienstrechtlich schuldet und die zu dem von ihm ausgeübten 
Berufsbild gehören (BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 27/17, BStBl II S. 536 und 
BFH-Urteil vom 11. April 2019, VI R 40/16, BStBl II S. 546). 
 
Beispiel 1 
Der Vertriebsmitarbeiter V für die Region A soll einmal wöchentlich an den Firmensitz nach 
B fahren, dem er zugeordnet ist. Dort soll er die anfallenden Bürotätigkeiten erledigen und an 
Dienstbesprechungen teilnehmen. B ist erste Tätigkeitsstätte auf Grund der arbeitsrechtlichen 
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werden soll. 
 
Abwandlung 
Ordnet der Arbeitgeber den V dem Firmensitz in B nicht oder nicht eindeutig zu, erfolgt die 
Prüfung, ob eine erste Tätigkeitsstätte vorliegt, anhand der quantitativen Kriterien des § 9 
Absatz 4 Satz 4 EStG (Rz. 26 ff.). In diesem Fall liegt in B keine erste Tätigkeitsstätte vor.  
 


10 § 42 AO ist zu beachten. Insbesondere bei Gesellschafter-Geschäftsführern, Arbeitnehmer-
Ehegatten/Lebenspartnern und sonstigen, mitarbeitenden Familienangehörigen ist ent-
scheidend, ob die getroffenen Vereinbarungen einem Fremdvergleich standhalten. 


 
11 Die vorrangige maßgebliche dienst- oder arbeitsrechtliche Zuordnung durch den 


Arbeitgeber kann außerhalb des Dienst- oder Arbeitsvertrags erfolgen (auch mündlich 
oder konkludent) und ist unabhängig davon, ob sich der Arbeitgeber der steuerlichen 
Folgen bewusst ist. Die Zuordnungsentscheidung muss nicht dokumentiert werden. Die 
Zuordnungsentscheidung des Arbeitgebers kann sich vielmehr auch ergeben aus: 
Regelungen im Arbeitsvertrag, Tarifvertrag, Protokollnotizen, dienstrechtlichen 
Verfügungen (u. a. Regelungen zum abweichenden Dienstsitz), Einsatzplänen, 
Reiserichtlinien, Reisekostenabrechnungen, dem Ansatz eines geldwerten Vorteils für 
die Nutzung eines Dienstwagens für die Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte oder vom Arbeitgeber als Nachweis seiner Zuordnungsentscheidung 
vorgelegten Organigrammen (BFH-Urteil vom 11. April 2019, VI R 40/16, BStBl II S. 
546, BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 27/17, BStBl II S. 536). Fehlt eine Zuordnung, 
gilt § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG. 
 


12 Ein Organigramm kann gegen den Willen des Arbeitgebers nicht als Nachweis zur Bestim-
mung einer ersten Tätigkeitsstätte herangezogen werden, wenn der Arbeitgeber tatsächlich 
keine Zuordnung seines Arbeitnehmers zu einer Tätigkeitsstätte getroffen hat und kein 
anderer Nachweis über die Zuordnung erbracht wird. In diesen Fällen ist anhand der quan-
titativen Kriterien nach § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG zu prüfen, ob der Arbeitnehmer eine erste 
Tätigkeitsstätte hat. Indiz für eine dienst- oder arbeitsrechtliche Zuordnungsentscheidung des 
Arbeitgebers kann auch sein, dass z. B. nach der Reiserichtlinie gerade für Tätigkeiten an 
dieser Tätigkeitsstätte keine Reisekosten gezahlt werden bzw. die Besteuerung eines 
geldwerten Vorteils für die Fahrten Wohnung - erste Tätigkeitsstätte bei Dienstwagen-
gestellung erfolgt.  
 


13 § 9 Absatz 4 Satz 1 bis 3 EStG sieht die Möglichkeit einer Zuordnungsentscheidung des 
Arbeitgebers zu einer bestimmten Tätigkeitsstätte vor. Der Arbeitgeber kann dienst- oder 
arbeitsrechtlich daher nicht festlegen, dass der Arbeitnehmer keine erste Tätigkeitsstätte hat 
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Tätigkeitsstätte dienst- oder arbeitsrechtlich festzulegen, oder ausdrücklich erklären, dass 
organisatorische Zuordnungen keine erste Tätigkeitsstätte begründen sollen. In diesen Fällen 
erfolgt die Prüfung, ob eine erste Tätigkeitsstätte gegeben ist, anhand der quantitativen 
Zuordnungskriterien nach § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG (Rz. 26 ff.). Der Arbeitgeber kann zudem 
festlegen, dass sich die Bestimmung der ersten Tätigkeitsstätte nach den quantitativen 
Zuordnungskriterien des § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG richtet. Im Ergebnis ist eine 
Zuordnungsentscheidung des Arbeitgebers mittels dienst- oder arbeitsrechtlicher Festlegung 
(Rz. 6 ff.) somit lediglich erforderlich, wenn er die erste Tätigkeitsstätte abweichend von den 
quantitativen Zuordnungskriterien festlegen will. 
 
Beispiel 2 
In Einstellungsbögen bzw. in Arbeitsverträgen ist aufgrund des Nachweisgesetzes und 
tariflicher Regelungen ein Einstellungs-, Anstellungs- oder Arbeitsort des Arbeitnehmers 
bestimmt. Hierbei handelt es sich nicht um eine Zuordnung i. S. d. § 9 Absatz 4 EStG, wenn 
der Arbeitgeber schriftlich auch gegenüber dem Arbeitnehmer bzw. in der Reiserichtlinie des 
Unternehmens erklärt, dass dadurch keine arbeitsrechtliche Zuordnung zu einer ersten 
Tätigkeitsstätte erfolgen soll. 
 


ee)  Dauerhafte Zuordnung 


 
14 Die Zuordnung durch den Arbeitgeber zu einer Tätigkeitsstätte muss auf Dauer angelegt sein 


(Prognose). Typische Fälle einer dauerhaften Zuordnung sind die unbefristete Zuordnung des 
Arbeitnehmers zu einer bestimmten betrieblichen Einrichtung, die Zuordnung für die gesamte 
Dauer des - befristeten oder unbefristeten - Dienstverhältnisses oder die Zuordnung über 
einen Zeitraum von 48 Monaten hinaus (§ 9 Absatz 4 Satz 3 EStG). Die Zuordnung „bis auf 
Weiteres“ ist eine Zuordnung ohne Befristung und damit dauerhaft. Eine Zuordnung ist 
unbefristet, wenn die Dauer der Zuordnung zu einer Tätigkeitsstätte nicht 
kalendermäßig bestimmt ist und sich auch nicht aus Art, Zweck oder Beschaffenheit der 
Arbeitsleistung ergibt. Auch der Umstand, dass der Arbeitnehmer jederzeit einer 
anderen Tätigkeitsstätte zugeordnet werden könnte, führt nicht zur Annahme einer 
befristeten Zuordnung (BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 27/17, BStBl II S. 536). 
Entscheidend sind allein die Festlegungen des Arbeitgebers und die dienstlich erteilten 
Weisungen. 
 
Beispiel 3 
Der Arbeitnehmer A ist von der Firma Z als technischer Zeichner ausschließlich für ein 
Projekt befristet eingestellt worden. Das Arbeitsverhältnis von A soll vertragsgemäß nach 
Ablauf der Befristung enden. 
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Arbeitgebers seine erste Tätigkeitsstätte. 
 


15 Für die Beurteilung, ob eine dauerhafte Zuordnung vorliegt, ist die auf die Zukunft gerichtete 
prognostische Betrachtung (Ex-ante-Betrachtung) maßgebend. Die Änderung einer Zuord-
nung durch den Arbeitgeber ist mit Wirkung für die Zukunft zu berücksichtigen.  
 
Beispiel 4 
Der in H wohnende Arbeitnehmer A ist bis auf Weiteres an drei Tagen in der Woche in einer 
Filiale seines Arbeitgebers in H und an zwei Tagen in der Woche in einer Filiale seines 
Arbeitgebers in S tätig. Der Arbeitgeber hatte zunächst die Filiale in S als erste Tätigkeits-
stätte festgelegt. Ab 1. Juli 01 legt er H als erste Tätigkeitsstätte fest. 
Bis 30. Juni 01 hat der Arbeitnehmer in S seine erste Tätigkeitsstätte. Ab 1. Juli 01 ist die 
erste Tätigkeitsstätte in H. 
 
Beispiel 5 
Der Arbeitnehmer A ist unbefristet beschäftigt. Für einen Zeitraum von 36 Monaten soll er 
überwiegend in der Filiale X arbeiten. In der Filiale Y soll er nur an Teambesprechungen, 
Mitarbeiterschulungen und sonstigen Firmenveranstaltungen teilnehmen. Diese finden 
voraussichtlich einmal pro Monat statt. Der Arbeitgeber hat A der Filiale Y arbeitsrechtlich 
dauerhaft zugeordnet. 
Erste Tätigkeitsstätte ist die Filiale Y, da A dort arbeitsrechtlich dauerhaft zugeordnet ist. 
 
Abwandlung 
Ordnet der Arbeitgeber nicht zu, liegt keine erste Tätigkeitsstätte vor; in der Filiale X soll A 
nicht dauerhaft tätig werden und in der Filiale Y nicht in dem nach § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG 
(Rz. 26 ff.) erforderlichen quantitativen Umfang. 
 


16 Eine Änderung der Zuordnung kann auch vorliegen, wenn sich das Berufsbild des Arbeit-
nehmers aufgrund der Vorgaben des Arbeitgebers dauerhaft ändert, so z. B. wenn ein 
Außendienstmitarbeiter auf Dauer in den Innendienst wechselt. 
 
Beispiel 6 
Der Arbeitnehmer A ist von seinem Arbeitgeber unbefristet eingestellt worden, um dauerhaft 
in der Filiale Y zu arbeiten. In den ersten 36 Monaten seiner Beschäftigung soll A aber 
zunächst ausschließlich die Filiale X führen. In der Filiale Y soll er während dieser Zeit nicht, 
auch nicht in ganz geringem Umfang tätig werden. 
Die Filiale X ist keine erste Tätigkeitsstätte, da A dort lediglich für 36 Monate und damit 
nicht dauerhaft tätig werden soll (unabhängig vom quantitativen Umfang der Tätigkeit). Die 
Filiale Y wird erst nach Ablauf von 36 Monaten erste Tätigkeitsstätte. 
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17 Weichen die tatsächlichen Verhältnisse durch unvorhersehbare Ereignisse, wie etwa Krank-
heit, politische Unruhen am Tätigkeitsort, Insolvenz des Kunden o. ä. von der ursprünglichen 
Festlegung (Prognose) der dauerhaften Zuordnung ab, bleibt die zuvor getroffene Prognose-
entscheidung für die Vergangenheit bezüglich des Vorliegens der ersten Tätigkeitsstätte maß-
gebend.  
 
Beispiel 7 
Der Kundendienstmonteur K soll an der betrieblichen Einrichtung seines Arbeitgebers in A 
lediglich in unregelmäßigen Abständen seine Aufträge abholen und abrechnen und 
gelegentlich an Besprechungen teilnehmen (vgl. Rz. 27). K ist der betrieblichen Einrichtung 
in A nicht arbeitsrechtlich zugeordnet. Seine eigentliche berufliche Tätigkeit soll K 
ausschließlich bei verschiedenen Kunden ausüben. Auf Grund ungeplanter betrieblicher 
Abläufe ergibt es sich, dass K über einen Zeitraum von 12 Monaten nun die betriebliche Ein-
richtung in A arbeitstäglich aufsuchen soll und auch aufsucht, um dort seine Berichte zu 
verfassen (= Teil seiner eigentlichen beruflichen Tätigkeit). 
Auch wenn K für einen Zeitraum von 12 Monaten arbeitstäglich einen Teil seiner beruflichen 
Tätigkeit in der betrieblichen Einrichtung in A ausüben soll, führt dies mangels Dauer-
haftigkeit noch nicht zu einer ersten Tätigkeitsstätte. Die ursprüngliche Prognose sah dies 
nicht vor und nach der neuen Prognose sollen diese Arbeiten am Betriebssitz in A nur 
vorübergehend ausgeübt werden.  
 


18 Wird eine auf höchstens 48 Monate geplante Auswärtstätigkeit des Arbeitnehmers verlängert, 
kommt es darauf an, ob dieser vom Zeitpunkt der Verlängerungsentscheidung an noch mehr 
als 48 Monate an der Tätigkeitsstätte eingesetzt werden soll. 
 
Beispiel 8 
Der unbefristet beschäftigte Arbeitnehmer A wird für eine Projektdauer von voraussichtlich 
18 Monaten der betrieblichen Einrichtung in M zugeordnet. Nach 18 Monaten wird die 
Zuordnung um 36 Monate verlängert. 
Obwohl A insgesamt 54 Monate in M tätig wird, hat er dort keine erste Tätigkeitsstätte. Die 
vom Gesetz vorgegebene Prognose-Betrachtung bedeutet, dass A weder im Zeitpunkt der 
erstmaligen Zuordnung noch im Zeitpunkt der Verlängerungsentscheidung für mehr als 
48 Monate in M eingesetzt werden sollte. 
 
Abwandlung 
Die Zuordnung von A wird bereits nach drei Monaten um 36 Monate auf insgesamt 
54 Monate verlängert.  
Ab dem Zeitpunkt der Verlängerungsentscheidung hat A seine erste Tätigkeitsstätte in M, da 
er ab diesem Zeitpunkt noch 51 Monate und somit dauerhaft in M tätig werden soll. Das gilt 
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Projekt planwidrig bereits nach 12 Monaten beendet wird. Die steuerliche Beurteilung der 
ersten drei Monate als beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit bleibt von der Verlängerungs-
entscheidung unberührt. 
 


19 Bei einer sog. Kettenabordnung ist keine dauerhafte Zuordnung zu einer Tätigkeitsstätte 
gegeben, wenn die einzelne Abordnung jeweils einen Zeitraum von höchstens 48 Monaten 
umfasst.  


 
20   Wird ein befristetes Beschäftigungsverhältnis vor Ablauf der Befristung schriftlich 


durch bloßes Hinausschieben des Beendigungszeitpunkts bei ansonsten unverändertem 
Vertragsinhalt verlängert, liegt ein einheitliches Beschäftigungsverhältnis vor. Für die 
Frage, ob eine Zuordnung für die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses erfolgt, ist 
daher ab dem Zeitpunkt der Verlängerung auf das einheitliche Beschäftigungsverhältnis 
und nicht lediglich auf den Zeitraum der Verlängerung abzustellen (BFH-Urteil vom 10. 
April 2019, VI R 6/17, BStBl II S. 539).  
 


21 Eine dauerhafte Zuordnung ist gegeben, wenn das Dienstverhältnis auf einen anderen 
Arbeitgeber ausgelagert wird und der Arbeitnehmer für die gesamte Dauer des neuen 
Beschäftigungsverhältnisses oder länger als 48 Monate weiterhin an seiner früheren 
Tätigkeitsstätte des bisherigen Arbeitgebers tätig werden soll (sog. Outsourcing). 
Entsprechendes gilt, wenn ein Leiharbeitnehmer ausnahmsweise dauerhaft (nach § 9 Absatz 4 
Satz 3 EStG, „bis auf Weiteres“ also unbefristet, für die gesamte Dauer des 
Leiharbeitsverhältnisses oder länger als 48 Monate) in einer ortsfesten betrieblichen 
Einrichtung des Entleihers tätig werden soll. Die Regelungen des § 1 Absatz 1 Satz 4 
i. V. m. Absatz 1b Arbeitnehmerüberlassungsgesetz entfalten für das Steuerrecht keine 
Wirkung.   
 
Beispiel 9 
Der Arbeitnehmer A ist von der Zeitarbeitsfirma Z als technischer Zeichner ausschließlich für 
die Überlassung an die Projektentwicklungsfirma P eingestellt worden. Das Arbeitsverhältnis 
von A endet vertragsgemäß nach Abschluss des aktuellen Projekts bei P. 
A hat ab dem ersten Tag der Tätigkeit bei der Projektentwicklungsfirma P seine erste Tätig-
keitsstätte, da er seine Tätigkeit bei P für die gesamte Dauer seines Dienstverhältnisses bei Z 
und damit dort dauerhaft ausüben soll. 
 
Abwandlung 
Der Arbeitnehmer A ist von der Zeitarbeitsfirma Z unbefristet als technischer Zeichner einge-
stellt worden und wird bis auf Weiteres an die Projektentwicklungsfirma P überlassen. 
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Tätigkeitsstätte, da er seine Tätigkeit bei P ohne Befristung und damit dort dauerhaft ausüben 
soll. 
 


22 Dienststelle/Dienststätte i. S. d. öffentlichen Reisekosten-, Umzugskosten- und Trennungs-
geldrechts ist die Stelle, bei der der Arbeitnehmer eingestellt oder zu der er versetzt, abge-
ordnet, zugeteilt, zugewiesen oder kommandiert worden ist. Jede dieser dienstlichen Maß-
nahmen führt dazu, dass diese Stelle zur neuen dienstrechtlichen Dienststelle/Dienststätte 
wird, unabhängig davon, ob die Maßnahme dauerhaft oder nur vorübergehend ist. Für die 
steuerrechtliche Beurteilung der dauerhaften Zuordnung zu einer bestimmten Tätigkeitsstätte 
gilt insbesondere Folgendes: 


• Versetzung ohne zeitliche Befristung - dauerhafte Zuordnung, es wird eine neue „erste 
Tätigkeitsstätte“ begründet. 


• Abordnung ohne zeitliche Befristung - dauerhafte Zuordnung, es wird eine neue „erste 
Tätigkeitsstätte“ begründet. 


• Versetzung mit einer zeitlichen Befristung bis zu 48 Monaten - keine dauerhafte 
Zuordnung, damit keine neue „erste Tätigkeitsstätte“. 


• Abordnung mit einer zeitlichen Befristung bis zu 48 Monaten, ggf. auch verbunden 
mit dem Ziel der Versetzung - keine dauerhafte Zuordnung, damit keine neue „erste 
Tätigkeitsstätte“. 


• Entsprechendes gilt für abordnungs- oder versetzungsgleiche Maßnahmen (z. B. 
Kommandierung, Zuteilung, Zuweisung). 


• Der Umstand, dass ein Beamter unter Beachtung der dienstrechtlichen 
Vorschriften (jederzeit) auch einer anderen Dienststelle zugeordnet werden 
könnte, führt nicht zur Annahme einer befristeten Zuordnung (BFH-Urteil vom 
4. April 2019, VI R 27/17, BStBl II S. 536).    


 
23 Bei grenzüberschreitender Arbeitnehmerentsendung zwischen verbundenen Unternehmen 


liegt beim aufnehmenden Unternehmen eine erste Tätigkeitsstätte dann vor, wenn der 
Arbeitnehmer im Rahmen eines eigenständigen Arbeitsvertrags mit dem aufnehmenden 
Unternehmen einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung dieses Unternehmens unbefristet 
zugeordnet ist, die Zuordnung die Dauer des gesamten - befristeten oder unbefristeten - 
Dienstverhältnisses umfasst oder die Zuordnung über einen Zeitraum von 48 Monaten hinaus 
reicht (vgl. § 9 Absatz 4 Satz 3 EStG).  


 
Beispiel 10 
Der Arbeitnehmer A ist von der ausländischen Muttergesellschaft M für zwei Jahre an die 
inländische Tochtergesellschaft T entsandt worden. A hat mit T einen eigenständigen Arbeits-
vertrag über zwei Jahre abgeschlossen, in dem er der inländischen Hauptniederlassung von T 
zugeordnet wurde. 
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24 Wird ein Arbeitnehmer bei grenzüberschreitender Arbeitnehmerentsendung zwischen verbun-


denen Unternehmen ohne Abschluss eines eigenständigen Arbeitsvertrags mit dem aufneh-
menden Unternehmen in einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung dieses Unternehmens tätig, 
liegt beim aufnehmenden Unternehmen eine erste Tätigkeitsstätte nur dann vor, wenn der 
Arbeitnehmer vom entsendenden Unternehmen einer ortsfesten Einrichtung des aufnehmen-
den Unternehmens unbefristet zugeordnet ist, die Zuordnung die Dauer des gesamten  
- befristeten oder unbefristeten - Dienstverhältnisses umfasst oder die Zuordnung über einen 
Zeitraum von 48 Monaten hinaus reicht (vgl. § 9 Absatz 4 Satz 3 EStG). 
 
Beispiel 11 
Der Arbeitnehmer A ist von der ausländischen Muttergesellschaft M im Rahmen eines unbe-
fristeten Arbeitsvertrags für zwei Jahre an die inländische Tochtergesellschaft T entsandt und 
für diesen Zeitraum der inländischen Hauptniederlassung von T zugeordnet worden. A hat 
mit T keinen eigenständigen Arbeitsvertrag abgeschlossen. 
A hat bei T keine erste Tätigkeitsstätte, da er der inländischen Hauptniederlassung von T 
nicht dauerhaft i. S. v. § 9 Absatz 4 Satz 1 i. V. m. Satz 3 EStG zugeordnet worden ist. Er übt 
für die Dauer seiner zweijährigen Tätigkeit bei T eine beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit 
aus. 
 


25 Fehlt es bei grenzüberschreitender Arbeitnehmerentsendung zwischen verbundenen Unter-
nehmen an einer dauerhaften Zuordnung des Arbeitnehmers zu einer betrieblichen Einrich-
tung des aufnehmenden Unternehmens durch dienst- oder arbeitsrechtliche Festlegung oder 
ist die getroffene Festlegung nicht eindeutig, gelten die quantitativen Zuordnungskriterien des 
§ 9 Absatz 4 Satz 4 EStG (vgl. hierzu die Ausführungen zur Dauerhaftigkeit unter Rz. 14 ff. 
und zu den quantitativen Kriterien unter Rz. 26 ff.).  
 


ff)  Quantitative Zuordnungskriterien 
 


26 Fehlt es an einer dauerhaften Zuordnung des Arbeitnehmers zu einer betrieblichen Einrich-
tung durch dienst- oder arbeitsrechtliche Festlegung nach den vorstehenden Kriterien (z. B. 
weil der Arbeitgeber ausdrücklich auf eine Zuordnung verzichtet hat oder ausdrücklich 
erklärt, dass organisatorische Zuordnungen keine steuerliche Wirkung entfalten sollen) oder 
ist die getroffene Festlegung nicht eindeutig, ist nach § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG von einer 
ersten Tätigkeitsstätte an der betrieblichen Einrichtung auszugehen, an der der Arbeitnehmer 


• typischerweise arbeitstäglich oder 
• je Arbeitswoche zwei volle Arbeitstage oder mindestens ein Drittel seiner vereinbarten 


regelmäßigen Arbeitszeit 
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Beispiel 12 
Der Arbeitnehmer A ist von seinem Arbeitgeber unbefristet eingestellt worden, um dauerhaft 
in der Filiale Y zu arbeiten. In den ersten 36 Monaten seiner Tätigkeit arbeitet er an drei 
Tagen wöchentlich in der Filiale X und zwei volle Tage wöchentlich in der Filiale Y. Der 
Arbeitgeber hat A für die ersten 36 Monate Filiale X zugeordnet. 
In diesen 36 Monaten seiner Tätigkeit hat A in der Filiale X keine erste Tätigkeitsstätte, da er 
dort nicht dauerhaft zugeordnet ist. Erste Tätigkeitsstätte ist jedoch - auch ohne Zuordnung 
i. S. d. § 9 Absatz 4 Satz 1 EStG - Filiale Y, da A dort dauerhaft typischerweise an zwei vollen 
Tagen i. S. d. § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG tätig werden soll. 
 
Beispiel 13 
Der Arbeitnehmer A soll in den ersten 36 Monaten seiner Tätigkeit an vier Tagen wöchentlich 
in der Filiale X und einen vollen Tag wöchentlich in der Filiale Y tätig werden. 
In diesen 36 Monaten seiner Tätigkeit hat A in der Filiale X keine erste Tätigkeitsstätte, da er 
dort nicht dauerhaft tätig werden soll. Erste Tätigkeitsstätte ist auch nicht die Filiale Y, da A 
dort die quantitativen Kriterien nach § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG nicht erfüllt. 
 


27 Bei der quantitativen Zuordnung muss der Arbeitnehmer an der betrieblichen Einrichtung 
seine eigentliche berufliche Tätigkeit ausüben. Allein ein regelmäßiges Aufsuchen der 
betrieblichen Einrichtung, z. B. für kurze Rüstzeiten, zur Berichtsfertigung, zur Vorbereitung 
der Zustellroute, zur Wartung und Pflege des Fahrzeugs, zur Abholung oder Abgabe von 
Kundendienstfahrzeugen oder LKWs einschließlich deren Be- und Entladung, zur Abgabe 
von Auftragsbestätigungen und Stundenzetteln, Krankmeldungen und Urlaubsanträgen führt 
hier noch nicht zu einer Qualifizierung der betrieblichen Einrichtung als erste Tätigkeitsstätte.  


 
 Beispiel 14 


Der Kundendienstmonteur K, der von seinem Arbeitgeber keiner betrieblichen Einrichtung 
dauerhaft zugeordnet ist, sucht den Betrieb seines Arbeitgebers regelmäßig auf, um den 
Firmenwagen samt Material zu übernehmen, die Auftragsbestätigungen in Empfang zu 
nehmen und die Stundenzettel vom Vortag abzugeben. 
Der K hat keine erste Tätigkeitsstätte. Der Betrieb seines Arbeitgebers wird auch durch das 
regelmäßige Aufsuchen nicht zur ersten Tätigkeitsstätte, da er seine eigentliche berufliche 
Tätigkeit an diesem Ort nicht ausübt. 
 
Beispiel 15 
Die Fahrer im ÖPV sollen ihr Fahrzeug immer an wechselnden Stellen im Stadtgebiet 
aufnehmen und in der Regel mindestens einmal wöchentlich die Kassen abrechnen. Die 
Kassenabrechnung sollen sie in der Geschäftsstelle oder in einem Betriebshof durchführen. 
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abzugeben.  
Bei der quantitativen Zuordnung ist allein das bloße Abrechnen der Kassen, die Führung 
der Personalakten sowie die Verpflichtung zur Abgabe der Krank- und Urlaubsmeldungen 
nicht ausreichend, um zu einer ersten Tätigkeitsstätte am Betriebshof oder in der 
Geschäftsstelle zu kommen. Ordnet der Arbeitgeber die Arbeitnehmer hingegen dem 
Betriebshof oder der Geschäftsstelle arbeitsrechtlich zu, so genügen auch diese Hilfs- und 
Nebentätigkeiten, um dort eine erste Tätigkeitsstätte zu begründen (Rz. 7). 
 
Beispiel 16 
Der LKW-Fahrer L soll typischerweise arbeitstäglich den Betriebssitz des Arbeitgebers auf-
suchen, um dort das Fahrzeug abzuholen sowie dessen Wartung und Pflege durchzuführen. 
Allein das Abholen sowie die Wartung und Pflege des Fahrzeugs, als Hilfs- und Nebentätig-
keiten, führen im Rahmen der quantitativen Zuordnung nicht zu einer ersten Tätigkeitsstätte 
am Betriebssitz des Arbeitgebers; allerdings handelt es sich in diesem Fall bei dem 
Betriebssitz um einen sog. Sammelpunkt (Rz. 38). Etwas anderes gilt nur, wenn der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer dem Betriebssitz arbeitsrechtlich als erste Tätigkeitsstätte 
zuordnet (Rz. 13).  
 


28 Auch die in § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG aufgeführten zeitlichen (= quantitativen) Kriterien sind 
anhand einer in die Zukunft gerichteten Prognose zu beurteilen. Weichen die tatsächlichen 
Verhältnisse durch unvorhersehbare Ereignisse (wie z. B. Krankheit) hiervon ab, bleibt es bei 
der zuvor getroffenen Prognoseentscheidung bezüglich der ersten Tätigkeitsstätte. Die Prog-
noseentscheidung ist zu Beginn des Dienstverhältnisses zu treffen. Die auf Grundlage dieser 
Prognose getroffene Beurteilung bleibt solange bestehen, bis sich die Verhältnisse maßgeblich 
ändern. Davon ist insbesondere auszugehen, wenn sich das Berufsbild des Arbeitnehmers 
(Außendienstmitarbeiter wechselt z. B. in den Innendienst) oder die quantitativen Zuord-
nungskriterien (Arbeitnehmer soll z. B. statt zwei nun drei Filialen betreuen) dauerhaft ändern 
oder der Arbeitgeber erstmalig eine dienst- oder arbeitsrechtliche Zuordnungsentscheidung 
trifft. 


 
Beispiel 17 
Der Arbeitnehmer A soll seine berufliche Tätigkeit an drei Tagen wöchentlich in einem häus-
lichen Arbeitszimmer ausüben und an zwei vollen Tagen wöchentlich in der betrieblichen 
Einrichtung seines Arbeitgebers in D tätig werden. 
Das häusliche Arbeitszimmer ist nie erste Tätigkeitsstätte. Erste Tätigkeitsstätte ist hier viel-
mehr die betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers in D, da der Arbeitnehmer dort an zwei 
vollen Tagen wöchentlich beruflich tätig werden soll.  
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Der Arbeitnehmer A soll seine berufliche Tätigkeit im häuslichen Arbeitszimmer ausüben und 
zusätzlich jeden Arbeitstag für eine Stunde in der betrieblichen Einrichtung seines Arbeit-
gebers in D tätig werden.  
Das häusliche Arbeitszimmer ist nie erste Tätigkeitsstätte. Erste Tätigkeitsstätte ist hier 
vielmehr die betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers in D, da der Arbeitnehmer dort 
typischerweise arbeitstäglich tätig werden soll. In diesem Fall ist es unerheblich, dass dort 
weniger als 1/3 der gesamten regelmäßigen Arbeitszeit erbracht werden soll.  
 
Beispiel 19 
Der Arbeitnehmer A soll seine berufliche Tätigkeit im häuslichen Arbeitszimmer ausüben und 
zusätzlich jeden Tag in einer anderen betrieblichen Einrichtung seines Arbeitgebers tätig 
werden. Die Arbeitszeit in den verschiedenen Tätigkeitsstätten beträgt jeweils weniger als 1/3 
der gesamten Arbeitszeit des Arbeitnehmers. 
Das häusliche Arbeitszimmer ist nie erste Tätigkeitsstätte. Auch an den anderen Tätigkeits-
stätten des Arbeitgebers hat der Arbeitnehmer keine erste Tätigkeitsstätte, da er diese Tätig-
keitsstätten nicht arbeitstäglich aufsucht und dort jeweils weniger als 1/3 seiner gesamten 
Arbeitszeit tätig wird.  
 
Beispiel 20 
Der Arbeitnehmer A übt seine Tätigkeit nur bei wechselnden Kunden und im häuslichen 
Arbeitszimmer aus. Er hat keine erste Tätigkeitsstätte. 
 


29 Zusammenfassung 
Bei der quantitativen Prüfung kommt es somit allein auf den Umfang der an der Tätig-
keitsstätte zu leistenden arbeitsvertraglichen Arbeitszeit (mind. 1/3 der vereinbarten 
regelmäßigen Arbeitszeit oder zwei volle Arbeitstage wöchentlich oder arbeitstäglich) an. 
Dies bedeutet: 


• Soll der Arbeitnehmer an einer Tätigkeitsstätte zwei volle Arbeitstage je Arbeitswoche 
oder mindestens 1/3 der vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit tätig werden, dann ist 
dies die erste Tätigkeitsstätte. 


• Entsprechendes gilt, wenn der Arbeitnehmer an einer Tätigkeitsstätte arbeitstäglich 
und mindestens 1/3 der vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit tätig werden soll. 


• Soll der Arbeitnehmer an einer Tätigkeitsstätte arbeitstäglich, aber weniger als 1/3 der 
vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit tätig werden, dann führt dies nur zu einer ersten 
Tätigkeitsstätte, wenn der Arbeitnehmer dort typischerweise arbeitstäglich seine 
eigentliche berufliche Tätigkeit und nicht nur Vorbereitungs- , Hilfs- oder Neben-
tätigkeiten (Rüstzeiten, Abholung oder Abgabe von Kundendienstfahrzeugen oder 







 
Seite 17  LKWs einschließlich deren Be- und Entladung, die Abgabe von Auftrags-


bestätigungen, Stundenzetteln, Krankmeldungen, Urlaubsanträgen oder Ähnlichem) 
durchführen soll. 


• Erfüllen danach mehrere Tätigkeitsstätten die quantitativen Voraussetzungen für eine 
erste Tätigkeitsstätte, kann der Arbeitgeber bestimmen, welche dieser Tätigkeitsstätten 
die erste Tätigkeitsstätte ist. 


• Fehlt eine solche Bestimmung des Arbeitgebers, wird zugunsten des Arbeitnehmers 
die Tätigkeitsstätte zugrunde gelegt, die der Wohnung des Arbeitnehmers am nächsten 
liegt. 


 


gg)  Mehrere Tätigkeitsstätten 
 


30 Der Arbeitnehmer kann je Dienstverhältnis höchstens eine erste Tätigkeitsstätte haben (§ 9 
Absatz 4 Satz 5 EStG). Hingegen kann ein Arbeitnehmer mit mehreren Dienstverhältnissen 
auch mehrere erste Tätigkeitsstätten haben (je Dienstverhältnis jedoch höchstens eine). 
 


31 Erfüllen mehrere Tätigkeitsstätten in einem Dienstverhältnis die quantitativen Kriterien für 
die Annahme einer ersten Tätigkeitsstätte, kann der Arbeitgeber die erste Tätigkeitsstätte 
bestimmen (§ 9 Absatz 4 Satz 6 EStG). Dabei muss es sich nicht um die Tätigkeitsstätte 
handeln, an der der Arbeitnehmer den zeitlich überwiegenden oder qualitativ bedeutsameren 
Teil seiner beruflichen Tätigkeit ausüben soll. 
 
Beispiel 21 
Der in H wohnende Filialleiter A ist an drei Tagen in der Woche in einer Filiale seines 
Arbeitgebers in H und an zwei Tagen in der Woche in einer Filiale seines Arbeitgebers in S 
tätig. Der Arbeitgeber bestimmt die Filiale in S zur ersten Tätigkeitsstätte. 
Durch die Bestimmung seines Arbeitgebers hat der Filialleiter A in der betrieblichen Einrich-
tung in S seine erste Tätigkeitsstätte. Unerheblich ist, dass er dort lediglich zwei Tage und 
damit nicht zeitlich überwiegend beruflich tätig ist. 
 


32 Macht der Arbeitgeber von seinem Bestimmungsrecht nach § 9 Absatz 4 Satz 6 EStG keinen 
Gebrauch oder ist die Bestimmung nicht eindeutig, ist die der Wohnung des Arbeitnehmers 
örtlich am nächsten liegende Tätigkeitsstätte die erste Tätigkeitsstätte (§ 9 Absatz 4 Satz 7 
EStG). Die Fahrten zu weiter entfernt liegenden Tätigkeitsstätten werden in diesem Fall als 
Auswärtstätigkeit qualifiziert. 
 
Beispiel 22 
Der in H wohnende Filialleiter A soll typischerweise arbeitstäglich in drei Filialen (X, Y und 
Z) seines Arbeitgebers tätig werden. Er fährt morgens mit seinem eigenen PKW regelmäßig 
zur Filiale X, dann zur Filiale Y, von dort zur Filiale Z und von dieser zur Wohnung. Die 
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Filiale (als erste Tätigkeitsstätte) zu. 
Erste Tätigkeitsstätte ist die Filiale Y, da diese der Wohnung des A am nächsten liegt. Die 
Tätigkeit in X und Z sind beruflich veranlasste Auswärtstätigkeiten. Da A von seiner 
Wohnung zu einer auswärtigen Tätigkeitsstätte, von dort zur ersten Tätigkeitsstätte und von 
dort wieder zu einer anderen auswärtigen Tätigkeitsstätte fährt, liegen keine Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte vor, sondern Fahrten, für die ein steuerfreier 
Arbeitgeberersatz bzw. Werbungskostenabzug nach Reisekostengrundsätzen in Betracht 
kommt. 
 
Abwandlung 
Wie Beispiel 22, allerdings nutzt der Filialleiter A für die arbeitstäglichen Fahrten einen ihm 
vom Arbeitgeber überlassenen Dienstwagen; A führt kein Fahrtenbuch, sondern ermittelt den 
geldwerten Vorteil nach der pauschalen Nutzungswertmethode. 
Grundsätzlich ist ein geldwerter Vorteil, für die Möglichkeit den Dienstwagen für Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte zu nutzen, in Höhe von 0,03 % des 
Listenpreises je Entfernungskilometer anzusetzen. Weist A mittels Einzelaufzeichnungen die 
Zahl der tatsächlichen Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte nach, ist statt-
dessen für jede Fahrt ein geldwerter Vorteil von 0,002 % des Listenpreises je Entfer-
nungskilometer anzusetzen. Im vorliegenden Fall hat A keine unmittelbaren Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte; daher ist - bei Nachweis der tatsächlichen Fahrten - 
insoweit kein geldwerter Vorteil anzusetzen. 
 
Beispiel 23 
Die Pflegedienstkraft P hat täglich vier Personen zu betreuen. Alle vier Pflegepersonen sollen 
von P nach Absprache mit der Pflegedienststelle (Arbeitgeber) bis auf Weiteres arbeitstäglich 
regelmäßig betreut werden. Der Arbeitgeber hat keine dieser Pflegestellen als erste 
Tätigkeitsstätte bestimmt. 
Erste Tätigkeitsstätte der P ist die ihrer Wohnung am nächsten liegende Pflegestelle. 
 
Abwandlung 
Die vier Pflegepersonen sollen von P nach Absprache mit der Pflegedienststelle (Arbeitgeber) 
zunächst für die Dauer von zwei Jahren arbeitstäglich regelmäßig betreut werden. 
Die Pflegedienstkraft hat keine erste Tätigkeitsstätte, da sie an keiner der Pflegestellen 
dauerhaft tätig werden soll. 
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33 Erste Tätigkeitsstätte ist auch eine Bildungseinrichtung, die außerhalb eines Dienstverhält-


nisses zum Zwecke eines Vollzeitstudiums oder einer vollzeitigen Bildungsmaßnahme aufge-
sucht wird (§ 9 Absatz 4 Satz 8 EStG).  
Die Dauer einer vollzeitigen Bildungsmaßnahme ist für die Einordnung einer Bildungs-
einrichtung als erste Tätigkeitsstätte dabei unerheblich. Eine zeitliche Mindestdauer der 
Bildungsmaßnahme ist nicht erforderlich. Eine Bildungseinrichtung gilt daher auch 
dann als erste Tätigkeitsstätte, wenn sie vom Steuerpflichtigen im Rahmen einer nur 
kurzzeitigen Bildungsmaßnahme aufgesucht wird. Davon ist auszugehen, wenn der 
Steuerpflichtige die Bildungseinrichtung anlässlich der regelmäßig zeitlich befristeten 
Bildungsmaßnahme nicht nur gelegentlich, sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit, 
d.h. fortdauernd und immer wieder (dauerhaft) aufsucht (BFH-Urteil vom 14. Mai 
2020, VI R 24/18, BStBl II S. XXX). 
 


 Ein Studium oder eine Bildungsmaßnahme findet insbesondere dann außerhalb eines 
Dienstverhältnisses statt, wenn 


• diese nicht Gegenstand des Dienstverhältnisses sind, auch wenn sie seitens des Arbeit-
gebers durch Hingabe von Mitteln, wie z. B. eines Stipendiums, gefördert werden oder 


• diese ohne arbeitsvertragliche Verpflichtung absolviert werden und die Beschäftigung 
lediglich das Studium oder die Bildungsmaßnahme ermöglicht. 


Zur Abgrenzung gegenüber einem Studium oder einer Bildungsmaßnahme innerhalb eines 
Dienstverhältnisses vgl. auch R 9.2 sowie 19.7 LStR 2015. 
 


34 Ein Vollzeitstudium oder eine vollzeitige Bildungsmaßnahme liegt insbesondere vor, wenn 
der Steuerpflichtige im Studium oder in der Bildungsmaßnahme für einen Beruf ausgebildet 
wird und daneben entweder  


• keiner Erwerbstätigkeit nachgeht oder  
• während der gesamten Dauer des Studiums oder der Bildungsmaßnahme eine 


Erwerbstätigkeit mit durchschnittlich bis zu 20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher 
Arbeitszeit oder in Form eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses i. S. d. §§ 8 
und 8a SGB IV ausübt.  


 
35 Dies gilt auch für den Sonderausgabenabzug nach § 10 Absatz 1 Nummer 7 EStG.  
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Tätigkeitsgebiet, § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a EStG 


aa)  Tatsächliche Fahrtkosten und pauschaler Kilometersatz bei auswärtiger 
Tätigkeit 


 
36 Ist ein Arbeitnehmer außerhalb seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte beruflich 


tätig (auswärtige berufliche Tätigkeit), gilt für die steuerliche Berücksichtigung der 
tatsächlichen Fahrtkosten im Zusammenhang mit dieser beruflichen Tätigkeit 
Folgendes: 
 


37 Statt der tatsächlichen Aufwendungen kann aus Vereinfachungsgründen typisierend je nach 
Art des benutzten Verkehrsmittels (z. B. PKW, Motorrad) auch ein pauschaler Kilometersatz 
(höchste Wegstreckenentschädigung nach dem Bundesreisekostengesetz für das jeweils 
benutzte Beförderungsmittel: Benutzung eines Kraftwagens, z. B. PKW 0,30 €, für jedes 
andere motorbetriebene Fahrzeug 0,20 €) für jeden gefahrenen Kilometer angesetzt werden 
(§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 2 EStG). Eine Prüfung der tatsächlichen 
Kilometerkosten ist demnach nicht mehr erforderlich, wenn der Arbeitnehmer von dieser 
gesetzlichen Typisierung Gebrauch macht.  


 


bb)  „Sammelpunkt“ 


 
38 Liegt keine erste Tätigkeitsstätte (nach Rz. 6 ff. oder Rz. 26 ff.) vor und bestimmt der Arbeit-


geber durch dienst- oder arbeitsrechtliche Festlegung, dass der Arbeitnehmer sich dauerhaft 
(Rz. 14 ff.) typischerweise arbeitstäglich an einem festgelegten Ort, der die Kriterien für eine 
erste Tätigkeitsstätte nicht erfüllt (z. B. Treffpunkt für einen betrieblichen 
Sammeltransport, das Busdepot, der Fährhafen), einfinden soll, um von dort seine 
unterschiedlichen eigentlichen Einsatzorte aufzusuchen oder von dort seine berufliche 
Tätigkeit aufzunehmen, werden die Fahrten des Arbeitnehmers von der Wohnung zu diesem 
Ort wie Fahrten zu einer ersten Tätigkeitsstätte behandelt. Fahrtkosten für diese Fahrten 
dürfen nur durch den Ansatz der Entfernungspauschale (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 
und Absatz 2 EStG) steuerlich berücksichtigt werden. 
 
Beispiel 24 
Bus- oder LKW-Fahrer haben regelmäßig keine erste Tätigkeitsstätte. Lediglich, wenn dauer-
haft und typischerweise arbeitstäglich ein vom Arbeitgeber festgelegter Ort aufgesucht 
werden soll, werden die Fahrten von der Wohnung zu diesem Ort/Sammelpunkt gleich be-
handelt mit den Fahrten von der Wohnung zu einer ersten Tätigkeitsstätte. 
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Kundendienstmonteure haben ebenfalls in der Regel keine erste Tätigkeitsstätte. Nur dann, 
wenn dauerhaft und typischerweise arbeitstäglich ein vom Arbeitgeber festgelegter Ort aufge-
sucht werden soll, werden die Fahrten von der Wohnung zu diesem Ort/Sammelpunkt ebenso 
behandelt wie die Fahrten von der Wohnung zu einer ersten Tätigkeitsstätte. 
 
Beispiel 26 
Seeleute, die auf einem Schiff tätig werden sollen, haben in der Regel keine erste Tätigkeits-
stätte, da das Schiff keine ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers ist. Soll der 
Dienstantritt, die Ein- und Ausschiffung aber typischerweise arbeitstäglich von dem gleichen 
Anleger (wie z. B. einem Fähranleger, Liegeplatz des Seenotrettungskreuzers, Anleger des 
Fahrgastschiffes) erfolgen, werden die Fahrten zu diesem Ort/Sammelpunkt ebenso behandelt 
wie die Fahrten von der Wohnung zu einer ersten Tätigkeitsstätte. 
 
Beispiel 27 
Angestellte Lotsen haben üblicherweise keine erste Tätigkeitsstätte, wenn sie ihre Tätigkeit 
typischerweise auf verschiedenen Schiffen ausüben sollen. Fahrten von der Wohnung zu einer 
vom Arbeitgeber festgelegten Lotsenstation oder Lotsenwechselstation, um von dort zum 
Einsatz auf ein Schiff verbracht zu werden, werden ebenso behandelt wie die Fahrten von der 
Wohnung zu einer ersten Tätigkeitsstätte. 
 


39 Treffen sich mehrere Arbeitnehmer typischerweise arbeitstäglich an einem bestimmten Ort, 
um von dort aus gemeinsam zu ihren Tätigkeitsstätten zu fahren (privat organisierte Fahr-
gemeinschaft), liegt kein „Sammelpunkt“ nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 3 EStG 
vor. Es fehlt insoweit an einer dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegung des Arbeitgebers. 
 


40 Auf die Berücksichtigung von Verpflegungspauschalen oder Übernachtungskosten als Wer-
bungskosten oder den steuerfreien Arbeitgeberersatz hierfür hat die Festlegung als 
Sammelpunkt keinen Einfluss, da der Arbeitnehmer weiterhin außerhalb einer ersten 
Tätigkeitsstätte und somit auswärts beruflich tätig wird. Es wird keine erste Tätigkeitsstätte 
fingiert, sondern nur die Anwendung der Entfernungspauschale für die Fahrtkosten von der 
Wohnung zu diesem Ort sowie die Besteuerung eines geldwerten Vorteils bei 
Dienstwagengestellung durch den Arbeitgeber nach § 8 Absatz 2 Satz 3 und 4 EStG festgelegt 
und der steuerfreie Arbeitgeberersatz für diese Fahrten nach § 3 Nummer 13 oder Nummer 16 
EStG ausgeschlossen. 


 


cc)  Weiträumiges Tätigkeitsgebiet 


 
41 Soll der Arbeitnehmer auf Grund der Weisungen des Arbeitgebers seine berufliche Tätigkeit 


typischerweise arbeitstäglich in einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet ausüben, findet für die 
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Anwendung. 
 


42 Ein weiträumiges Tätigkeitsgebiet liegt in Abgrenzung zur ersten Tätigkeitsstätte vor, wenn 
die vertraglich vereinbarte Arbeitsleistung auf einer festgelegten Fläche und nicht innerhalb 
einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens 
(§ 15 AktG) oder bei einem vom Arbeitgeber bestimmten Dritten ausgeübt werden soll. In 
einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet werden in der Regel z. B. Zusteller oder Forstarbeiter 
tätig. 
Hingegen sind z. B. Bezirksleiter und Vertriebsmitarbeiter, die verschiedene Niederlassungen 
betreuen oder mobile Pflegekräfte, die verschiedene Personen in deren Wohnungen in einem 
festgelegten Gebiet betreuen sowie Schornsteinfeger von dieser Regelung nicht betroffen. 
 


43 Wird das weiträumige Tätigkeitsgebiet immer von verschiedenen Zugängen aus betreten oder 
befahren, ist die Entfernungspauschale aus Vereinfachungsgründen bei diesen Fahrten nur für 
die kürzeste Entfernung von der Wohnung zum nächstgelegenen Zugang anzuwenden.  
 


44 Für alle Fahrten innerhalb des weiträumigen Tätigkeitsgebietes sowie für die zusätzlichen 
Kilometer bei den Fahrten von der Wohnung zu einem weiter entfernten Zugang können 
weiterhin die tatsächlichen Aufwendungen oder der sich am Bundesreisekostengesetz 
orientierende maßgebliche pauschale Kilometersatz angesetzt werden. 
 
Beispiel 28 
Der Forstarbeiter A fährt an 150 Tagen mit dem PKW von seiner Wohnung zu dem 15 km 
entfernten, nächstgelegenen Zugang des von ihm täglich zu betreuenden Waldgebietes 
(weiträumiges Tätigkeitsgebiet). An 70 Tagen fährt A von seiner Wohnung über einen weiter 
entfernt gelegenen Zugang (20 km) in das Waldgebiet. 
Die Fahrten von der Wohnung zu dem weiträumigen Tätigkeitsgebiet werden behandelt wie 
die Fahrten von der Wohnung zu einer ersten Tätigkeitsstätte. A kann somit für diese Fahrten 
lediglich die Entfernungspauschale in Höhe von 0,30 € je Entfernungskilometer (= 15 km x 
0,30 €) als Werbungskosten ansetzen. Die Fahrten innerhalb des Waldgebietes können mit 
den tatsächlichen Kosten oder aus Vereinfachungsgründen mit dem pauschalen Kilometersatz 
in Höhe von 0,30 € je tatsächlich gefahrenem Kilometer berücksichtigt werden. 
Bei den Fahrten zu dem weiter entfernt gelegenen Zugang werden ebenfalls nur 15 Kilometer 
mit der Entfernungspauschale (15 km x 0,30 €) berücksichtigt. Die jeweils zusätzlichen fünf 
Kilometer für den tatsächlich längeren Hin- und Rückweg, werden ebenso wie die Fahrten 
innerhalb des weiträumigen Tätigkeitsgebietes mit den tatsächlichen Kosten oder aus 
Vereinfachungsgründen mit dem pauschalen Kilometersatz in Höhe von 0,30 € je gefahrenem 
Kilometer berücksichtigt.  
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sächlich gefahrenen Kilometer mit den tatsächlichen Kosten oder aus Vereinfachungsgründen 
mit dem pauschalen Kilometersatz in Höhe von 0,30 € anzusetzen. 
 


45 Auf die Berücksichtigung von Verpflegungspauschalen oder Übernachtungskosten als Wer-
bungskosten sowie den steuerfreien Arbeitgeberersatz hat diese Festlegung „tätig werden in 
einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet“ keinen Einfluss, da der Arbeitnehmer weiterhin 
außerhalb einer ersten Tätigkeitsstätte - und damit auswärts - beruflich tätig wird. Es wird nur 
die Anwendung der Entfernungspauschale für die Fahrtkosten von der Wohnung zum 
nächstgelegenen Zugang zu dem weiträumigen Tätigkeitsgebiet sowie die Besteuerung eines 
geldwerten Vorteils bei Dienstwagengestellung durch den Arbeitgeber nach § 8 Absatz 2 Satz 
3 und 4 EStG festgelegt und der steuerfreie Arbeitgeberersatz für diese Fahrten nach § 3 
Nummer 13 oder Nummer 16 EStG ausgeschlossen. 
 


46 Soll der Arbeitnehmer in mehreren ortsfesten Einrichtungen seines Arbeitgebers, eines ver-
bundenen Unternehmens oder eines Dritten, die innerhalb eines bestimmten Bezirks gelegen 
sind, beruflich tätig werden, wird er nicht in einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet, sondern an 
verschiedenen, ggf. sogar ständig wechselnden Tätigkeitsstätten tätig.  
 


2.  Verpflegungsmehraufwendungen  


a)  Vereinfachung bei der Ermittlung der Pauschalen, § 9 Absatz 4a Satz 2 bis 5 
EStG 


aa)  Eintägige Auswärtstätigkeiten im Inland 


 
47 Für eintägige auswärtige Tätigkeiten ohne Übernachtung kann ab einer Abwesenheit von 


mehr als acht Stunden von der Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte eine Pauschale für 
Verpflegungsmehraufwendungen von 14 € berücksichtigt werden. Dies gilt auch, wenn der 
Arbeitnehmer seine auswärtige berufliche Tätigkeit über Nacht (also an zwei Kalendertagen) 
ausübt - somit nicht übernachtet - und dadurch ebenfalls insgesamt mehr als acht Stunden von 
der Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist. Ist der Arbeitnehmer an einem 
Kalendertag mehrfach oder über Nacht (an zwei Kalendertagen ohne Übernachtung) auswärts 
tätig, können die  
Abwesenheitszeiten dieser Tätigkeiten zusammengerechnet und im Fall der Tätigkeit über 
Nacht für den Kalendertag berücksichtigt werden, an dem der Arbeitnehmer den 
überwiegenden Teil der insgesamt mehr als 8 Stunden abwesend ist (§ 9 Absatz 4a Satz 3 
Nummer 3 2. Halbsatz EStG).  
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Der Vertriebsleiter V verlässt um 8.00 Uhr seine Wohnung in B und besucht zuerst bis 12.00 
Uhr einen Kunden. Von 12.30 Uhr bis 14.30 Uhr ist er in seinem Büro (erste Tätigkeitsstätte) 
tätig. Anschließend fährt er von dort zu einer Tagung in C und kehrt um 19.00 Uhr noch 
einmal für eine Stunde in sein Büro in B zurück.  
Es zählen die Zeiten vom Verlassen der Wohnung bis zur Ankunft an der ersten Tätig-
keitsstätte (Büro) mittags sowie vom Verlassen der ersten Tätigkeitsstätte (Büro) bis zur 
Rückkehr dorthin. V war zweimal beruflich auswärts tätig und dabei insgesamt mehr als acht 
Stunden von seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte abwesend. Er erfüllt daher die 
Voraussetzungen der Verpflegungspauschale für eine eintägige Auswärtstätigkeit (14 €). 
 


 Beispiel 30 
Der Kurierfahrer K ist typischerweise von 20.00 Uhr bis 5.30 Uhr des Folgetags beruflich 
unterwegs. In dieser Zeit legt er regelmäßig auch eine Lenkpause von 45 Minuten ein. Seine 
Wohnung verlässt K um 19.30 Uhr und kehrt um 6.00 Uhr dorthin zurück. Eine erste 
Tätigkeitsstätte liegt nicht vor. 
K ist im Rahmen seiner beruflichen Auswärtstätigkeit (Fahrtätigkeit) über Nacht von seiner 
Wohnung abwesend. Bei der Lenkpause handelt es sich nicht um eine Übernachtung. Die 
Abwesenheitszeiten über Nacht können aber zusammengerechnet werden. Sie werden für den 
zweiten Kalendertag berücksichtigt, an dem A den überwiegenden Teil der Zeit abwesend ist. 
A erfüllt die Voraussetzungen der Verpflegungspauschale für eine eintägige Auswärtstätigkeit 
(14 €). 
 
Abwandlung 1 
Die berufliche Fahrtätigkeit des K verteilt sich wie folgt auf die Tage (in Stunden): 


Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag 
5  4                  5 4                  5 4                 4,5 5                 5 4 


Wählt K die Zusammenrechnung der Abwesenheitszeiten über Nacht, kann K eine 
Verpflegungspauschale für eine eintägige Auswärtstätigkeit in Höhe von 14 € für folgende 
Tage beanspruchen: Montag, Dienstag, Mittwoch und Freitag. 
Rechnet K stattdessen die an dem jeweiligen Tag geleisteten einzelnen Abwesenheitszeiten 
zusammen, dann kann K für Dienstag, Mittwoch, Donnerstag und Freitag eine 
Verpflegungspauschale von jeweils 14 € beanspruchen. 
 
Abwandlung 2 
Die berufliche Fahrtätigkeit des K verteilt sich wie folgt auf die Tage (in Stunden): 


Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag 
5  4                  5 4                  5 4                 4,5 4                 4 5 
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gungspauschale für eine eintägige Auswärtstätigkeit in Höhe von 14 € für folgende Tage 
beanspruchen: Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag und Samstag. 
Rechnet K die an dem jeweiligen Tag geleisteten einzelnen Abwesenheitszeiten zusammen, 
kann K nur für Dienstag, Mittwoch und Donnerstag eine Verpflegungspauschale von jeweils 
14 € beanspruchen.  
Maßgeblich hierfür ist die gesetzliche Regelung des § 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 3 2. 
Halbsatz EStG, die anstelle der auf den Kalendertag bezogenen Betrachtung bei auswärtigen 
beruflichen Tätigkeiten über Nacht ohne Übernachtung ausnahmsweise die Zusammen-
rechnung dieser Zeiten ermöglicht. 
 
Beispiel 31 
Der Arbeitnehmer A unternimmt, ohne zu übernachten, eine Dienstreise, die am 5. Mai um 
17.00 Uhr beginnt und am 6. Mai um 7.30 Uhr beendet wird. Am 6. Mai unternimmt A nach-
mittags eine weitere Dienstreise (von 14.00 Uhr bis 23.30 Uhr).  
A hat hier die Möglichkeit die Abwesenheitszeiten der ersten Dienstreise über Nacht 
zusammenzurechnen (= 14 Stunden und 30 Minuten). Bedingt durch die überwiegende 
Abwesenheit am 6. Mai ist die dafür zu berücksichtigende Verpflegungspauschale dann dem 
6. Mai zuzurechnen.  
Alternativ können auch alle ausschließlich am 6. Mai geleisteten Abwesenheitszeiten 
(7 Stunden 30 Minuten zuzüglich 9 Stunden 30 Minuten = 17 Stunden) zusammengerechnet 
werden. In diesem Fall bleiben die während der ersten Dienstreise angefallenen 
Abwesenheitszeiten unberücksichtigt.  
Unabhängig davon, für welche Berechnungsmethode A sich entscheidet, steht ihm lediglich 
eine Verpflegungspauschale von 14 € für den 6. Mai zu.  
Eine Verpflegungspauschale von 28 € kommt nur in Betracht, wenn entweder die gesamte 
Tätigkeit über Nacht oder die Tätigkeit an dem jeweiligen Kalendertag 24 Stunden erreicht. 
 
Beispiel 32 
Der Arbeitnehmer A arbeitet von 8.30 Uhr bis 17.00 Uhr in seinem Büro in B (erste Tätig-
keitsstätte), anschließend fährt er zu einem Geschäftstermin in C. Der Termin erstreckt sich 
bis 0.30 Uhr des Folgetags. A kehrt um 1.30 Uhr in seine Wohnung zurück.  
A war wegen beruflicher Tätigkeit mehr als acht Stunden auswärts tätig. Dass sich die 
Abwesenheit über zwei Kalendertage ohne Übernachtung erstreckt, ist unschädlich. Die 
Abwesenheiten werden zusammengerechnet und dem ersten Kalendertag zugeordnet, weil an 
diesem Tag der überwiegende Teil der Abwesenheit stattgefunden hat. A erfüllt die Voraus-
setzungen der Verpflegungspauschale für eine eintägige Auswärtstätigkeit (14 €). 
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48 Für jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer aufgrund einer auswärtigen beruflichen 


Tätigkeit (Rz. 36) 24 Stunden von seiner Wohnung abwesend ist (Zwischentag), kann eine 
Pauschale für Verpflegungsmehraufwendungen von 28 € als Werbungskosten geltend 
gemacht bzw. vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt werden. 
 


49 Für den An- und Abreisetag einer mehrtägigen auswärtigen Tätigkeit mit Übernachtung 
außerhalb der Wohnung kann ohne Prüfung einer Mindestabwesenheitszeit eine Pauschale 
von jeweils 14 € als Werbungskosten berücksichtigt bzw. vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt 
werden. Dabei ist es unerheblich, ob der Arbeitnehmer die Reise von der Wohnung, der ersten 
oder einer anderen Tätigkeitsstätte aus antritt. Eine mehrtägige auswärtige Tätigkeit mit 
Übernachtung liegt auch dann vor, wenn die berufliche Auswärtstätigkeit über Nacht 
ausgeübt wird und sich daran eine Übernachtung am Tage sowie eine weitere Tätigkeit über 
Nacht anschließt. Unerheblich ist auch, ob für die Übernachtung tatsächlich Über-
nachtungskosten anfallen (so z. B. bei Schlafen im Bus, LKW oder Lok).  


  
Beispiel 33 
Der Ingenieur I aus B ist von Montagabend bis Dienstag in M auswärts tätig. An diese 
Tätigkeit schließt sich am Dienstag gleich die Weiterreise nach H zu einer neuen auswärtigen 
Tätigkeit an. I fährt von M direkt nach H und kehrt am Mittwochmittag zu seiner Wohnung 
zurück.  
I kann folgende Verpflegungspauschalen beanspruchen: für Montag als Anreisetag und für 
Mittwoch als Rückreisetag stehen ihm jeweils 14 € zu. Da I am Dienstag infolge der Abreise 
aus M und direkten Anreise nach H 24 Stunden von seiner Wohnung und ersten 
Tätigkeitsstätte abwesend ist, kann er für diesen Tag eine Pauschale von 28 € beanspruchen. 
 
Abwandlung  
I sucht am Dienstag kurz seine Wohnung in B auf, um Unterlagen und Kleidung einzupacken 
und fährt nach einer Stunde weiter nach H.  
In diesem Fall kann I auch für Dienstag als An- und gleichzeitig als Abreisetag nur 14 € 
Verpflegungspauschale beanspruchen. Eine Verpflegungspauschale von 28 € kann nur dann 
beansprucht werden, wenn I infolge seiner beruflichen Auswärtstätigkeit 24 Stunden von 
seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist. 
 
Beispiel 34 
Monteur M aus D ist von Montag bis Mittwoch in S auswärts tätig. Eine erste Tätigkeitsstätte 
besteht nicht. M verlässt am Montag um 10.30 Uhr seine Wohnung in D. M verlässt S am 
Mittwochabend und erreicht seine Wohnung in D am Donnerstag um 1.45 Uhr.  
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Mittwoch kann M eine Pauschale von 28 € beanspruchen, da er an diesen Tagen 24 Stunden 
von seiner Wohnung abwesend ist. Für Donnerstag steht ihm eine Pauschale von 14 € zu 
(Abreisetag). 
 


50 Als Wohnung im vorstehenden Sinn gilt (§ 9 Absatz 4a Satz 4, 2. Halbsatz EStG)  


• der Hausstand, der den Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers bildet 
und nicht nur gelegentlich aufgesucht wird oder  


• die Zweitwohnung am Ort einer steuerlich anzuerkennenden doppelten Haushaltsfüh-
rung (insbesondere zu berücksichtigen, wenn der Arbeitnehmer mehrere Wohnungen 
hat). 


 
Beispiel 35 
Wohnung in diesem Sinne kann somit z. B. bei Auszubildenden auch die elterliche Wohnung 
sein, wenn sich dort noch der Lebensmittelpunkt des Auszubildenden befindet. 
 
Beispiel 36 
Übernachtet der Arbeitnehmer aus beruflichem Anlass z. B. im Rahmen einer 
Auswärtstätigkeit in seinem eigenen Ferienappartement, welches er nur gelegentlich 
aufsucht, handelt es sich um eine mehrtägige auswärtige Tätigkeit mit Übernachtung, auch 
wenn für die Übernachtung selbst keine Kosten entstehen.  
 


cc)  Auswärtstätigkeiten im Ausland 


 
51 Unter den gleichen Voraussetzungen wie bei inländischen Auswärtstätigkeiten werden 


bei Auswärtstätigkeiten im Ausland Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen 
gewährt. Diese betragen bei einer Abwesenheit von 24 Stunden 120 % und für den An-
sowie Abreisetag oder eine Abwesenheit von mehr als 8 Stunden 80 % der 
Auslandstagegelder nach dem Bundesreisekostengesetz. Die jeweiligen Beträge werden 
regelmäßig durch BMF-Schreiben bekannt gemacht. Im Hinblick auf die bei auswärtigen 
beruflichen Tätigkeiten im Ausland oftmals über Nacht oder mehrere Tage andauernden An- 
und Abreisen genügt es für die Qualifizierung als An- und Abreisetag, wenn der 
Arbeitnehmer unmittelbar nach der Anreise oder vor der Abreise auswärtig übernachtet. Die 
übrigen Regelungen zu den Besonderheiten bei Auswärtstätigkeiten im Ausland gelten weiter 
(so z. B. R 9.6 Absatz 3 LStR 2015). 


 
52 Bei Auswärtstätigkeiten in verschiedenen ausländischen Staaten gilt für die Ermittlung der 


Verpflegungspauschalen am An- und Abreisetag Folgendes:  
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Tätigwerden ist die Verpflegungspauschale des Ortes maßgebend, der vor 24.00 Uhr 
erreicht wird.  


• Bei einer Abreise vom Ausland ins Inland oder vom Inland ins Ausland ist die 
Verpflegungspauschale des letzten Tätigkeitsortes maßgebend. 


 
 Beispiel 37 


Der Arbeitnehmer A reist am Montag um 20.00 Uhr zu einer beruflichen Auswärtstätigkeit 
von seiner Wohnung in Berlin nach Brüssel. Er erreicht Belgien um 2.00 Uhr. Dienstag ist er 
den ganzen Tag in Brüssel tätig. Am Mittwoch reist er zu einem weiteren Geschäftstermin um 
8.00 Uhr nach Amsterdam. Er erreicht Amsterdam um 14.00 Uhr. Dort ist er bis Donnerstag 
um 13.00 Uhr tätig und reist anschließend zurück nach Berlin. Er erreicht seine Wohnung am 
Donnerstag um 22.30 Uhr.  
Für Montag ist die inländische Verpflegungspauschale für den Anreisetag maßgebend, da A 
sich um 24.00 Uhr noch im Inland befindet. Für Dienstag ist die Verpflegungspauschale für 
Belgien anzuwenden. Für Mittwoch ist die Verpflegungspauschale für die Niederlande zu 
Grunde zu legen, da sich der Ort, den A vor 24 Uhr Ortszeit zuletzt erreicht hat, in den 
Niederlanden befindet (§ 9 Absatz 4a Satz 5 EStG). Für Donnerstag ist die Verpflegungs-
pauschale der Niederlande für den Abreisetag maßgeblich, da A noch bis 13.00 Uhr in 
Amsterdam beruflich tätig war.  


  
Beispiel 38  
Der Arbeitnehmer A reist für ein berufliches Projekt am Sonntag um 21.00 Uhr von Paris 
nach Mannheim. Am Sonntag um 24.00 Uhr befindet sich A noch in Frankreich. A ist in 
Mannheim von Montag bis Freitag beruflich tätig und verlässt Mannheim am Freitag um 
11.00 Uhr. Er erreicht Paris am Freitag um 21.00 Uhr. 
Für Sonntag (Anreisetag) ist die Verpflegungspauschale für Frankreich maßgebend. Für 
Montag bis Freitag ist die jeweils maßgebliche inländische Verpflegungspauschale anzu-
wenden. 
 


b)  Dreimonatsfrist, § 9 Absatz 4a Satz 6 EStG 


 
53 Der Abzug der Verpflegungsmehraufwendungen ist auf die ersten drei Monate einer 


längerfristigen auswärtigen beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte beschränkt 
(vgl. Rz. 55).  Werden während einer beruflichen Tätigkeit mehrere ortsfeste betriebliche 
Einrichtungen innerhalb eines Werks- oder Betriebsgeländes aufgesucht, handelt es sich um 
die Tätigkeit an einer (großräumigen) Tätigkeitsstätte (BFH-Urteile vom 11. April 2019, 
VI R 40/16 und VI R 12/17, BStBl II S. 546 und 551). Handelt es sich um einzelne ortsfeste 
betriebliche Einrichtungen verschiedener Auftraggeber oder Kunden, liegen mehrere 
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räumlicher Nähe zueinander befinden. 
 
54 Um die Berechnung der Dreimonatsfrist zu vereinfachen, ist eine rein zeitliche Bemessung 


der Unterbrechungsregelung vorzunehmen. Eine Unterbrechung der beruflichen Tätigkeit an 
derselben Tätigkeitsstätte führt zu einem Neubeginn der Dreimonatsfrist, wenn sie 
mindestens vier Wochen dauert (§ 9 Absatz 4a Satz 7 EStG). Der Grund der Unterbrechung 
ist unerheblich; es zählt nur die Unterbrechungsdauer.  
 


55 Von einer längerfristigen beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte ist erst dann 
auszugehen, sobald der Arbeitnehmer an dieser mindestens an drei Tagen in der Woche tätig 
wird. Die Dreimonatsfrist beginnt daher nicht, solange die auswärtige Tätigkeitsstätte an nicht 
mehr als zwei Tagen in der Woche aufgesucht wird. Die Prüfung des Unterbrechungs-
zeitraums und des Ablaufs der Dreimonatsfrist erfolgt stets im Nachhinein mit Blick auf die 
zurückliegende Zeit (Ex-post-Betrachtung). 
 
Beispiel 39 
Der Bauarbeiter A soll ab März 01 arbeitstäglich an der Baustelle in H für 5 Monate tätig 
werden. Am 1. April 01 nimmt er dort seine Tätigkeit auf. Ab 20. Mai 01 wird er nicht nur in 
H, sondern für einen Tag wöchentlich auch an der Baustelle in B tätig, da dort ein Kollege 
ausgefallen ist. 
Für die Tätigkeit an der Baustelle in H beginnt die Dreimonatsfrist am 1. April 01 und endet 
am 30. Juni 01. Eine vierwöchige Unterbrechung liegt nicht vor (immer nur eintägige 
Unterbrechung).  
Für die Tätigkeit an der Baustelle in B greift die Dreimonatsfrist hingegen nicht, da A dort 
lediglich einen Tag wöchentlich tätig wird. 
 
Beispiel 40 
Wie Beispiel 39, allerdings wird A ab 1. April 01 zwei Tage wöchentlich in H und drei Tage 
wöchentlich in B tätig. Ab 15. April 01 muss er für zwei Wochen nach M. Ab 1. Mai 01 ist er 
dann bis auf Weiteres drei Tage wöchentlich in H und zwei Tage in B tätig. 
Für die Tätigkeit an der Baustelle in B beginnt die Dreimonatsfrist am 1. April 01 und endet 
am 30. Juni 01. Eine vierwöchige Unterbrechung liegt nicht vor (lediglich zwei Wochen und 
dann immer nur dreitägige Unterbrechung).  
Für die Tätigkeit an der Baustelle in H beginnt die Dreimonatsfrist hingegen erst am 1. Mai 
01, da A dort erst ab diesem Tag an drei Tagen wöchentlich tätig wird. 
 
Beispiel 41 
Der Außendienstmitarbeiter A wohnt in K und hat am Betriebssitz seines Arbeitgebers in S 
seine erste Tätigkeitsstätte (arbeitsrechtliche Zuordnung durch den Arbeitgeber). A sucht 
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bis zwei Stunden auf seinen Außendienst vor. Von ca. 10.00 Uhr bis 16.30 Uhr sucht er dann 
verschiedene Kunden im Großraum K auf. Anschließend fährt er nochmals in die Filiale in K, 
um Nacharbeiten zu erledigen. 
Bei dem arbeitstäglichen Vor- und Nachbereiten der Außendiensttätigkeit in der Filiale in K 
handelt es sich um eine längerfristige berufliche Auswärtstätigkeit an derselben Tätig-
keitsstätte; für die berufliche Tätigkeit an dieser Tätigkeitsstätte können nach Ablauf von drei 
Monaten daher keine Verpflegungspauschalen mehr beansprucht werden. Für die restliche 
eintägige berufliche Auswärtstätigkeit bei den verschiedenen Kunden im Großraum K gilt 
dies nicht. Die Tätigkeitszeit in der Filiale in K kann für die Ermittlung der erforderlichen 
Mindestabwesenheitszeit von mehr als 8 Stunden nach Ablauf von 3 Monaten nicht mehr 
berücksichtigt werden, sondern ist abzuziehen. Ab dem vierten Monat kommt es für die 
Ermittlung der Abwesenheitszeiten der eintägigen Auswärtstätigkeit daher jeweils auf die 
Dauer der Abwesenheit von der Wohnung, abzüglich der Tätigkeitszeit(en) in der Filiale in K 
an. 
 


56 Bei beruflichen Tätigkeiten auf mobilen, nicht ortsfesten betrieblichen Einrichtungen wie 
z. B. Fahrzeugen, Flugzeugen, Schiffen findet die Dreimonatsfrist keine Anwendung. 
Entsprechendes gilt für eine Tätigkeit in einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet. 


 
57 Die Regelungen zu den Verpflegungspauschalen sowie die Dreimonatsfrist gelten auch bei 


einer doppelten Haushaltsführung (§ 9 Absatz 4a Satz 12 EStG). 
 


c)  Pauschalbesteuerung, § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG 


 
58 Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 25 % erheben, wenn 


dem Arbeitnehmer anlässlich einer Auswärtstätigkeit i. S. v. § 9 Absatz 4a Satz 3, 5 und 6 
EStG Vergütungen für Verpflegungsmehraufwendungen gezahlt werden, soweit diese die 
dem Arbeitnehmer zustehenden Verpflegungspauschalen ohne Anwendung der 
Kürzungsregelung nach § 9 Absatz 4a Satz 8 bis 10 EStG um nicht mehr als 100 % 
übersteigen. 
 


59 Soweit nach Ablauf der Dreimonatsfrist eine steuerfreie Erstattung von Verpflegungsmehr-
aufwendungen nicht mehr möglich ist, kommt eine Pauschalbesteuerung nach § 40 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 EStG nicht in Betracht. 
 
Beispiel 42 
Der Arbeitnehmer A erhält während einer ununterbrochenen viermonatigen Auswärtstätigkeit 
von seinem Arbeitgeber Vergütungen für Verpflegungsmehraufwendungen in Höhe von 56 € 
für jeden vollen Kalendertag. Für An- und Abreisetage reduziert sich diese Vergütung auf 
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Unterkunft vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellt. 
In den ersten drei Monaten ist die Verpflegungspauschale für die vollen Kalendertage in 
Höhe von 28 € und für die An- und Abreisetage jeweils in Höhe von 14 € steuerfrei. Der 
Mehrbetrag von 28 € bzw. 14 € kann mit 25 % pauschal versteuert werden. Ab dem vierten 
Monat sind die vom Arbeitgeber gezahlten Verpflegungsvergütungen von täglich 56 € bzw. 28 
€ wegen des Ablaufs der Dreimonatsfrist in voller Höhe als Arbeitslohn individuell zu 
versteuern.  
 


60 Für Verpflegungszuschüsse, die während einer doppelten Haushaltsführung gezahlt werden 
(§ 9 Absatz 4a Satz 12 EStG), ist die Pauschalbesteuerung nach § 40 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 EStG nicht zulässig. 


 


3. Vereinfachung der steuerlichen Erfassung der vom Arbeitgeber zur Verfügung 
gestellten Mahlzeiten während einer auswärtigen Tätigkeit  
 


a) Bewertung und Besteuerungsverzicht bei üblichen Mahlzeiten, § 8 Absatz 2 
Satz 8 und 9 EStG 


 
61 Eine vom Arbeitgeber während einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit zur Verfügung 


gestellte „übliche“ Mahlzeit wird mit dem amtlichen Sachbezugswert nach § 2 der Sozialver-
sicherungsentgeltverordnung bewertet. Entsprechendes gilt für die bei einer beruflich 
veranlassten doppelten Haushaltsführung vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten 
„üblichen“ Mahlzeiten. Als „üblich“ gilt eine Mahlzeit, deren Preis 60 € nicht übersteigt (§ 8 
Absatz 2 Satz 8 EStG). Hierbei sind auch die zur Mahlzeit eingenommenen Getränke 
einzubeziehen. Die Preisgrenze von 60 € gilt unabhängig davon, ob die Mahlzeit im 
Inland oder im Ausland zur Verfügung gestellt wird. 
 


62 Mahlzeiten mit einem Preis von über 60 € dürfen nicht mit dem amtlichen Sachbezugswert 
bewertet werden. Bei einer solchen Mahlzeit wird typisierend unterstellt, dass es sich um ein 
„Belohnungsessen“ (R 8.1 Absatz 8 Nummer 2 LStR 2015) handelt. Belohnungsessen sind 
mit dem tatsächlichen Preis als Arbeitslohn (§ 8 Absatz 2 Satz 1 EStG) anzusetzen. 
 


63 Für die Prüfung der 60 €-Grenze kommt es auf den Preis der Mahlzeit (einschließlich 
Umsatzsteuer) an, den der Dritte dem Arbeitgeber in Rechnung stellt. Zuzahlungen des 
Arbeitnehmers sind bei der Prüfung der 60 €-Grenze nicht zu berücksichtigen. Ist der Preis 
der Mahlzeit in einem Gesamtpreis z. B. einer Fortbildungsveranstaltung enthalten und 
in der Rechnung eines Dritten nicht beziffert, ist nach dem Gesamtbild der Verhältnisse im 
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EStG gehandelt hat oder ob ein höherer Wert der Mahlzeit als 60 € anzunehmen ist. 
 


64 Die für eine unmittelbar vom Arbeitgeber abgegebene Mahlzeit maßgeblichen Grundsätze 
gelten auch, wenn eine Mahlzeit auf Veranlassung des Arbeitgebers von einem Dritten an den 
Arbeitnehmer abgegeben wird. Die Gestellung einer Mahlzeit ist vom Arbeitgeber veranlasst, 
wenn er Tag und Ort der Mahlzeitengestellung bestimmt. Das ist insbesondere dann der Fall, 
wenn 


• er die Verpflegungskosten im Hinblick auf die beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit 
des Arbeitnehmers dienst- oder arbeitsrechtlich erstattet und 


• die Rechnung auf den Arbeitgeber ausgestellt ist oder es sich um eine 
Kleinbetragsrechnung i. S. d. § 14 UStG i. V. m. § 33 UStDV handelt, die als Beleg 
zur Buchführung des Arbeitgebers vorliegt oder vorgelegen hat und gesichert 
wurde. 
 


65 Zu den vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Mahlzeiten (Rz. 73 ff.) gehören auch die  
z. B. im Flugzeug, im Zug oder auf einem Schiff im Zusammenhang mit der Beförderung 
unentgeltlich angebotenen Mahlzeiten, sofern die Rechnung für das Beförderungsticket auf 
den Arbeitgeber ausgestellt ist und von diesem dienst- oder arbeitsrechtlich erstattet wird. Die 
Verpflegung muss dabei nicht offen auf der Rechnung ausgewiesen werden. Lediglich dann, 
wenn z. B. anhand des gewählten Beförderungstarifs feststeht, dass es sich um eine reine 
Beförderungsleistung handelt, bei der keine Mahlzeiten unentgeltlich angeboten werden, liegt 
keine Mahlzeitengestellung vor. 
 


66 Die steuerliche Erfassung einer solchen üblichen Mahlzeit als Arbeitslohn ist ausgeschlossen, 
wenn der Arbeitnehmer für die betreffende Auswärtstätigkeit dem Grunde nach eine Ver-
pflegungspauschale i. S. d. § 9 Absatz 4a EStG als Werbungskosten geltend machen könnte. 
Auf die Höhe der tatsächlich als Werbungskosten anzusetzenden Verpflegungspauschale 
kommt es nicht an. Ebenso ist eine mögliche Kürzung des Werbungskostenabzugs nach § 9 
Absatz 4a Satz 8 ff. EStG wegen der Gestellung einer Mahlzeit unerheblich.  
 


67 Im Ergebnis unterbleibt die Erfassung der mit dem Sachbezugswert bewerteten Mahlzeit 
bereits immer dann, wenn der Arbeitnehmer anlässlich einer beruflich veranlassten Aus-
wärtstätigkeit eine Verpflegungspauschale beanspruchen kann, weil er innerhalb der 
Dreimonatsfrist nach § 9 Absatz 4a Satz 6 EStG nachweislich mehr als acht Stunden von 
seiner Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist oder eine mehrtägige Aus-
wärtstätigkeit mit Übernachtung vorliegt. Nach Ablauf der Dreimonatsfrist ist die Gestellung 
einer Mahlzeit grundsätzlich als Arbeitslohn zu erfassen. 
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Der Arbeitnehmer A nimmt auf Veranlassung seines Arbeitgebers an einem zweitägigen 
Seminar mit Übernachtung teil. Die Hotelrechnung ist auf den Arbeitgeber ausgestellt. Der 
Arbeitgeber erstattet die vom Arbeitnehmer verauslagten Übernachtungskosten von 100 € 
incl. 20 € für ein Frühstück mit der Reisekostenabrechnung des Arbeitnehmers. Die auf den 
Arbeitgeber ausgestellte Rechnung des Seminarveranstalters hat der Arbeitgeber unmittelbar 
bezahlt. Darin enthalten ist für beide Seminartage jeweils ein für derartige Veranstaltungen 
typisches Mittagessen, dessen Preis in der Rechnung nicht gesondert ausgewiesen ist. 
Der Arbeitnehmer A erhält sowohl das Frühstück als auch die beiden Mittagessen auf Veran-
lassung seines Arbeitgebers. Für den An- und den Abreisetag steht ihm grundsätzlich jeweils 
eine Verpflegungspauschale i. H. v. 14 € zu.  
Obgleich der Preis der Mittagessen in der Rechnung des Seminarveranstalters nicht beziffert 
ist, kann aufgrund der Art und Durchführung der Seminarveranstaltung von einer üblichen 
Beköstigung ausgegangen werden, deren Preis 60 € nicht übersteigt. Die Mahlzeiten sind 
daher nicht als Arbeitslohn zu erfassen und die Verpflegungspauschale des Arbeitnehmers im 
Hinblick auf die zur Verfügung gestellten Mahlzeiten nach § 9 Absatz 4a Satz 8 EStG zu 
kürzen (vgl. Rz. 73 ff.). 
 


68 Eine vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten abgegebene Mahlzeit 
mit einem höheren Preis als 60 € ist stets als Arbeitslohn zu erfassen. Das gilt auch dann, 
wenn der Preis der Mahlzeit zwar nicht offen in Rechnung gestellt, nach dem Gesamtbild der 
Umstände aber als unüblich i. S. d. § 8 Absatz 2 Satz 8 EStG anzusehen ist und ein Wert der 
Mahlzeit von mehr als 60 € unterstellt werden kann. Im Zweifel ist der Wert der Mahlzeit zu 
schätzen. Eine unübliche Mahlzeit ist als Arbeitslohn zu erfassen, unabhängig davon, ob der 
Arbeitnehmer für die betreffende Auswärtstätigkeit eine Verpflegungspauschale als 
Werbungskosten geltend machen kann.  
 
Beispiel 44 
Der Arbeitnehmer A nimmt im Auftrag seines Arbeitgebers an einer eintägigen Podiums-
diskussion mit anschließender Abendveranstaltung teil. Die auf den Arbeitgeber ausgestellte 
Rechnung des Veranstalters hat der Arbeitgeber unmittelbar bezahlt. Darin enthalten sind die 
Kosten für ein Galadinner, das mit 80 € separat ausgewiesen ist. Der Arbeitnehmer ist mehr 
als acht Stunden von seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte abwesend. Der 
Arbeitnehmer erhält das Galadinner vom Veranstalter der Podiumsdiskussion auf Veran-
lassung seines Arbeitgebers. Angesichts der Kosten von mehr als 60 € ist von einem 
Belohnungsessen auszugehen (unübliche Beköstigung gemäß § 8 Absatz 2 Satz 8 EStG), so 
dass die dafür berechneten 80 € als Arbeitslohn anzusetzen sind. Der Arbeitnehmer kann als 
Werbungskosten eine ungekürzte Verpflegungspauschale i. H. v. 14 € geltend machen. 
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69 Der Ansatz einer nach § 8 Absatz 2 Satz 8 EStG mit dem amtlichen Sachbezugswert bewer-
teten Mahlzeit als Arbeitslohn setzt voraus, dass es sich um eine übliche Mahlzeit handelt und 
der Arbeitnehmer keine Verpflegungspauschale beanspruchen kann; dies liegt regelmäßig 
vor, wenn er nicht mehr als acht Stunden außerhalb seiner Wohnung und seiner ersten Tätig-
keitsstätte beruflich tätig ist oder die Dreimonatsfrist nach § 9 Absatz 4a Satz 6 EStG über-
schritten ist.  
 


70 Zahlt der Arbeitnehmer in diesen Fällen ein Entgelt für die erhaltene Mahlzeit, mindert dieses 
Entgelt den steuerpflichtigen geldwerten Vorteil. Es ist nicht zu beanstanden, wenn der 
Arbeitgeber ein vereinbartes Entgelt für die Mahlzeit im Rahmen der Lohnabrechnung 
unmittelbar aus dem Nettoentgelt des Arbeitnehmers entnimmt. Übersteigt das vom Arbeit-
nehmer gezahlte Entgelt den maßgebenden Sachbezugswert oder entspricht es dem Sach-
bezugswert, verbleibt kein steuerpflichtiger geldwerter Vorteil. Der den Sachbezugswert 
übersteigende Betrag darf nicht als Werbungskosten abgezogen werden. 


 
71 Gleiches gilt, wenn der Arbeitnehmer bei der Gestellung einer Mahlzeit auf Veranlassung des 


Arbeitgebers ein zuvor vereinbartes Entgelt unmittelbar an den Dritten entrichtet. Es muss 
sich hierbei aber um ein Entgelt des Arbeitnehmers handeln. Wird das vom Dritten in 
Rechnung gestellte Entgelt zunächst vom Arbeitnehmer verauslagt und diesem anschließend 
vom Arbeitgeber erstattet, handelt es sich nicht um ein Entgelt des Arbeitnehmers. Das gilt 
insbesondere für den auf den Arbeitgeber ausgestellten Rechnungsbetrag. 
 
Beispiel 45 
Der Arbeitnehmer A nimmt auf Veranlassung seines Arbeitgebers an einem zweitägigen 
Seminar mit Übernachtung teil. Die auf den Arbeitgeber ausgestellte Hotelrechnung von 
100 € incl. 20 € für ein Frühstück wird zunächst vom Arbeitnehmer bezahlt. Der Arbeitgeber 
erstattet dem Arbeitnehmer die Übernachtungskosten incl. Frühstück mit der 
Reisekostenabrechnung.  
Im Hinblick auf die Rechnungsstellung und spätere Erstattung der Auslagen durch den 
Arbeitgeber handelt es sich bei dem in der Hotelrechnung für das Frühstück enthaltenen 
Kostenanteil nicht um ein Entgelt des Arbeitnehmers. Da es sich bei den zur Verfügung 
gestellten Mahlzeiten um übliche Mahlzeiten handelt, sind diese nicht als Arbeitslohn zu 
erfassen; beim Werbungskostenabzug des Arbeitnehmers sind die Verpflegungspauschalen 
entsprechend zu kürzen (für den zweiten Tag zustehende Verpflegungspauschale um 5,60 €). 
 
Beispiel 46 
Der Arbeitnehmer A wird für sechs Monate von seinem Arbeitgeber an einen Tochterbetrieb 
im Inland entsandt. Für die Zeit der Entsendung übernachtet der Arbeitnehmer während der 
Woche in einem Hotel in der Nähe des Tochterbetriebs. Das Hotel stellt dem Arbeitgeber pro 
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zunächst verauslagt und dann im Rahmen der Reisekostenabrechnung von seinem Arbeit-
geber erstattet erhält. Es liegt eine beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit vor. Der Arbeit-
nehmer erhält das Frühstück jeweils auf Veranlassung seines Arbeitgebers. 
Für die ersten drei Monate der Auswärtstätigkeit stehen dem Arbeitnehmer arbeitstäglich 
Verpflegungspauschalen zu. Da es sich bei den zur Verfügung gestellten Mahlzeiten um 
übliche Mahlzeiten handelt, sind diese nicht als Arbeitslohn zu erfassen und beim 
Werbungskostenabzug des Arbeitnehmers die Verpflegungspauschalen entsprechend zu 
kürzen. 
Ab dem vierten Monat der Auswärtstätigkeit stehen dem Arbeitnehmer keine Verpflegungs-
pauschalen mehr zu. Das Frühstück ist jeweils mit dem amtlichen Sachbezugswert als 
Arbeitslohn zu erfassen, der nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG pauschal besteuert 
(vgl. dazu Rz. 94 ff.) werden kann. 
 
Abwandlung 
Sachverhalt wie voriges Beispiel. Allerdings zahlt der Arbeitnehmer A für das Frühstück 
jeweils 3 €. 
Das vom Arbeitnehmer A für das Frühstück gezahlte Entgelt ist ab dem vierten Monat auf den 
Sachbezugswert anzurechnen. Da das Entgelt höher ist als der Sachbezugswert, unterbleibt 
eine Besteuerung als Arbeitslohn. Der den Sachbezugswert übersteigende Betrag darf nicht 
als Werbungskosten abgezogen werden. 
 


72 Die Vorteile aus der Teilnahme des Arbeitnehmers an einer geschäftlich veranlassten Bewir-
tung i. S. d. § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 EStG gehören nicht zum Arbeitslohn (R 8.1 
Absatz 8 Nummer 1 LStR 2015). Entsprechendes gilt für die im ganz überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers abgegebenen Mahlzeiten. Hierzu gehören insbe-
sondere die Teilnahme an einem Arbeitsessen (R 19.6 Absatz 2 Satz 2 LStR 2015) sowie die 
bei einer üblichen Betriebsveranstaltung (§ 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a EStG) 
abgegebenen Mahlzeiten. 


 


b) Kürzung der Verpflegungspauschalen, § 9 Absatz 4a Satz 8 bis 10 EStG 


aa)  Kürzung bei Mahlzeitengestellung 


 
73 Der Arbeitnehmer kann für ihm tatsächlich entstandene Mehraufwendungen für Verpflegung 


auf Grund einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit Verpflegungspauschalen als 
Werbungskosten ansetzen oder in entsprechender Höhe einen steuerfreien Arbeitgeberersatz 
erhalten. Die Höhe der Verpflegungspauschalen ist nach der Abwesenheitszeit des 
Arbeitnehmers von seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte gestaffelt. Das 
Merkmal „tatsächlich entstandene“ Mehraufwendungen bringt dabei zum Ausdruck, dass die 
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während seiner beruflichen Auswärtstätigkeit durch den Arbeitgeber „verpflegt“ wird. Eine 
Prüfungspflicht hinsichtlich der Höhe der tatsächlich entstandenen Aufwendungen besteht 
nicht. Wird dem Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von 
einem Dritten eine Mahlzeit zur Verfügung gestellt, wird der Werbungskostenabzug 
tageweise gekürzt, und zwar  


• um 20 % für ein Frühstück und 
• um jeweils 40 % für ein Mittag- und Abendessen  


der für die 24-stündige Abwesenheit geltenden höchsten Verpflegungspauschale. Das ent-
spricht für Auswärtstätigkeiten im Inland einer Kürzung der jeweils zustehenden Verpfle-
gungspauschale um 5,60 € für ein Frühstück und jeweils 11,20 € für ein Mittag- und 
Abendessen. Diese typisierende, pauschale Kürzung der Verpflegungspauschale ist 
tagesbezogen und maximal bis auf 0 € vorzunehmen. 
 


74  Eine Mahlzeit, die zur Kürzung der Verpflegungspauschale führt, kann auch ein vom 
Arbeitgeber zur Verfügung gestellter Imbiss z. B. belegte Brötchen, Kuchen und Obst sein. 
Die z. B. auf Flügen gereichten kleinen Tüten mit Chips, Salzgebäck, Schokowaffeln, 
Müsliriegel oder bei anderen Anlässen zur Verfügung gestellte vergleichbare 
Knabbereien und unbelegte Backwaren (BFH-Urteil vom 3. Juli 2019, VI R 36/17, BStBl 
II 2020 S. XXX) erfüllen nicht die Kriterien für eine Mahlzeit. Sie führen zu keiner 
Kürzung der Pauschalen. Eine feste zeitliche Grenze für die Frage, ob ein Frühstück, 
Mittag- oder Abendessen zur Verfügung gestellt wird, gibt es nicht. Maßstab für die 
Einordnung ist vielmehr, ob die zur Verfügung gestellte Verpflegung an die Stelle einer der 
genannten Mahlzeiten tritt, welche üblicherweise zu der entsprechenden Zeit eingenommen 
wird.  
 


75 Ob die vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Mahlzeit vom Arbeitnehmer tatsächlich 
eingenommen wird oder die Aufwendungen für die vom Arbeitgeber gestellte Mahlzeit 
niedriger sind als der jeweilige pauschale Kürzungsbetrag, ist für die Kürzung der 
Verpflegungspauschalen unbeachtlich. Das Zurverfügungstellen einer Mahlzeit durch 
den Arbeitgeber (oder auf dessen Veranlassung durch einen Dritten) i. S. von § 9 
Absatz 4a Satz 8 EStG erfordert nicht, dass der Arbeitnehmer die Mahlzeit auch 
tatsächlich einnimmt. Aus welchen Gründen der Arbeitnehmer eine ihm von seinem 
Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Mahlzeit nicht einnimmt, ist insoweit ebenfalls 
unerheblich (BFH-Urteil vom 7. Juli 2020 - VI R 16/18, BStBl II S. XXX). Die gesetzlich 
vorgeschriebene pauschale Kürzung unterbleibt nur, wenn der Arbeitgeber keine Mahlzeit 
zur Verfügung stellt, z. B. weil er die entsprechende Mahlzeit abbestellt oder der Arbeit-
nehmer die Mahlzeit selbst veranlasst und bezahlt.  
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Der Arbeitnehmer A ist von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr auswärts bei verschiedenen Kunden 
beruflich tätig. In der Mittagspause kauft er sich eine Pizza und ein Wasser für 8 €. 
Da A anlässlich einer eintägigen beruflichen Auswärtstätigkeit mehr als acht Stunden von 
seiner Wohnung abwesend ist, könnte er eine Verpflegungspauschale von 14 € beanspruchen. 
Würde A die Rechnung für die mittags verzehrte Pizza und das Wasser seinem Arbeitgeber 
vorlegen und von diesem erstattet bekommen, könnte A neben 8 € Erstattungsbetrag nur noch 
eine gekürzte Verpflegungspauschale von 2,80 € (14 € -11,20 €) beanspruchen. 
 


76 Bei der Hingabe von Essenmarken durch den Arbeitgeber im Rahmen einer beruflichen 
Auswärtstätigkeit des Arbeitnehmers, handelt es sich innerhalb der Dreimonatsfrist 
nicht um eine vom Arbeitgeber gestellte Mahlzeit, sondern lediglich um eine 
Verbilligung der vom Arbeitnehmer selbst veranlassten und bezahlten Mahlzeit.  
Nach Ablauf der Dreimonatsfrist sind die an diese Arbeitnehmer ausgegebenen 
Essenmarken (Essensgutscheine, Restaurantschecks) abweichend von R 8.1 Absatz 7 
Nummer 4 Buchstabe a Satz 1 Doppelbuchstabe dd LStR 2015 mit dem maßgebenden 
Sachbezugswert zu bewerten. Der Ansatz des Sachbezugswerts setzt voraus, dass die 
übrigen Voraussetzungen der R 8.1 Absatz 7 Nummer 4 Buchstabe a LStR 2015 
vorliegen. 


  
 Beispiel 48 


Der Arbeitnehmer A ist auf einer dreitägigen Auswärtstätigkeit. Der Arbeitgeber hat für den 
Arbeitnehmer in einem Hotel zwei Übernachtungen jeweils mit Frühstück sowie am 
Zwischentag ein Mittag- und ein Abendessen gebucht und bezahlt. Der Arbeitnehmer A erhält 
vom Arbeitgeber keine weiteren Reisekostenerstattungen. 
Der Arbeitgeber hat keinen geldwerten Vorteil für die Mahlzeiten zu versteuern. Der Arbeit-
nehmer kann für die Auswärtstätigkeit folgende Verpflegungspauschalen als Werbungskosten 
geltend machen: 
 


 Anreisetag:                                                            14,00 € 


 Zwischentag:                         28,00 € 


 Kürzung: Frühstück        - 5,60 € 


  Mittagessen     - 11,20 € 


  Abendessen     - 11,20 €  


 verbleiben für Zwischentag                                   0,00 € 


 Abreisetag:                       14,00 € 


 Kürzung: Frühstück       - 5,60 € 


 verbleiben für den Abreisetag                               8,40 € 
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Beispiel 49 
Der Werbegrafiker W arbeitet von 10.00 Uhr bis 20.00 Uhr in seinem Büro in B (erste 
Tätigkeitsstätte), anschließend fährt er noch zu einem Geschäftstermin in C. Der Termin 
erstreckt sich bis 3.00 Uhr des Folgetags. W kehrt um 4.30 Uhr in seine Wohnung zurück. Zu 
Beginn des Geschäftstermins nimmt W an einem Abendessen teil, welches vom Arbeitgeber 
des W bestellt und bezahlt wird. 
W ist bei seiner beruflichen Tätigkeit mehr als acht Stunden auswärts tätig. Dass sich diese 
Abwesenheit über zwei Kalendertage ohne Übernachtung erstreckt, ist unschädlich. Die 
Abwesenheitszeiten werden zusammengerechnet und dem zweiten Kalendertag zugeordnet, da 
an diesem Tag der überwiegende Teil der Abwesenheit stattgefunden hat. Die 
Verpflegungspauschale von 14 € für die berufliche Abwesenheit von mehr als acht Stunden 
über Nacht ist allerdings um 11,20 € zu kürzen; dass die Mahlzeit am ersten Tag vom 
Arbeitgeber gestellt wird und die Verpflegungspauschale dem Folgetag (Tag an dem die 
Auswärtstätigkeit endet) zuzuordnen ist, ist dabei unbeachtlich; dem Arbeitnehmer wird im 
Zusammenhang mit der beruflichen Auswärtstätigkeit, für die er die Verpflegungspauschale 
beanspruchen kann, eine Mahlzeit vom Arbeitgeber gestellt. 
 


bb)  Kürzung bei teilweiser Kostenerstattung 


 
77 Eine Kürzung der Verpflegungspauschalen ist auch dann vorzunehmen, wenn der 


Arbeitgeber die dem Arbeitnehmer zustehende Reisekostenvergütung lediglich gekürzt 
ausbezahlt. Nur ein für die Gestellung der Mahlzeit vereinbartes und vom Arbeitnehmer 
tatsächlich gezahltes Entgelt mindert den Kürzungsbetrag. Es ist hierbei nicht zu beanstanden, 
wenn der Arbeitgeber das für die Mahlzeit vereinbarte Entgelt unmittelbar aus dem Nettolohn 
des Arbeitnehmers entnimmt. Gleiches gilt, wenn der Arbeitgeber das Entgelt mit der dem 
Arbeitnehmer dienst- oder arbeitsrechtlich zustehenden Reisekostenerstattung verrechnet.  
 
Beispiel 50 
Der Arbeitnehmer A ist auf einer dreitägigen Auswärtstätigkeit. Der Arbeitgeber hat für den 
Arbeitnehmer A in einem Hotel zwei Übernachtungen jeweils mit Frühstück sowie am 
Zwischentag ein Mittag- und ein Abendessen gebucht und bezahlt. Zusätzlich möchte der 
Arbeitgeber eine steuerfreie Reisekostenerstattung zahlen. Für die vom Arbeitgeber 
veranlassten und bezahlten Mahlzeiten soll jeweils der geltende Sachbezugswert (2020: 
Frühstück jeweils 1,80 € und Mittag-/Abendessen jeweils 3,40 €) einbehalten werden. 
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geber kann für die Auswärtstätigkeit höchstens noch folgende Beträge zusätzlich für die Ver-
pflegung steuerfrei auszahlen: 


  


 Anreisetag:                                                            14,00 € 


 Zwischentag:                         28,00 € 


 Kürzung: Frühstück       - 5,60 € 


  Mittagessen     - 11,20 € 


  Abendessen      - 11,20 € 


 verbleiben für Zwischentag                                   0,00 € 


 Abreisetag:                            14,00 € 


 Kürzung: Frühstück        - 5,60 € 


 verbleiben für den Abreisetag                               8,40 € 


 Insgesamt steuerfrei auszahlbar                         22,40 € 


 
Zahlt der Arbeitgeber angesichts der Mahlzeitengestellung nur eine (z. B. um die amtlichen 
Sachbezugswerte für zwei Frühstücke je 1,80 €, ein Mittagessen je 3,40 € und ein Abendessen 
je 3,40 € zusammen also um 10,40 €) gekürzte steuerfreie Reisekostenerstattung von 12,00 € 
an seinen Arbeitnehmer, kann der Arbeitnehmer die Differenz von 10,40 € als 
Werbungskosten geltend machen. In diesem Fall hat der Arbeitnehmer einen 
arbeitsrechtlichen Anspruch (nur) auf eine gekürzte Reisekostenerstattung.  
 


 Anreisetag:                                                           14,00 € 


 Zwischentag:                         28,00 € 


 Kürzung: Frühstück       - 5,60 € 


  Mittagessen     - 11,20 € 


  Abendessen     - 11,20 € 


 verbleiben für Zwischentag                                   0,00 € 


 Abreisetag:                            14,00 € 


 Kürzung: Frühstück        - 5,60 € 


 verbleiben für den Abreisetag                              8,40 € 


 Insgesamt Verpflegungspauschalen                   22,40 € 
 abzüglich steuerfreie Reisekostenerstattung   - 12,00 € 
 verbleiben als Werbungskosten                         10,40 € 
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B. von den ungekürzten Verpflegungspauschalen (14,00 € + 28,00 € + 14,00 € = 56 €) ein und 
zahlt nur eine gekürzte Reisekostenerstattung von 45,60 € (56,00 € - 10,40 €) an den 
Arbeitnehmer, können ebenfalls höchstens 22,40 € steuerfrei erstattet werden. Der darüber 
hinausgehende, vom Arbeitgeber ausgezahlte Betrag von 23,20 € (= 45,60 € - 22,40 €) ist 
pauschal (nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG höchstens bis zu 56,00 €) oder 
individuell zu besteuern. 
 
Zahlt der Arbeitgeber eine ungekürzte steuerfreie Reisekostenerstattung von 22,40 €, zieht 
hiervon aber im Wege der Verrechnung ein Entgelt für die gestellten Mahlzeiten in Höhe der 
amtlichen Sachbezugswerte (1,80 € + 3,40 € + 3,40 € + 1,80 € = 10,40 €) ab, ist die Kürzung 
der steuerlichen Verpflegungspauschalen um die verrechneten Entgelte zu kürzen, im 
Gegenzug aber die steuerfreie Reisekostenerstattung von 22,40 € von den steuerlichen 
Pauschalen abzuziehen. Zwar erhält der Arbeitnehmer nur 12,00 € vom Arbeitgeber 
ausgezahlt, dies ist aber wirtschaftlich die Differenz aus 22,40 € steuerfreie 
Reisekostenerstattung und 10,40 € Entgelt für die gestellten Mahlzeiten. In diesem Fall hat 
der Arbeitnehmer einen arbeitsrechtlichen Anspruch auf eine ungekürzte steuerfreie 
Reisekostenerstattung, die der Arbeitgeber aber im Rahmen der Erfüllung dieses 
Erstattungsanspruchs mit seinem Anspruch auf das für die Mahlzeiten vereinbarte Entgelt 
aufrechnet. Die arbeitgeberinterne Verrechnung ändert nicht den wirtschaftlichen Charakter 
oder die Anspruchsgrundlage der Reisekostenerstattung.  
 


 Anreisetag:                                                                               14,00 € 


 Zwischentag:                     28,00 € 


 Kürzung:       Frühstück           - 3,80 € (5,60 € - 1,80 €) 


                       Mittagessen        - 7,80 € (11,20 € - 3,40 €) 


                       Abendessen        - 7,80 € (11,20 € - 3,40 €) 


 verbleiben für den Zwischentag                                                8,60 € 


 Abreisetag:                              14,00 € 


 Kürzung:       Frühstück         - 3,80 € (5,60 € - 1,80 €) 


 verbleiben für den Abreisetag                                                10,20 € 


 Insgesamt Verpflegungspauschalen                                      32,80 € 


 abzüglich steuerfreie Reisekostenerstattung                      -  22,40 € 


 verbleiben als Werbungskosten                                            10,40 € 
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für die Mahlzeiten vereinbarte Entgelt in Höhe der Sachbezugswerte im Wege der Ver-
rechnung ab (56,00 € - 10,40 € = 45,60 €), ändert dies nichts an der Berechnung der dem 
Arbeitnehmer steuerlich zustehenden Verpflegungspauschalen. In diesem Fall können 
ebenfalls 32,80 € steuerfrei erstattet werden. Der darüber hinausgehende, dem Arbeitnehmer 
arbeitsrechtlich zustehende Erstattungsbetrag von 23,20 € (= 56,00 € - 32,80 €) ist pauschal 
(nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG höchstens bis zu 56,00 €) oder individuell zu 
besteuern. 
 
Abwandlung 1 
Wie Beispiel 50 Ausgangsfall, allerdings zahlt der Arbeitnehmer A für das Frühstück je 6 € 
und für das Mittag- und das Abendessen je 7 €. 
 


 Anreisetag:                                                                               14,00 € 


 Zwischentag:                          28,00 € 


 Kürzung:       Frühstück            - 0,00 € (5,60 € – 6,00 €) 


                       Mittagessen        - 4,20 € (11,20 € - 7,00 €) 


                       Abendessen        - 4,20 € (11,20 € - 7,00 €) 


 verbleiben für den Zwischentag                                                19,60 € 


 Abreisetag:                            14,00 € 


 Kürzung:       Frühstück           - 0,00 € (5,60 € - 6,00 €) 


 verbleiben für den Abreisetag                                                   14,00 €  


 Insgesamt steuerfrei auszahlbar                                               47,60 € 


 
Abwandlung 2 
Sachverhalt wie Beispiel 50 Ausgangsfall, allerdings zahlt der Arbeitnehmer für die volle 
Verpflegung am Zwischentag pauschal 19,00 €. 
 


 Anreisetag:                                                                            14,00 € 


 Zwischentag:                                          28,00 € 


 Kürzung:  Tagesverpflegung  
(28 € - 19 €)                               - 9,00 € 


 verbleiben für den Zwischentag                                           19,00 € 


 Abreisetag:                                            14,00 € 


 Kürzung: Frühstück                             - 5,60 € 


 verbleiben für den Abreisetag                                               8,40 € 
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Beispiel 51 
Der Arbeitnehmer ist während einer eintägigen Auswärtstätigkeit von 5.00 bis 22.00 Uhr 
abwesend. Der Arbeitgeber stellt am Reisetag zwei Mahlzeiten (Mittag- und Abendessen) 
zur Verfügung. Für eintägige Auswärtstätigkeiten erstattet der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer einen Verpflegungsmehraufwand von 30,00 €. 
Aufgrund der Kürzung der Verpflegungspauschale verbleibt kein steuerfreier 
Reisekostenersatz für Verpflegungsmehraufwendungen. 
 
Verpflegungspauschale:     14,00 € 
Kürzung: Mittagessen - 11,20 € 


 Abendessen - 11,20 € 


verbleibt Verpflegungspauschale:      0,00 € 
 
Die Erstattung des Verpflegungsmehraufwands durch den Arbeitgeber ist in Höhe von 
30,00 € grundsätzlich steuerpflichtiger Arbeitslohn. Nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
EStG kann der Arbeitgeber einen Betrag von 14,00 € (100 % des in § 9 Absatz 4a Satz 3 
Nummer 2 EStG genannten Betrags) pauschal mit 25 % besteuern. Die verbleibenden 16,00 € 
(30,00 € abzüglich 14,00 €) sind nach den persönlichen Besteuerungsmerkmalen des 
Arbeitnehmers individuell zu besteuern. 
 


78 Zuzahlungen des Arbeitnehmers sind jeweils vom Kürzungsbetrag derjenigen Mahlzeit abzu-
ziehen, für die der Arbeitnehmer das Entgelt zahlt. Übersteigt das vom Arbeitnehmer für die 
Mahlzeit gezahlte Entgelt den Kürzungsbetrag, entfällt für diese Mahlzeit die Kürzung des 
Werbungskostenabzugs. Eine Verrechnung etwaiger Überzahlungen des Arbeitnehmers mit 
Kürzungsbeträgen für andere Mahlzeiten ist nicht zulässig.  
 
Beispiel 52 
Der Arbeitnehmer A ist auf einer dreitägigen Auswärtstätigkeit. Der Arbeitgeber hat für den 
Arbeitnehmer in einem Hotel zwei Übernachtungen jeweils mit Frühstück sowie am 
Zwischentag ein Mittag- und ein Abendessen gebucht und bezahlt. Der Arbeitnehmer A zahlt 
für das Mittag- und Abendessen je 12 €. 


 
Anreisetag:                14,00 € 


 Zwischentag:                          28,00 €  


 Kürzung:        Frühstück       - 5,60 €  


                       Mittagessen    - 0,00 € (11,20 € - 12,00 €) 


                       Abendessen    - 0,00 € (11,20 € - 12,00 €) 
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 Abreisetag:                           14,00 € 


 Kürzung:      Frühstück       - 5,60 € 


 verbleiben für den Abreisetag                                               8,40 € 


 Insgesamt Verpflegungspauschalen                                   44,80 € 


 
79 Die Kürzung der Verpflegungspauschale ist auch dann vorzunehmen, wenn der Arbeitgeber 


den amtlichen Sachbezugswert der Mahlzeit pauschal besteuert hat. 
 
Beispiel 53 
Der Arbeitnehmer A nimmt an einer eintägigen Fortbildungsveranstaltung teil. Der Arbeit-
geber hat für den Arbeitnehmer A auf dieser Fortbildungsveranstaltung ein Mittagessen 
gebucht und bezahlt. Der Arbeitgeber besteuert das Mittagessen nach § 40 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1a EStG pauschal, da er keine Aufzeichnungen über die Abwesenheit des Arbeit-
nehmers führt. Der Arbeitnehmer A erhält vom Arbeitgeber keine weiteren Reisekosten-
erstattungen. 
Der A kann anhand seiner Bahntickets gegenüber dem Finanzamt nachweisen, dass er für die 
Fortbildung insgesamt zehn Stunden von seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte 
abwesend war. Er kann für die Fortbildung folgende Verpflegungspauschalen als Werbungs-
kosten abziehen: 
 
 eintägige Auswärtstätigkeit:                               14,00 € 


Kürzung: 1x Mittagessen                                 - 11,20 € 


 verbleiben als Verpflegungspauschale:  2,80 € 


 
80 Erhält der Arbeitnehmer steuerfreie Erstattungen für Verpflegung vom Arbeitgeber, ist ein 


Werbungskostenabzug insoweit ausgeschlossen. 
 
Beispiel 54 
Der Arbeitnehmer A ist auf einer dreitägigen Auswärtstätigkeit. Der Arbeitgeber hat für den 
Arbeitnehmer in einem Hotel zwei Übernachtungen jeweils mit Frühstück sowie am 
Zwischentag ein Mittag- und ein Abendessen gebucht und bezahlt. Der Arbeitnehmer A erhält 
von seinem Arbeitgeber zusätzlich zu den zur Verfügung gestellten Mahlzeiten noch eine 
steuerfreie Reisekostenerstattung für Verpflegungsmehraufwendungen von 22,40 €. 
Der Arbeitgeber muss keinen geldwerten Vorteil für die Mahlzeiten versteuern. Der A kann 
für die Auswärtstätigkeit keine Verpflegungspauschalen als Werbungskosten geltend machen: 
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 Zwischentag:                         28,00 € 


 Kürzung: Frühstück       - 5,60 € 


  Mittagessen    - 11,20 € 


  Abendessen     - 11,20 € 


 verbleiben für Zwischentag                                  0,00 € 


 Abreisetag:                            14,00 € 


 Kürzung: Frühstück      - 5,60 € 


 verbleiben für den Abreisetag                              8,40 € 


 Insgesamt Verpflegungspauschalen                   22,40 € 


 abzüglich steuerfreie Reisekostenerstattung:  - 22,40 € 
 verbleiben als Werbungskosten:  0,00 € 
 


81 Verpflegungspauschalen sind immer zu kürzen, wenn dem Arbeitnehmer eine Mahlzeit von 
seinem Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten zur Verfügung gestellt 
wird (§ 9 Absatz 4a Satz 8 EStG).  


  
82 Die Verpflegungspauschale ist daher auch zu kürzen, wenn der Arbeitnehmer an einer 


geschäftlich veranlassten Bewirtung i. S. d. § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 EStG oder an 
einem außerhalb der ersten Tätigkeitsstätte gewährten Arbeitsessen (R 19.6 Absatz 2 Satz 2 
LStR 2015) teilnimmt und der Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung ein Dritter die 
Mahlzeit zur Verfügung stellt. Es kommt nicht darauf an, ob Vorteile aus der Gestellung 
derartiger Mahlzeiten zum Arbeitslohn zählen. 
 
Beispiel 55 
Unternehmer U trifft sich am Samstagabend mit einigen Vertretern der Zulieferfirma Z in 
einem Restaurant zum Essen, um mit diesen eine geschäftliche Kooperation zu erörtern. An 
dem Essen nehmen auch der Vertriebsleiter und der Leiter der Konstruktionsabteilung des U 
teil. Jeder Teilnehmer erhält ein Menü zum Preis von 55 € einschließlich Getränke. Die 
Mahlzeit am Samstagabend erhalten die Arbeitnehmer des U im Rahmen einer geschäftlich 
veranlassten Bewirtung; sie gehört nicht zum Arbeitslohn. Sofern bei den Arbeitnehmern des 
U die Voraussetzungen für eine Verpflegungspauschale erfüllt wären (z. B. weil sie mehr als 
acht Stunden abwesend waren oder weil sie nach dem Restaurantbesuch auswärtig über-
nachtet haben), wäre diese um 11,20 € zu kürzen. 
Für die Arbeitnehmer der Zulieferfirma Z handelt es sich ebenfalls um die Teilnahme an einer 
geschäftlich veranlassten Bewirtung, die auch für die Arbeitnehmer des Z keinen Arbeitslohn 
darstellt. Sofern die Arbeitnehmer des Z die Voraussetzungen für eine Verpflegungspauschale 
erfüllen, ist bei diesen keine Kürzung wegen der gestellten Mahlzeit vorzunehmen. Z selbst 
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Geschäftsbeziehungen zu Z zu knüpfen, ist das Merkmal: „ein Dritter auf Veranlassung des 
Arbeitgebers“ nicht gegeben. 
 


83 Nimmt der Arbeitnehmer hingegen an der geschäftlich veranlassten Bewirtung durch einen 
Dritten oder einem Arbeitsessen eines Dritten teil, fehlt es in aller Regel an einer durch den 
Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Mahlzeit; in diesem Fall sind die Verpflegungs-
pauschalen nicht zu kürzen.  


 
 Beispiel 56 


Der Mitarbeiter einer deutschen Gesellschaft nimmt an einer Vertriebsveranstaltung im 
Betriebssitz der italienischen Tochtergesellschaft teil (separate Firmierung). Die italienische 
Gesellschaft trägt sämtliche Kosten der Vertriebsveranstaltung (so z. B. Hotel, Essen, etc.).  
Die Verpflegungspauschalen des Arbeitnehmers der deutschen Gesellschaft sind nicht zu 
kürzen, weil ihm die Mahlzeiten nicht auf Veranlassung seines Arbeitgebers, sondern eines 
Dritten (der italienischen Tochtergesellschaft) zur Verfügung gestellt werden. 
 
Abwandlung 
Die italienische Tochtergesellschaft belastet der deutschen Gesellschaft die Kosten für den 
Arbeitnehmer weiter. 
In diesem Fall ist davon auszugehen, dass die dem Arbeitnehmer gestellten Mahlzeiten auf 
Veranlassung des Arbeitgebers erfolgen, was zur gesetzlich vorgeschriebenen Kürzung der 
Verpflegungspauschalen führt. 
 


84 Da die während einer herkömmlichen Betriebsveranstaltung (§ 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1a EStG) abgegebenen Mahlzeiten in aller Regel durch den Arbeitgeber veranlasst sind, 
gelten die in Rz. 90 dargestellten Grundsätze entsprechend, wenn die Betriebsveranstaltung 
mit einer beruflichen Auswärtstätigkeit verknüpft ist. 


  
85 Die durch eine zusätzlich zur Betriebsveranstaltung veranlasste berufliche Auswärtstätigkeit 


entstehenden Fahrt- und Übernachtungskosten sowie Verpflegungsmehraufwendungen sind 
Reisekosten und können als Werbungskosten berücksichtigt oder in entsprechender Höhe als 
steuerfreier Arbeitgeberersatz erstattet werden.  
Die dem Arbeitgeber unmittelbar durch die Betriebsveranstaltung entstehenden Fahrt- und 
Übernachtungskosten sowie Verpflegungsaufwendungen sind nach den für die 
Betriebsveranstaltung geltenden allgemeinen Grundsätzen steuerlich zu beurteilen. 
 


86 Die Kürzung der Verpflegungspauschalen unterbleibt insoweit, als Mahlzeiten vom Arbeit-
geber zur Verfügung gestellt werden, deren Preis 60 € übersteigt und die daher individuell zu 
versteuern sind. 







 
Seite 46  cc) Minderung des Kürzungsbetrags, § 9 Absatz 4a Satz 10 EStG  


 
87 Hat der Arbeitnehmer für die Mahlzeit ein Entgelt entrichtet, wird dieses Entgelt auf den 


Kürzungsbetrag angerechnet. Es kommt insoweit auf das tatsächlich entrichtete Entgelt an, 
nicht aber darauf, ob das Entgelt dem tatsächlichen Wert der Mahlzeit entsprochen oder der 
Arbeitnehmer die Mahlzeit verbilligt erhalten hat.  


 
88 Nimmt der Arbeitnehmer eine ihm vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Mahlzeit 


nicht ein, kann ihm der Arbeitgeber eine weitere gleichartige Mahlzeit nach den 
Grundsätzen der Rz. 63 und 70 zur Verfügung stellen (arbeitsrechtliche Erstattung und 
Belegvorlage beim Arbeitgeber). Für die Betrachtung der 60 €-Grenze (Rz. 61 ff) sind 
die Kosten beider Mahlzeiten zusammenzurechnen. Sofern der Arbeitnehmer für eine 
solche weitere vom Arbeitgeber gestellte Mahlzeit eine Zuzahlung zu leisten hat, kommt 
eine Minderung des Kürzungsbetrags nach den Grundsätzen der Rz. 73 ff in Betracht. 
 


89 Ein Werbungskostenabzug des Arbeitnehmers bei seiner Einkommensteuerveranlagung 
durch die Vorlage von Belegen für eine auf eigene Veranlassung eingenommene 
Verpflegung anstelle der vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Mahlzeit ist 
ausgeschlossen. Hier bleibt es bei der typisierenden Kürzung der steuerlichen 
Verpflegungspauschalen (§ 9 Absatz 4a Satz 8 EStG). 
 
Beispiel 57 
Arbeitnehmer A verschläft auf dem vom Arbeitgeber gebuchten Flug das Frühstück. Nach 
seiner Ankunft nimmt er ein Frühstück zum Preis von 16 € im Flughafenrestaurant ein. Er 
reicht die Frühstücksrechnung beim Arbeitgeber ein und erhält die Kosten in voller Höhe 
erstattet. Damit wird auch das zweite Frühstück vom Arbeitgeber gestellt. 
Die Verpflegungspauschale ist wie folgt zu berechnen: 


Anreisetag           14,00 € 


Kürzung für gestelltes Frühstück insgesamt                  - 5,60 € 


verbleibende steuerfreie Verpflegungspauschale       8,40 € 


 
Abwandlung 1 
A reicht die Frühstücksrechnung beim Arbeitgeber ein, der verlangt nun allerdings für das 
zweite Frühstück von A ein Entgelt in Höhe von 6 €. Der Arbeitgeber verrechnet die 
Kostenerstattung für das zweite Frühstück mit dem geforderten Entgelt und erstattet den 
übersteigenden Betrag von 10 €. 
Anreisetag          14,00 € 


Kürzung für gestelltes Frühstück               (5,60 € - 6,00 €)  - 0,00 € 


verbleibende steuerfreie Verpflegungspauschale              14,00 € 
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Abwandlung 2 
A reicht die Frühstücksrechnung beim Arbeitgeber ein, der verlangt nun für das zweite 
Frühstück von A ein Entgelt in Höhe von 16 €. Der Arbeitgeber verrechnet die 
Kostenerstattung für das zweite Frühstück mit dem geforderten Entgelt in gleicher Höhe. 


Anreisetag           14,00 € 


Kürzung für gestelltes Frühstück                     (5,60 € - 16,00 €) - 0,00 € 


verbleibende steuerfreie Verpflegungspauschale         14,00 € 


 
Beispiel 58 
Der Arbeitnehmer A nimmt an einer von seinem Arbeitgeber gebuchten eintägigen 
Fortbildungsveranstaltung von mehr als 8 Stunden Dauer teil. In der Tagungsgebühr ist 
ein Mittagessen zum Preis von 30 € enthalten. Der Arbeitnehmer A verzichtet auf die 
Einnahme dieses Essens und nimmt stattdessen in der Mittagspause in einem 
nahegelegenen Restaurant eine Mahlzeit zum Preis von 25 € ein, die ihm von seinem 
Arbeitgeber gegen Einreichung der Rechnung vollständig erstattet wird. 


Verpflegungspauschale        14,00 € 


Kürzung für gestelltes Mittagessen (zum Preis von insgesamt 55 €)  11,20 € 


verbleibende steuerfreie Verpflegungspauschale      2,80 € 


 
Abwandlung 
Der Preis der im Restaurant eingenommenen Mahlzeit beträgt 35 €, die der Arbeitgeber in 
voller Höhe gegen Einreichung der Rechnung übernimmt. 
Verpflegungspauschale        14,00 € 
Eine Kürzung der Verpflegungspauschale unterbleibt, da der Preis für die 
gestellten Mittagessen (30 € + 35 €) insgesamt 60 € übersteigt. Die steuerfreie 
Verpflegungspauschale beträgt unverändert 14,00 €. Die vom Arbeitgeber getragenen 
Aufwendungen für die gestellten Mittagessen von 65 € sind steuerpflichtiger Arbeitslohn, 
der mit einem Teilbetrag von 14 € nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG pauschal 
besteuert werden kann. 
 


dd)  Ermittlung der Pauschalen bei gemischt veranlassten Veranstaltungen mit 
Mahlzeitengestellung 


 
90 Bei gemischt veranlassten Reisen sind die entstehenden Kosten grundsätzlich in einen 


beruflich veranlassten Anteil und einen den Kosten der Lebensführung zuzurechnenden 
Anteil aufzuteilen (vgl. BFH-Urteil vom 18. August 2005, VI R 32/03, BStBl 2006 II S. 30). 
Dies gilt auch für die entstehenden Verpflegungsmehraufwendungen. Stellt der Arbeitgeber 
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vorgeschriebene Kürzung der Verpflegungspauschalen erst nach der Ermittlung des beruflich 
veranlassten Teils der Verpflegungspauschalen vorzunehmen.   
 
Beispiel 59 
Der Arbeitnehmer A nimmt an einer einwöchigen vom Arbeitgeber organisierten und finan-
zierten Reise im Inland teil. Das Programm sieht morgens eine Fortbildungsmaßnahme vor, 
der Nachmittag steht für touristische Aktivitäten zur Verfügung. Frühstück und Abendessen 
sind inklusive (Halbpension).  
Folgende Auswirkungen ergeben sich durch die gemischte Veranlassung der Reise (bei einer 
angenommenen Quote von 50 %) auf die steuerliche Berücksichtigung des Verpfle-
gungsmehraufwands: 
Die Verpflegungsmehraufwendungen sind - wie die übrigen Reisekosten - nur zu 50 % 
beruflich veranlasst. 


 Anreisetag: 14,00 € x 50 % =     7,00 € 


 Kürzung:                         - 11,20 € 


 verbleibt Verpflegungspauschale     0,00 € 


  


 5 Zwischentage je 28,00 € x 50 % =      je   14,00 € 


 Kürzung je 5,60 € und je 11,20 € =      je - 16,80 € 


 verbleibt Verpflegungspauschale   5 x 0,00 € = 0,00 € 


  


 Abreisetag: 14,00 € x 50 % =                 7,00 € 


 Kürzung:             - 5,60 € 


 verbleibt Verpflegungspauschale                                          1,40 € 


 


c)  Doppelte Haushaltsführung, § 9 Absatz 4a Satz 12 EStG 


 
91 Die Verpflegungspauschalen gelten grundsätzlich auch für eine Übergangszeit von drei 


Monaten nachdem eine steuerlich anzuerkennende doppelte Haushaltsführung begründet 
wurde (§ 9 Absatz 4a Satz 12 EStG). Für den Fall der Gestellung von Mahlzeiten durch den 
Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten bei der doppelten 
Haushaltsführung gelten die vorstehenden Ausführungen unter Rz. 61 bis 89 entsprechend. 
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Der Arbeitnehmer A wird vom Stammsitz seines Arbeitgebers, wo er mit seiner Familie 
wohnt, an einen 250 km entfernten Tochterbetrieb im Inland ohne zeitliche Begrenzung umge-
setzt. A behält seinen Familienwohnsitz bei und übernachtet während der Woche in einem 
Hotel in der Nähe des Tochterbetriebs. Das Hotel stellt dem Arbeitgeber pro Übernachtung 
50 € zuzüglich 10 € für ein Frühstück in Rechnung, welche der Arbeitnehmer zunächst 
verauslagt und dann von seinem Arbeitgeber erstattet erhält.  
Es liegt eine doppelte Haushaltsführung vor, da der Tochterbetrieb mit der zeitlich unbe-
grenzten Zuordnung zur ersten Tätigkeitsstätte des Arbeitnehmers wird. Für die ersten drei 
Monate der doppelten Haushaltsführung gelten die Regelungen zur Gestellung von Mahl-
zeiten bei Auswärtstätigkeit entsprechend. Nach Ablauf der Dreimonatsfrist sind dann die 
Regeln der Gestellung von Mahlzeiten am Ort der ersten Tätigkeitsstätte anzuwenden. 
In den ersten drei Monaten der doppelten Haushaltsführung unterbleibt folglich die Erfas-
sung des arbeitstäglichen Frühstücks mit dem amtlichen Sachbezugswert als Arbeitslohn bei 
gleichzeitiger Kürzung der täglichen Verpflegungspauschalen um jeweils 5,60 €.  
Nach Ablauf der ersten drei Monate ist für das Frühstück ein geldwerter Vorteil in Höhe des 
Sachbezugswertes anzusetzen (§ 8 Absatz 2 Satz 8 EStG).  
 


d) Bescheinigungspflicht „M“, § 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 EStG 


 
92 Hat der Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung ein Dritter dem Arbeitnehmer während 


seiner beruflichen Tätigkeit außerhalb seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte oder 
im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung eine mit dem amtlichen Sachbezugswert zu 
bewertende Mahlzeit zur Verfügung gestellt, muss im Lohnkonto der Großbuchstabe „M“ 
aufgezeichnet und in der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung bescheinigt werden. Zur 
Erläuterung der mit dem Großbuchstaben „M“ bescheinigten Mahlzeitengestellungen sind 
neben den Reisekostenabrechnungen regelmäßig keine weiteren detaillierten Arbeitgeber-
bescheinigungen auszustellen. 
 


93 Diese Aufzeichnungs- und Bescheinigungspflicht gilt unabhängig von der Anzahl der Mahl-
zeitengestellungen an den Arbeitnehmer im Kalenderjahr. Es kommt nicht darauf an, ob eine 
Besteuerung der Mahlzeiten ausgeschlossen ist (§ 8 Absatz 2 Satz 9 EStG) oder die Mahlzeit 
pauschal nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG oder individuell besteuert wurde. Im 
Fall der Gewährung von Mahlzeiten, die keinen Arbeitslohn darstellen oder deren Preis 60 € 
übersteigt und die daher nicht mit dem amtlichen Sachbezugswert zu bewerten sind, besteht 
keine Pflicht im Lohnkonto den Großbuchstaben „M“ aufzuzeichnen und zu bescheinigen. 
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Nummer 1a EStG 


 
94 Nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG besteht bei Mahlzeiten die Möglichkeit der 


pauschalen Besteuerung mit 25 %, wenn  
• diese dem Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von 


einem Dritten während einer auswärtigen Tätigkeit unentgeltlich oder verbilligt zur 
Verfügung gestellt werden und  


• deren Besteuerung nicht nach § 8 Absatz 2 Satz 9 EStG unterbleibt. 
 


95 Die Pauschalbesteuerung kommt demnach in Betracht, wenn 


• der Arbeitnehmer ohne Übernachtung nicht mehr als acht Stunden auswärts tätig ist, 
• der Arbeitgeber die Abwesenheitszeit nicht überwacht, nicht kennt oder 
• die Dreimonatsfrist nach § 9 Absatz 4a Satz 6 EStG abgelaufen ist. 


 
Beispiel 61 
Der Arbeitnehmer A nimmt an einer halbtägigen auswärtigen Seminarveranstaltung teil. Der 
Arbeitgeber hat für die teilnehmenden Arbeitnehmer neben dem Seminar auch ein 
Mittagessen gebucht und bezahlt. Der Arbeitgeber besteuert das Mittagessen nach § 40 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG pauschal mit 25 %, weil er keine Aufzeichnungen über die 
Abwesenheitszeiten der Arbeitnehmer führt.  
 


96 Voraussetzung ist, dass es sich um übliche Mahlzeiten handelt, die nach § 8 Absatz 2 Satz 8 
EStG mit dem Sachbezugswert anzusetzen sind.  
 


97 Nicht nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG pauschal besteuerbar sind somit sog. 
Belohnungsessen mit einem Preis von mehr als 60 €. 
 


98 Im überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers abgegebene Mahlzeiten (z. B. 
sog. Arbeitsessen oder bei Beteiligung von Arbeitnehmern an einer geschäftlich veranlassten 
Bewirtung) können nicht pauschal besteuert werden, da insoweit kein steuerpflichtiger 
Arbeitslohn vorliegt. 
 


99 Die Pauschalierungsmöglichkeit nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG gilt zudem nicht 
für die Gestellung von Mahlzeiten am Ort der ersten Tätigkeitsstätte im Rahmen einer 
doppelten Haushaltsführung; hier kommt allerdings eine Pauschalierung nach § 40 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 EStG in Betracht.  
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a)  Unterkunftskosten bei einer doppelten Haushaltsführung,  
§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 EStG 


aa) Vorliegen einer doppelten Haushaltsführung 


 
100 Eine doppelte Haushaltsführung liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des Ortes 


seiner ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen Haushalt unterhält (Hauptwohnung) und auch am 
Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnt (Zweitwohnung). Die Anzahl der Übernachtungen ist 
unerheblich.  
 


101 Das Vorliegen eines eigenen Hausstandes setzt neben dem Innehaben einer Wohnung aus 
eigenem Recht als Eigentümer oder Mieter bzw. aus gemeinsamen oder abgeleitetem Recht 
als Ehegatte, Lebenspartner oder Lebensgefährte sowie Mitbewohner auch eine finanzielle 
Beteiligung an den Kosten der Lebensführung (laufende Kosten der Lebensführung) voraus 
(§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 3 EStG). Es genügt nicht, wenn der Arbeitnehmer z. B. 
im Haushalt der Eltern lediglich ein oder mehrere Zimmer unentgeltlich bewohnt oder wenn 
dem Arbeitnehmer eine Wohnung im Haus der Eltern unentgeltlich zur Nutzung überlassen 
wird. Die finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung ist darzulegen und kann 
auch bei volljährigen Kindern, die bei ihren Eltern oder einem Elternteil wohnen, nicht 
generell unterstellt werden. Eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung 
mit Bagatellbeträgen ist nicht ausreichend. Betragen die Barleistungen des Arbeitnehmers 
mehr als 10 % der monatlich regelmäßig anfallenden laufenden Kosten der Lebensführung 
(z. B. Miete, Mietnebenkosten, Kosten für Lebensmittel und andere Dinge des täglichen 
Bedarfs) ist von einer finanziellen Beteiligung oberhalb der Bagatellgrenze auszugehen. 
Liegen die Barleistungen darunter, kann der Arbeitnehmer eine hinreichende finanzielle 
Beteiligung auch auf andere Art und Weise darlegen. Bei Ehegatten oder Lebenspartnern mit 
den Steuerklassen III, IV oder V kann eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der 
Lebensführung ohne entsprechenden Nachweis unterstellt werden (vgl. auch Rz. 113).  


 
102 Eine Hauptwohnung i. S. d. § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 2 EStG ist am Ort der 


ersten Tätigkeitsstätte belegen, wenn der Steuerpflichtige von dieser Wohnung seine 
erste Tätigkeitsstätte in zumutbarer Weise täglich erreichen kann. Eine Fahrzeit von bis 
zu einer Stunde je Wegstrecke unter Zugrundelegung individueller 
Verkehrsverbindungen und Wegezeiten kann in der Regel als zumutbar angesehen 
werden (vgl. BFH-Urteil vom 16. November 2017, VI R 31/16, BStBl 2018 II S. 404). Aus 
Vereinfachungsgründen kann für die Frage, ob die Hauptwohnung am Ort der ersten 
Tätigkeitsstätte belegen ist oder nicht, z. B. wenn sie innerhalb derselben politischen 
Gemeinde, Stadt oder in deren unmittelbaren Umkreis liegen, die Entfernung der 
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Hauptwohnung und erster Tätigkeitsstätte herangezogen werden. Beträgt die 
Entfernung zwischen Hauptwohnung und erster Tätigkeitsstätte mehr als 50 km, ist 
davon auszugehen, dass sich die Hauptwohnung außerhalb des Ortes der ersten 
Tätigkeitsstätte befindet.  


 
103 Eine Zweitwohnung oder -unterkunft in der Nähe des Ortes der ersten Tätigkeitsstätte 


steht einer Zweitwohnung am Ort der ersten Tätigkeitsstätte gleich. Aus 
Vereinfachungsgründen kann davon ausgegangen werden, dass die Zweitwohnung noch 
am Ort der ersten Tätigkeitstätte belegen ist, wenn die Entfernung der kürzesten 
Straßenverbindung (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Satz 4 EStG) zwischen 
Zweitwohnung oder -unterkunft und erster Tätigkeitsstätte nicht mehr als 50 km 
beträgt. Liegt die Zweitwohnung mehr als 50 km von dem Ort der ersten 
Tätigkeitsstätte entfernt, ist zu prüfen, ob die erste Tätigkeitsstätte von der 
Zweitwohnung oder -unterkunft noch in zumutbarer Weise täglich erreicht werden 
kann. Eine Fahrzeit von bis zu einer Stunde je Wegstrecke unter Zugrundelegung 
individueller Verkehrsverbindungen und Wegezeiten ist dabei als zumutbar anzusehen 
(BFH-Urteil vom 19. April 2012, VI R 59/11, BStBl II S. 833). 


 


bb) Berufliche Veranlassung  


  
104  Das Beziehen der Zweitwohnung oder -unterkunft muss aus beruflichen Gründen erforderlich 


sein. Das ist insbesondere der Fall, wenn dadurch die Fahrtstrecke oder Fahrzeit zur 
ersten Tätigkeitsstätte wesentlich verkürzt wird.  Aus Vereinfachungsgründen kann von 
einer beruflichen Veranlassung des Beziehens der Zweitwohnung oder -unterkunft 
ausgegangen werden, wenn die kürzeste Straßenverbindung von der Zweitwohnung oder -
unterkunft zur ersten Tätigkeitsstätte weniger als die Hälfte der kürzesten Straßenverbindung 
zwischen der Hauptwohnung (Mittelpunkt der Lebensinteressen) und der ersten 
Tätigkeitsstätte beträgt oder die Fahrzeit zur ersten Tätigkeitsstätte für eine Wegstrecke 
halbiert wird. Sind die Voraussetzungen dieser Vereinfachungsregelung nicht erfüllt, ist 
das Vorliegen einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung auf andere 
Weise anhand der konkreten Umstände des Einzelfalles darzulegen.  
 
Beispiel 62 
Der Arbeitnehmer A hat seine Hauptwohnung in B und in C seine erste Tätigkeitsstätte. 
Die Entfernung von B (Hauptwohnung) nach C beträgt 100 km und die Fahrzeit mit dem 
ICE 50 Minuten. Der Arbeitnehmer nimmt sich in Z eine Zweitwohnung. Die Entfernung 
von dieser Zweitwohnung in Z nach C (erste Tätigkeitsstätte) beträgt 30 km. 
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Tätigkeitsstätte liegt die Hauptwohnung nicht am Ort der ersten Tätigkeitsstätte (vgl. Rz. 
102). Eine Prüfung, der Fahrzeit zwischen Hauptwohnung und erster Tätigkeitsstätte ist 
nicht erforderlich. Die Zweitwohnung in Z liegt 30 km entfernt und damit noch am Ort der 
ersten Tätigkeitsstätte. Es liegt daher eine doppelte Haushaltsführung vor. Da die kürzeste 
Straßenverbindung von der Zweitwohnung zur ersten Tätigkeitsstätte (30 km) auch weniger 
als die Hälfte der Straßenverbindung zwischen Hauptwohnung in B und erster 
Tätigkeitsstätte beträgt (1/2 von 100 km = 50 km), kann auch von einer beruflichen 
Veranlassung der doppelten Haushaltsführung ausgegangen werden.  


 
Abwandlung 1  
Die Entfernung von B (Hauptwohnung) zur ersten Tätigkeitsstätte beträgt 56 km und die 
Fahrzeit 65 Minuten. Die Zweitwohnung in Z ist 30 km von der ersten Tätigkeitsstätte 
entfernt und die tägliche Fahrzeit beträgt 25 Minuten. 
Auf Grund der Entfernung von mehr als 50 km zwischen Hauptwohnung und erster 
Tätigkeitsstätte liegt die Hauptwohnung nicht am Ort der ersten Tätigkeitsstätte (vgl. Rz. 
102). Eine weitergehende Prüfung der Fahrzeit zwischen Hauptwohnung und erster 
Tätigkeitsstätte ist nicht erforderlich. Die Zweitwohnung in Z liegt 30 km entfernt und 
damit noch am Ort der ersten Tätigkeitsstätte. Es liegt daher eine doppelte 
Haushaltsführung vor. Zwar beträgt die kürzeste Straßenverbindung von der 
Zweitwohnung zur ersten Tätigkeitsstätte (30 km) mehr als die Hälfte der kürzesten 
Straßenverbindung zwischen Hauptwohnung und erster Tätigkeitsstätte (28 km). 
Allerdings kann A darlegen, dass sich die Fahrzeit zur ersten Tätigkeitsstätte von der 
Zweitwohnung um mehr als die Hälfte und damit wesentlich verkürzt (Fahrzeit 25 
Minuten); daher kann gleichwohl von einer beruflichen Veranlassung der doppelten 
Haushaltsführung ausgegangen werden.  


 
Abwandlung 2  
Die Entfernung von B (Hauptwohnung) nach C beträgt 250 km. Die Zweitwohnung in Z ist 
60 km von der ersten Tätigkeitsstätte entfernt. A legt den Weg mit einer günstigen 
Zugverbindung täglich in jeweils 40 Minuten zurück. 
Die Hauptwohnung liegt mehr als 50 km von der ersten Tätigkeitsstätte entfernt und damit 
außerhalb des Orts der ersten Tätigkeitsstätte. Die Zweitwohnung dient, auch wenn sie 
mehr als 50 km von der ersten Tätigkeitsstätte entfernt liegt, noch dem Wohnen am Ort der 
ersten Tätigkeitsstätte, weil A von der Zweitwohnung aus seine erste Tätigkeitsstätte mit 
dem von ihm genutzten Verkehrsmittel in zumutbarer Weise täglich erreichen kann, da die 
Fahrzeit weniger als eine Stunde beträgt. Es liegt daher eine doppelte Haushaltsführung 
vor. Die doppelte Haushaltsführung ist auch beruflich veranlasst, da die kürzeste 
Straßenverbindung zwischen der Zweitwohnung und der ersten Tätigkeitsstätte weniger als 







 
Seite 54  die Hälfte der kürzesten Straßenverbindung zwischen der Hauptwohnung und der ersten 


Tätigkeitsstätte beträgt. 
 


Abwandlung 3  
Die Entfernung von B (Hauptwohnung) nach C beträgt 150 km und die Fahrzeit mit dem 
ICE 90 Minuten. Die Zweitwohnung in Z ist 74 km von der ersten Tätigkeitsstätte entfernt 
und die Fahrzeit beträgt 65 Minuten je Wegstrecke. 
Auf Grund der Entfernung von mehr als 50 km zwischen Hauptwohnung und erster 
Tätigkeitsstätte liegt die Hauptwohnung nicht am Ort der ersten Tätigkeitsstätte (vgl. 
Rz. 102). Da die Entfernung von der Zweitwohnung in Z zur ersten Tätigkeitstätte in C 
mehr als 50 km beträgt und die erste Tätigkeitsstätte in C auch nicht innerhalb einer 
Fahrzeit von einer Stunde erreicht werden kann, liegt keine doppelte Haushaltsführung 
vor. 


 


cc) Ehegatten/Lebenspartner 


 
105  Für Ehegatten/Lebenspartner müssen die Voraussetzungen der Rz. 100 – 104 jeweils 


gesondert erfüllt sein, um für jeden von ihnen die beruflich veranlasste doppelte 
Haushaltsführung anerkennen zu können.  


 


dd) Höhe der Unterkunftskosten 


  
106  Als Unterkunftskosten für eine doppelte Haushaltsführung im Inland werden die dem Arbeit-


nehmer tatsächlich entstandenen Aufwendungen für die Nutzung der Wohnung oder Unter-
kunft höchstens bis zu einem nachgewiesenen Betrag von 1.000 € im Monat (Höchstbetrag) 
anerkannt. Die Prüfung der Notwendigkeit und Angemessenheit entfällt; auch auf die Zahl der 
Wohnungsbenutzer (Angehörige) kommt es nicht an.  


 
107  Steht die Zweitwohnung oder -unterkunft im Eigentum des Arbeitnehmers, sind die tatsäch-


lichen Aufwendungen (z. B. AfA, Schuldzinsen, Reparaturkosten, Nebenkosten) bis zum 
Höchstbetrag von 1.000 € monatlich zu berücksichtigen. Insoweit gelten die Grundsätze der 
BFH-Rechtsprechung (vgl. BFH-Urteil vom 3. Dezember 1982, VI R 228/80, BStBl 1983 II 
S. 467) weiter. 


 
108 Der Höchstbetrag umfasst sämtliche entstehenden Aufwendungen wie Miete, Betriebskosten, 


Kosten der laufenden Reinigung und Pflege der Zweitwohnung oder -unterkunft, 
Zweitwohnungsteuer, Rundfunkbeitrag, Miet- oder Pachtgebühren für Kfz-Stellplätze, 
Aufwendungen für Sondernutzung (wie Garten), die vom Arbeitnehmer selbst getragen 
werden, nicht jedoch Aufwendungen für Hausrat, Einrichtungsgegenstände oder 
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erforderliche Einrichtung und Ausstattung der Zweitwohnung, soweit sie nicht 
überhöht sind, können als sonstige notwendige Mehraufwendungen der doppelten 
Haushaltsführung berücksichtigt werden (BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 18/17, 
BStBl II S. 449). Übersteigen die Anschaffungskosten des Arbeitnehmers für 
Einrichtung und Ausstattung der Zweitwohnung (ohne Arbeitsmittel) insgesamt nicht 
den Betrag von 5.000 € einschließlich Umsatzsteuer, ist aus Vereinfachungsgründen 
davon auszugehen, dass es sich um notwendige Mehraufwendungen der doppelten 
Haushaltsführung handelt. Wird die Zweitwohnung oder -unterkunft möbliert angemietet, 
überschreitet die Miete den Höchstbetrag und enthält der Mietvertrag keine Aufteilung 
der Miete für die Überlassung der Wohnung und der Einrichtung und Ausstattung, ist 
die Miete im Schätzwege aufzuteilen (BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 18/17, BStBl 
II S. 449). Aufwendungen für einen separat angemieteten Garagenstellplatz sind in den 
Höchstbetrag einzubeziehen und können nicht als „sonstige“ notwendige Mehraufwendungen 
zusätzlich berücksichtigt werden. Maklerkosten, die für die Anmietung einer Zweitwohnung 
oder -unterkunft entstehen, sind als Umzugskosten zusätzlich als Werbungskosten abziehbar 
(R 9.9 Absatz 2 LStR 2015) oder vom Arbeitgeber steuerfrei erstattbar. Sie sind nicht in die 
Höchstbetragsberechnung mit einzubeziehen.  


  
109  Bei Beendigung der doppelten Haushaltsführung ist eine Vorfälligkeitsentschädigung 


wegen vorzeitiger Ablösung einer Grundschuld aufgrund der Veräußerung der 
Zweitwohnung nicht als Werbungskosten zu berücksichtigen (vgl. BFH-Urteil vom 
3. April 2019, VI R 15/17, BStBl II S. 446). 
 


110 Bei der Anwendung des Höchstbetrags ist grundsätzlich § 11 EStG zu beachten. Soweit der 
monatliche Höchstbetrag von 1.000 € nicht ausgeschöpft wird, ist eine Übertragung des nicht 
ausgeschöpften Volumens in andere Monate des Bestehens der doppelten Haushaltsführung 
im selben Kalenderjahr möglich. Erhält der Arbeitnehmer Erstattungen z. B. für Nebenkosten, 
mindern diese Erstattungen im Zeitpunkt des Zuflusses die Unterkunftskosten der doppelten 
Haushaltsführung. 
Ein häusliches Arbeitszimmer in der Zweitwohnung am Ort der ersten Tätigkeitsstätte ist bei 
der Ermittlung der anzuerkennenden Unterkunftskosten nicht einzubeziehen; der Abzug der 
hierauf entfallenden Aufwendungen richtet sich nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b EStG 
(vgl. BFH-Urteil vom 9. August 2007, VI R 23/05, BStBl 2009 II S. 722). 
 


111 Der Höchstbetrag nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 4 EStG in Höhe von 1.000 € ist 
ein Monatsbetrag, der nicht auf einen Kalendertag umzurechnen ist und grundsätzlich für jede 
doppelte Haushaltsführung des Arbeitnehmers gesondert gilt. Beziehen mehrere berufstätige 
Arbeitnehmer (z. B. beiderseits berufstätige Ehegatten, Lebenspartner, Lebensgefährten, 
Mitglieder einer Wohngemeinschaft) am gemeinsamen Beschäftigungsort eine gemeinsame 
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Arbeitnehmer den Höchstbetrag für die tatsächlich von ihm getragenen Aufwendungen 
jeweils für sich beanspruchen kann. 
 
Beispiel 63 
Die beiderseits berufstätigen Ehegatten bewohnen an ihrem Beschäftigungsort in M (jeweils 
Ort der ersten Tätigkeitsstätte) gemeinsam eine möblierte Unterkunft. Ihren Hausstand sowie 
ihren Lebensmittelpunkt haben die Eheleute nachweislich im eigenen Einfamilienhaus in B. 
Die Aufwendungen für die Nutzung der Unterkunft am Beschäftigungsort betragen inklusive 
sämtlicher Nebenkosten 1.100 € im Monat. Diese werden auf Grund gemeinsamer 
Verpflichtung von beiden Ehegatten zu gleichen Anteilen gezahlt. 
Die tatsächlichen Aufwendungen für die Nutzung der Unterkunft können bei jedem Ehegatten 
jeweils in Höhe von 550 € angesetzt werden.  
 
Beispiel 64 
Der Arbeitnehmer A bewohnt am Ort seiner ersten Tätigkeitsstätte in M eine Zweitwohnung. 
Die Aufwendungen für die Nutzung dieser Unterkunft (Miete, inklusive sämtlicher berücksich-
tigungsfähiger Nebenkosten) betragen bis zum 30. Juni monatlich 990 €. Ab 1. Juli wird die 
Miete um 30 € erhöht, so dass ab diesem Zeitpunkt die monatlichen Aufwendungen für die 
Nutzung der Unterkunft 1.020 € betragen. 
In den Monaten Januar bis Juni können die Aufwendungen für die Nutzung der Unterkunft in 
voller Höhe vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet bzw. von A als Werbungskosten geltend 
gemacht werden.  
Ab Juli ist grundsätzlich die Beschränkung auf den Höchstbetrag von 1.000 € zu beachten. 
Die den Höchstbetrag übersteigenden Aufwendungen von monatlich 20 € können allerdings 
mit dem noch nicht aufgebrauchten Höchstbetragsvolumen der Monate Januar - Juni (6 x 10 
€ = 60 €) verrechnet und insoweit steuerfrei erstattet oder als Werbungskosten geltend 
gemacht werden. 
 


112 Bei doppelter Haushaltsführung im Ausland sind die Aufwendungen in tatsächlicher Höhe 
notwendig, soweit sie die ortsübliche Miete für eine nach Lage und Ausstattung 
durchschnittliche Wohnung am Ort der ersten Tätigkeitsstätte mit einer Wohnfläche bis zu 60 
qm nicht überschreiten. 


 


ee) Steuerfreie Erstattung durch den Arbeitgeber und Werbungskostenabzug 


 
113 Für den steuerfreien Arbeitgeberersatz kann der Arbeitgeber bei Arbeitnehmern mit den 


Steuerklassen III, IV oder V ohne Weiteres unterstellen, dass sie einen eigenen Hausstand 
haben, an dem sie sich auch finanziell beteiligen. Bei anderen Arbeitnehmern darf der 
Arbeitgeber einen eigenen Hausstand nur dann anerkennen, wenn sie schriftlich erklären, dass 
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Beschäftigungsortes einen eigenen Hausstand unterhalten, an dem sie sich auch finanziell 
beteiligen. Die Kosten der Zweitwohnung oder -unterkunft am Ort der ersten Tätigkeitsstätte 
im Inland können weiterhin vom Arbeitgeber pauschal steuerfrei erstattet werden (R 9.11 
Absatz 10 Satz 7 Nummer 3 LStR 2015). 


 
114 Der Arbeitnehmer hat das Vorliegen einer doppelten Haushaltsführung und die finanzielle 


Beteiligung an der Haushaltsführung am Ort des eigenen Hausstands grundsätzlich in seiner 
Einkommensteuererklärung darzulegen. Bei Arbeitnehmern, die mit ihrem Ehegatten oder 
Lebenspartner einen gemeinsamen Haushalt führen, kann eine finanzielle Beteiligung 
an den Kosten der Lebensführung ohne entsprechenden Nachweis unterstellt werden 
(vgl. auch Rz. 101). Kosten der Zweitwohnung oder -unterkunft sind für die 
Berücksichtigung als Werbungskosten grundsätzlich im Einzelnen nachzuweisen; sie können 
geschätzt werden, wenn sie dem Grunde nach zweifelsfrei entstanden sind (vgl. BFH-Urteil 
vom 12. September 2001, VI R 72/97, BStBl II S. 775). 
 


b) Unterkunftskosten bei einer Auswärtstätigkeit, § 9 Absatz 1 Satz 3  
Nummer 5a EStG 


 
115 Als Werbungskosten abzugsfähig sind Unterkunftskosten bei einer Auswärtstätigkeit. Hierbei 


muss es sich um notwendige Mehraufwendungen eines Arbeitnehmers für beruflich veran-
lasste Übernachtungen an einer Tätigkeitsstätte handeln, die nicht erste Tätigkeitsstätte ist.  


  


aa) Berufliche Veranlassung 


 
116 Die berufliche Veranlassung ist gegeben, wenn der Arbeitnehmer auf Weisung des Arbeit-


gebers so gut wie ausschließlich betrieblich bzw. dienstlich unterwegs ist. Dies ist zum 
Beispiel der Fall, wenn der Arbeitnehmer einen Kunden besucht. Erledigt der Arbeitnehmer 
im Zusammenhang mit der beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit auch in einem mehr als 
geringfügigen Umfang private Angelegenheiten, sind die beruflich veranlassten von den 
privat veranlassten Aufwendungen zu trennen (vgl. BFH-Beschluss vom 21. September 2009, 
GrS 1/06, BStBl 2010 II S. 672). Ist das nicht - auch nicht durch Schätzung - möglich, 
gehören die gesamten Aufwendungen zu den nach § 12 EStG nicht abziehbaren 
Aufwendungen für die Lebensführung. 


 


bb) Unterkunftskosten 


 
117 Unterkunfts- bzw. Übernachtungskosten sind die tatsächlichen Aufwendungen für die per-


sönliche Inanspruchnahme einer Unterkunft zur Übernachtung. Hierzu zählen zum Beispiel 
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möblierten) Zimmers oder einer Wohnung sowie Nebenleistungen (z. B. Kultur- und Touris-
musförderabgabe, Kurtaxe/Fremdenverkehrsabgabe, bei Auslandsübernachtungen die beson-
dere Kreditkartengebühr bei Zahlungen in Fremdwährungen). Als Werbungskosten können 
lediglich die tatsächlich entstandenen Übernachtungskosten und keine Pauschalen abgezogen 
werden. 
 


118 Kosten für Mahlzeiten gehören zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Verpflegung 
und sind nur nach Maßgabe des § 9 Absatz 4a EStG abziehbar. Wird durch Zahlungsbelege 
nur ein Gesamtpreis für Unterkunft und Verpflegung nachgewiesen und lässt sich der Preis 
für die Verpflegung nicht feststellen (z. B. Tagungspauschale), so ist dieser Gesamtpreis zur 
Ermittlung der Übernachtungskosten zu kürzen. Als Kürzungsbeträge sind dabei 


• für Frühstück 20 %,  
• für Mittag- und Abendessen jeweils 40 %  


der für den Unterkunftsort maßgebenden Verpflegungspauschale bei einer Auswärtstätigkeit 
mit einer Abwesenheitsdauer von mindestens 24 Stunden anzusetzen. 
 
Beispiel 65 
Der Arbeitnehmer A übernachtet während einer zweitägigen inländischen Auswärtstätigkeit 
im Hotel. Die Rechnung des Hotels ist auf den Namen des Arbeitgebers ausgestellt. Das Hotel 
rechnet eine Übernachtung mit Frühstück wie folgt ab: 
Pauschalarrangement 70 € 
Der Arbeitgeber hat folgende Möglichkeiten: 
Zur Ermittlung der Übernachtungskosten kann der Gesamtpreis um 5,60 € (20 % von 28 € 
für die auf das Frühstück entfallenden anteiligen Kosten) gekürzt werden. Der 
verbleibende Betrag von 64,40 € kann vom Arbeitgeber dann als Übernachtungskosten 
steuerfrei erstattet werden. Für den An- und Abreisetag stehen dem Arbeitnehmer Verpfle-
gungspauschalen von insgesamt 28 € (je 14 € für den An- und Abreisetag) zu. Die Verpfle-
gungspauschale für den Abreisetag ist nicht zu kürzen (um 5,60 € für das Frühstück), wenn 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer lediglich die 64,40 € als Übernachtungskosten erstattet. 
Insgesamt kann der Arbeitgeber somit 92,40 € steuerfrei erstatten (64,40 € Unterkunft plus 
28 € Verpflegung). 
Erstattet der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer hingegen den Gesamtpreis von 70 € (also 
einschließlich Frühstück) sind die Verpflegungspauschalen zu kürzen auf einen Betrag von 
22,40 € für Verpflegung (28 € Verpflegungspauschalen – 5,60 € Kürzung für ein Frühstück). 
Insgesamt kann der Arbeitgeber somit 92,40 € steuerfrei erstatten (70 € Unterkunft und 
Frühstück plus 22,40 € Verpflegung). 
Die Berechnungen führen somit zum gleichen Ergebnis, egal von welchem Betrag der 
pauschale Einbehalt bzw. die pauschale Kürzung erfolgt. 
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Abwandlung 
Die Rechnung des Hotels ist auf den Namen des Arbeitnehmers ausgestellt. 
Auch in diesem Fall kann der Arbeitgeber insgesamt höchstens 92,40 € steuerfrei erstatten 
(64,40 € Unterkunft plus 28 € Verpflegung). 
 
Beispiel 66 
Der Arbeitnehmer A übernachtet während einer zweitägigen Auswärtstätigkeit im Hotel. Die 
Rechnung ist auf den Namen des Arbeitgebers ausgestellt. Das Hotel rechnet eine Über-
nachtung mit Frühstück wie folgt ab: 
Übernachtung      60 € 
Frühstück      10 € 
Die ausgewiesenen Übernachtungskosten von 60 € können vom Arbeitgeber steuerfrei 
erstattet werden. Für den An- und Abreisetag stünden dem Arbeitnehmer zusätzlich auch 
noch Verpflegungspauschalen von 28 € (je 14 € für den An- und Abreisetag) zu. Die Ver-
pflegungspauschale für den Abreisetag ist nicht zu kürzen, wenn der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer lediglich die 60 € Übernachtungskosten erstattet. 
Erstattet der Arbeitgeber hingegen auch den Betrag von 10 € für das Frühstück, ist die 
Verpflegungspauschale für den Abreisetag um 5,60 € wegen des vom Arbeitgeber zur 
Verfügung gestellten Frühstücks zu kürzen. Der Arbeitgeber kann dann zusätzlich einen 
Betrag von 22,40 € für Verpflegung steuerfrei erstatten. 
 
Abwandlung 
Die Rechnung des Hotels ist auf den Namen des Arbeitnehmers ausgestellt.  
In diesem Fall kann der Arbeitgeber insgesamt höchstens 88 € steuerfrei erstatten (60 € 
Unterkunft plus 28 € Verpflegung). 
Werden keine steuerfreien Erstattungen seitens des Arbeitgebers gezahlt, ist der Betrag von 
88 € als Werbungskosten berücksichtigungsfähig. 
 


cc) Notwendige Mehraufwendungen 


 
119 Es ist lediglich die berufliche Veranlassung zu prüfen, nicht aber die Angemessenheit der 


Unterkunft (bestimmte Hotelkategorie oder Größe der Unterkunft). Die Anerkennung von 
Unterkunftskosten bei einer auswärtigen beruflichen Tätigkeit erfordert, dass noch eine 
andere Wohnung besteht, für die dem Arbeitnehmer Aufwendungen entstehen, weil er dort 


• seinen Lebensmittelpunkt hat, ohne dass dort jedoch ein eigener Hausstand vorliegen 
muss, oder  


• seinen Lebensmittelpunkt wieder aufnehmen will.  







 
Seite 60  Für die Berücksichtigung von Unterkunftskosten anlässlich einer Auswärtstätigkeit wird 


somit - anders als bei der doppelten Haushaltsführung - nicht vorausgesetzt, dass der 
Arbeitnehmer eine Wohnung aus eigenem Recht oder als Mieter innehat und eine finanzielle 
Beteiligung an den Kosten der Lebensführung leistet. Es genügt, wenn der Arbeitnehmer z. B. 
im Haushalt der Eltern ein Zimmer bewohnt.   
 


120 Ist die Unterkunft am auswärtigen Tätigkeitsort die einzige Wohnung/Unterkunft des Arbeit-
nehmers, liegt kein beruflich veranlasster Mehraufwand vor.  


 
121 Soweit höhere Übernachtungskosten anfallen, weil der Arbeitnehmer eine Unterkunft gemein-


sam mit Personen nutzt, die in keinem Dienstverhältnis zum selben Arbeitgeber stehen, sind 
nur diejenigen Aufwendungen anzusetzen, die bei alleiniger Nutzung durch den Arbeitnehmer 
angefallen wären. Nicht abziehbar sind somit Mehrkosten, die aufgrund der Mitnutzung der 
Übernachtungsmöglichkeit durch eine Begleitperson entstehen, insbesondere wenn die 
Begleitung privat und nicht beruflich veranlasst ist. Bei Mitnutzung eines Mehrbettzimmers 
(z. B. Doppelzimmer) können die Aufwendungen angesetzt werden, die bei Inanspruchnahme 
eines Einzelzimmers im selben Haus entstanden wären. 


 
122 Bei Nutzung einer Wohnung am auswärtigen Tätigkeitsort zur Übernachtung während einer 


beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit kann im Inland aus Vereinfachungsgründen - 
entsprechend der Regelungen für Unterkunftskosten bei einer längerfristigen 
Auswärtstätigkeit von mehr als 48 Monaten - bei Aufwendungen bis zu einem Betrag von  
1.000 € monatlich von einer ausschließlichen beruflichen Veranlassung ausgegangen werden.  
Betragen die Aufwendungen im Inland mehr als 1.000 € monatlich oder handelt es sich um 
eine Wohnung im Ausland, können nur die Aufwendungen berücksichtigt werden, die durch 
die beruflich veranlasste, alleinige Nutzung des Arbeitnehmers verursacht werden; dazu kann 
z. B. die ortsübliche Miete für eine nach Lage und Ausstattung durchschnittliche Wohnung 
am Ort der auswärtigen Tätigkeitsstätte mit einer Wohnfläche bis zu 60 qm als 
Vergleichsmaßstab herangezogen werden.  
 
Beispiel 67 
Der Arbeitnehmer A wird aus persönlichen Gründen auf einer Auswärtstätigkeit von seiner 
Ehefrau begleitet. Für die Übernachtung im Doppelzimmer entstehen Kosten von 150 €. Ein 
Einzelzimmer hätte 90 € gekostet.  
Als Werbungskosten abziehbar oder vom Arbeitgeber steuerfrei erstattungsfähig sind 90 €. 
 
Abwandlung 
Auf einer Auswärtstätigkeit teilt sich der Arbeitnehmer A das Doppelzimmer mit seinem 
Kollegen B, der ihn aus betrieblichen Gründen begleitet. 
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vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet werden. 
 


dd) Begrenzte Berücksichtigung von Unterkunftskosten bei einer längerfristigen 
Auswärtstätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte im Inland 


 
123 Bei einer längerfristigen beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte im Inland, die 


nicht erste Tätigkeitsstätte ist, können nach Ablauf von 48 Monaten die tatsächlich 
entstehenden Unterkunftskosten höchstens noch bis zur Höhe von 1.000 € im Monat als 
Werbungskosten abgezogen oder vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet werden. Das gilt auch 
für Hotelübernachtungen.  
 


124 Bei Übernachtungen im Ausland im Rahmen einer längerfristigen Auswärtstätigkeit gelten 
die Grundsätze zur beruflichen Veranlassung und Notwendigkeit der entstandenen 
Aufwendungen unverändert weiter. Die Höchstgrenze von 1.000 € gilt hier nicht. 
 


125 Von einer längerfristigen beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte ist erst dann 
auszugehen, sobald der Arbeitnehmer an dieser mindestens an drei Tagen in der Woche tätig 
wird. Die 48-Monatsfrist beginnt daher nicht, solange die auswärtige Tätigkeitsstätte nur an 
zwei Tagen in der Woche aufgesucht wird. Eine Unterbrechung von weniger als 
sechs Monaten, z. B. wegen Urlaub, Krankheit, beruflicher Tätigkeit an einer anderen Tätig-
keitsstätte führt nicht zu einem Neubeginn der 48-Monatsfrist. Die Prüfung des Unter-
brechungszeitraums und des Ablaufs der 48-Monatsfrist erfolgt stets im Nachhinein mit Blick 
auf die zurückliegende Zeit. 
 
Beispiel 68 
Der Arbeitnehmer A ist seit 1. April 01 an der sich an seinem Wohnort befindlichen ersten 
Tätigkeitsstätte in H an zwei Tagen in der Woche tätig. An den anderen drei Tagen betreut er 
aufgrund arbeitsrechtlicher Festlegungen eine 200 km entfernte Filiale in B. Dort über-
nachtet er regelmäßig zweimal wöchentlich. 
Da der Arbeitnehmer A längerfristig infolge seiner beruflichen Tätigkeit an drei Tagen in der 
Woche an derselben Tätigkeitsstätte in B, die nicht erste Tätigkeitsstätte ist, tätig wird und 
dort übernachtet, können die ihm tatsächlich entstehenden Übernachtungskosten nach Ablauf 
von 48 Monaten nur noch bis zur Höhe von 1.000 € monatlich als Werbungskosten geltend 
gemacht oder steuerfrei erstattet werden.  
 
Abwandlung 
Wie Beispiel 68, allerdings muss A ab 15. Juli 01 für vier Monate nach M. Ab 16. November 
01 ist er dann drei Tage wöchentlich in H und zwei Tage in B. 
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1. April 01 und endet voraussichtlich am 31. März 05. Eine sechsmonatige Unterbrechung 
liegt noch nicht vor (lediglich vier Monate und dann immer nur dreitägige Unterbrechung).  
 


126 Für die Prüfung der 48-Monatsfrist wird auf den tatsächlich verwirklichten Sachverhalt abge-
stellt. Erst nach Ablauf von 48 Monaten greift die Begrenzung der Höhe nach auf den Betrag 
von 1.000 € im Monat. Die unbegrenzte Berücksichtigung der entstandenen Aufwendungen in 
den ersten 48 Monaten bleibt davon unberührt.  
 


ee) Anwendung der 48-Monatsfrist zur begrenzten Berücksichtigung der 
Unterkunftskosten bei einer längerfristigen Auswärtstätigkeit im Inland  


 
127 Maßgeblich für den Beginn der 48-Monatsfrist ist der jeweilige Beginn der längerfristigen 


beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte im Inland. Aus Vereinfachungsgründen ist 
es allerdings nicht zu beanstanden, wenn die abziehbaren Übernachtungskosten erst ab dem 
ersten vollen Kalendermonat, der auf den Monat folgt, in dem die 48-Monatsfrist endet, auf 
1.000 € begrenzt werden. 
 


ff) Steuerfreie Erstattung durch den Arbeitgeber 


 
128 Für jede Übernachtung im Inland darf der Arbeitgeber die nachgewiesenen Übernachtungs-


kosten nach Rz. 117 bis Rz. 126 oder ohne Einzelnachweis einen Pauschbetrag von 20 € 
steuerfrei erstatten. Bei Übernachtungen während einer auswärtigen beruflichen Tätigkeit im 
Ausland können die nachgewiesenen Übernachtungskosten oder ohne Einzelnachweis die 
mit BMF-Schreiben bekannt gemachten Pauschbeträge steuerfrei erstattet werden (R9.7 
Absatz 3 Satz 2 ff LStR 2015).  


 


5. Reisenebenkosten 


 
129 Zu den Reisenebenkosten gehören die tatsächlichen Aufwendungen z. B. für: 


1. Beförderung und Aufbewahrung von Gepäck; 
2. Telekommunikation und Schriftverkehr beruflichen Inhalts mit dem Arbeitgeber oder 


Geschäftspartnern; 
3. Straßen- und Parkplatzbenutzung sowie Schadensbeseitigung infolge von Verkehrs-


unfällen, wenn die jeweils damit verbundenen Fahrtkosten als Reisekosten anzusetzen 
sind; 


4. Verlust von auf der Reise abhanden gekommener oder beschädigter Gegenstände, die 
der Arbeitnehmer auf der Reise verwenden musste, wenn der Verlust aufgrund einer 
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Höhe des Wertes, der dem Gegenstand zum Zeitpunkt des Verlustes beigemessen 
wird. 


5. Private Telefongespräche, soweit sie der beruflichen Sphäre zugeordnet werden 
können (vgl. BFH-Urteil vom 5. Juli 2012, VI R 50/10, BStBl 2013 II S. 282). 


 
130 Die Reisenebenkosten sind durch geeignete Unterlagen nachzuweisen bzw. glaubhaft zu 


machen. Regelmäßig wiederkehrende Reisenebenkosten können zur Vereinfachung über 
einen repräsentativen Zeitraum von drei Monaten im Einzelnen nachgewiesen werden und 
dann in der Folgezeit mit dem täglichen Durchschnittsbetrag angesetzt werden.  
 


131  Zur Abgeltung der notwendigen Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer während 
seiner auswärtigen beruflichen Tätigkeit auf einem Kraftfahrzeug des Arbeitgebers 
oder eines vom Arbeitgeber beauftragten Dritten im Zusammenhang mit einer 
Übernachtung in dem Kraftfahrzeug entstehen, kann ab 1. Januar 2020 einheitlich im 
Kalenderjahr eine Pauschale von 8 € für jeden Kalendertag berücksichtigt werden, an 
dem der Arbeitnehmer eine Verpflegungspauschale nach § 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 
1 und 2 sowie Satz 5 zur Nummer 1 und 2 EStG beanspruchen könnte. Die Pauschale 
kann auch von mitfahrenden Arbeitnehmern beansprucht werden, die ebenfalls im 
Fahrzeug übernachten, wenn der Arbeitgeber keine weiteren Erstattungen für 
Übernachtungskosten leistet oder der Arbeitnehmer keine weiteren 
Übernachtungskosten als Werbungskosten geltend macht. Die übrigen Voraussetzungen 
des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5b EStG müssen erfüllt sein. 
 
Zur Berücksichtigung von höheren Mehraufwendungen ab 1. Januar 2020 vgl. BMF-
Schreiben vom 4. Dezember 2012, BStBl I S. 1249.  


 
132 Nicht zu den Reisenebenkosten gehören z. B.: 


1. Kosten für die persönliche Lebensführung wie Tageszeitungen, private Telefon-
gespräche mit Ausnahme der Gespräche i. S. d. Rz. 129 Nummer 5, Massagen, 
Minibar oder Pay-TV, 


2. Ordnungs-, Verwarnungs- und Bußgelder, die auf einer Auswärtstätigkeit verhängt 
werden, 


3. Verlust von Geld oder Schmuck, 
4. Anschaffungskosten für Bekleidung, Koffer oder andere Reiseausrüstungsgegenstände, 


weil sie nur mittelbar mit einer Auswärtstätigkeit zusammenhängen, 
5. Essensgutscheine, z. B. in Form von Raststätten- oder Autohof-Wertbons. 
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133 Gutscheine i. S. d. Rz. 132 Nummer 5 gehören nicht zu den Reisenebenkosten, da zur 
Abgeltung der tatsächlich entstandenen, beruflich veranlassten Mehraufwendungen für 
Verpflegung eine Verpflegungspauschale (§ 9 Absatz 4a EStG) angesetzt werden kann.  
 
Beispiel 69 
Der LKW-Fahrer L ist im Inland eintägig mehr als acht Stunden beruflich auswärts tätig. Er 
nimmt ein Mittagessen im Wert von 8,50 € in einer Autobahnraststätte ein und bezahlt an der 
Kasse 6 € in bar und den Rest in Wertbons, die er im Zusammenhang mit der vom Arbeitgeber 
erstatteten Parkplatzgebühr erhalten hat. 
Dem LKW-Fahrer L steht eine ungekürzte Verpflegungspauschale von 14 € zu. 
 


6. Sonstiges 


 
134 Zur Ermittlung der steuerfreien Leistungen für Reisekosten dürfen die einzelnen Aufwen-


dungsarten zusammengefasst werden; die Leistungen sind steuerfrei, soweit sie die Summe 
der zulässigen steuerfreien Leistungen nicht übersteigen. Hierbei können mehrere Reisen 
zusammengefasst abgerechnet werden. Dies gilt sinngemäß für Umzugskosten und für 
Mehraufwendungen bei einer doppelten Haushaltsführung (R 3.16 Satz 1 bis 3 ggf. i. V. m. 
R3.13 Abs. 1 Satz 3 LStR 2015).  


 
Beispiel 70 
Bei einer längerfristigen beruflichen Auswärtstätigkeit wird ein Monteur für die Dauer von 
sechs Monaten (110 Arbeitstage) an derselben Tätigkeitsstätte tätig. Die arbeitstägliche 
Abwesenheit von seiner Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte beträgt jeweils mehr als 8 
Stunden. Während der sechs Monate seiner Tätigkeit steht dem Monteur nach der 
Reiserichtlinie des Arbeitgebers ein Tagegeld in Höhe von insgesamt 770 € zu (110 
Arbeitstage x 7 €/Arbeitstag). 
Erfolgt eine monatliche Reisekostenabrechnung können die Tagegelder der ersten drei 
Monate steuerfrei geleistet werden: 
Steuerfreie Verpflegungspauschalen:   55 Arbeitstage x 14 €/Arbeitstag = 770 € 
Gezahltes Tagegeld:     55 Arbeitstage x   7 €/Arbeitstag = 385 € 
Der Arbeitnehmer könnte somit zusätzlich für die ersten drei Monate noch 385 € als 
Werbungskosten geltend machen. 
 
Die Tagegelder der folgenden drei Monate sind steuerpflichtig und der Arbeitnehmer kann 
keine Werbungskosten mehr geltend machen 
Steuerfreie Verpflegungspauschalen:      =     0 € 
Gezahltes Tagegeld:    55 Arbeitstage x  7 €/Arbeitstag = 385 € 
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die Tagegelder der gesamten sechs Monate steuerfrei gezahlt werden. Der Arbeitnehmer kann 
dann keinen Werbungskostenabzug mehr geltend machen. 
Steuerfreie Verpflegungspauschalen:  55 Arbeitstage x 14 €/Arbeitstag = 770 € 
Gezahltes Tagegeld:             110 Arbeitstage x   7 €/Arbeitstag = 770 € 
 


135  In den Fällen, in denen keine steuerfreie Verpflegungspauschale gezahlt werden darf, ist es 
nicht zu beanstanden, wenn der Arbeitgeber bei einer von ihm zur Verfügung gestellten 
Mahlzeit eine Verrechnung des anzusetzenden Sachbezugswertes mit steuerfrei zu 
erstattenden Fahrt-, Unterkunfts- oder Reisenebenkosten vornimmt.  
 
Beispiel 71  
Der Arbeitnehmer A nimmt an einem halbtägigen auswärtigen Seminar mit Mittagessen teil 
und ist 6 Stunden von seiner Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte abwesend. Für die 
Fahrt zum Seminar nutzt A seinen privaten PKW und könnte für die entstandenen Fahrtkosten 
eine steuerfreie Erstattung in Höhe von 30 € von seinem Arbeitgeber beanspruchen.  
Der Arbeitgeber kann die von ihm im Rahmen des Seminars gestellte Mahlzeit mit dem 
Sachbezugswert individuell oder pauschal mit 25 % versteuern oder von den zu erstattenden 
30 € abziehen. 


  


III. Zeitliche Anwendungsregelung 
 


136 Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 24. Oktober 2014 (BStBl I S. 1412) 
und ist in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Änderungen sind durch Fettdruck 
dargestellt. In den jeweiligen Beispielen wurden die ab 1. Januar 2020 geltenden 
gesetzlichen Beträge für Verpflegungsmehraufwendungen und Sachbezugswerte 
berücksichtigt.  


 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht für eine Übergangs-
zeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen 
(www.bundesfinanzministerium.de) zur Ansicht und zum Abruf bereit. 
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